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Executive Summary

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit der Frage nach einem wirkungvollen Erst-
vergabeprozess von gefördertem gemeinnützigem Wohnraum in der Schweiz. Betrachtet 
wird ausschliesslich freitragender Wohnraum, der nicht über A-fonds-perdu-Beiträge ge-
fördert werden. Wohnbauförderung wird heute primär als ein in der Bundesverfassung 
verankerter Auftrag auf Bundesebene betrieben. Ergänzend dazu bestehen verschiedene 
Förderinstrumente auf kantonaler und kommunaler Ebene. Keines der bekannten Förder-
instrumente nimmt dabei direkten Einfluss auf den Erstvergabeprozess. Die Vorgaben 
betreffen primär Rahmenbedingungen für den betroffenen Wohnbauträger und des zu rea-
lisierenden Projektes. Wo keine zwingenden Anforderungen oder Themen an die Wohn-
bauträger bezüglich Wohnungsvergabe bestehen, sind freiwillig erlassene Zusatzkriterien 
weit verbreitet, insbesondere an Lagen mit hoher Nachfrage. Entsprechend ist der Spiel-
raum der Wohnbauträger und damit auch deren Verantwortung, einen zweckerfüllenden 
Erstvergabeprozess durchzuführen, gross. 

Primäres Ziel und Mehrwert der Wohnraumförderung aus Expertensicht ist die Sicherstel-
lung einer angemessenen sozialen, gesellschaftlichen und finanziellen Durchmischung an 
Lagen mit hoher Nachfrage. Als Konsequenz bedeutet dies in erster Linie die Schaffung 
von bezahlbarem Wohnraum. Eine wirksame Erstvergabe ist aus Expertensicht dann ge-
geben, wenn dieses primäre Ziel und eine hohe allgemeine Akzeptanz des Ergebnisses 
erreicht werden kann. Konkret also, wenn bezahlbarer, gut durchmischter Wohnraum ge-
schaffen wird, der langfristig preisgünstig bleibt und der Spekulation entzogen wird. 

Die untersuchten Beispiele von durchgeführten Erstvergabeprozessen zeigen eine grosse 
Heterogenität bezüglich der zugrunde liegenden Rahmenbedingungen und des angewen-
deten Vorgehens. Wesentliche Unterscheidungsmerkmale mit starkem Einfluss auf den 
Erstverabeprozess sind die Art der Förderung und Finanzierung, die Projektgrösse, die 
Lage und die Grundhaltung des Wohnbauträgers. Gemeinsam haben alle Beispiele kons-
tituierende Kernelemente, aus denen sich Schlüsselthemen für künftige Vergabeprozesse 
ableiten lassen. 

Entscheidend ist ein bewusst gestalteter und transparenter Erstvergabeprozess mit klar 
messbaren Zielen und fairen Chancen auf eine Wohnung für Interessenten. Die Imple-
mentation eines Zufallselements im Vergabeprozess erhöht dessen Glaubwürdigkeit 
erheblich. Werden von Seiten Wohnbauförderung Grundregeln bezüglich der Gemein-
nützigkeit des Wohnbauträgers sowie globale Anforderungen an die Nutzer und insbe-
sondere die Belegungsdichte sichergestellt, ist es aus Expertensicht nicht entscheidend, 
wer letztendlich in den geförderten Wohnungen lebt. So lange es sich um freitragende 
Wohnungen handelt, respektive die Wohnbauträger die enthaltendenen Fördermittel ver-
zinsen und amortisieren, soll der konkrete Prozess in deren Ermessensspielraum liegen. 
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1. Einleitung

1.1 Ausgangslage

Wegen dem begrenzt verfügbaren Bauland gilt Wohnraum als nicht beliebig vermehrba-
res Gut. Mit steigender Nachfrage wird bezahlbarer Wohnraum knapp, davon betroffen 
sind insbesondere urbane Gebiete. Die Volksinitative „Mehr bezahlbare Wohnungen“, 
über welche am 09. Februar 2020 abgestimmt wurde (Schweizerische Eidgenossenschaft, 
2020), zeigt, dass die Thematik sehr aktuell ist. Der Knappheit an bezahlbarem Wohn-
raum soll mit staatlicher Wohnbauförderung entgegengewirkt werden, was heute in der 
Bundesverfassung, Artikel 108, verankert ist. Die dadurch geförderten, meist privaten 
gemeinnützigen Wohnbauträger erstellen mithilfe dieser Fördermittel Wohnraum, den sie 
zu einem bezahlbaren Preis vermieten. Aufgrund der meist auch finanziellen Bevorzu-
gung gegenüber dem freitragenden Wohnraum besteht hier eine gewisse Sorgfaltspflicht 
gegenüber der Allgemeinheit, die Fördermittel wirksam und korrekt einzusetzen. Der 
Vergabe des Wohnraumes kommt dabei eine besondere Bedeutung zu: Einerseits muss 
ein zweckerfüllender und gut funktionierender Mietermix erreicht werden, andererseits 
entscheidet sich in diesem Prozess, ob und wie die eingesetzten Fördermittel ihre Wir-
kung entfalten können und denjenigen zugutekommen, die darauf angewiesen sind. Die 
Wichtigkeit dieses Prozesses wird umso deutlicher, wenn die Opportunitätskosten  der 
eingesetzten Fördermittel in die Betrachtung miteinbezogen werden: Alleine für die Stadt 
Zürich werden diese für die Objekthilfe auf rund CHF 63 Mio. pro Jahr geschätzt (Leh-
mann, 2018, S. 54). Weiter ist nicht jeder Wohnbauträger gleich professionell aufgestellt. 
Gerade bei einer neu gegründeten Genossenschaft, wie beispielsweise die Wohnbauge-
nossenschaft „Huebergass“ in Bern, ist der Tatbeweis einer zielgerechten Wohnungsver-
gabe noch zu erbringen.

1.2 Zielsetzung und Fragestellung

Übergeordnetes Ziel dieser Arbeit ist es, ein vertieftes Verständnis für die Erstvergabe 
von gefördertem gemeinnützigem Wohnraum im Kontext von Zweck und Zielen der 
Wohnbauförderung in der Schweiz zu ermöglichen. Dabei werden auf Basis der gewon-
nenen Erkenntnisse aus den theoretischen Grundlagen und der Untersuchung konkreter 
Beispiele die wesentlichen Elemente eines Erstvergabeprozesses benannt und in Form 
einer Handlungsempfehlung für künftige Vorhaben zusammengefasst. Die folgenden 
Forschungsfragen dienen dabei als Leitfaden:
• Auf welchen Rahmenbedingungen beruht die Förderung heute in der Schweiz und 

welchen Einfluss hat sie auf die Erstvergabe der Wohnungen?
• Welche Rahmenbedingungen werden von den fördernden Stellen gestellt und welche 

weiterführende Bedingungen werden von den geförderten Wohnbauträgern mit wel-
chen Überlegungen zusätzlich aufgestellt?

• Wie funktionieren Erstvergaben von gefördertem gemeinnützigem Wohnraum typi-
scherweise in der Schweiz?
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1.3 Thematische Abgrenzung

Diese Arbeit untersucht die Erstvergabe von Wohnraum in der Schweiz, der sowohl der 
Gemeinnützigkeit unterliegt wie auch von der öffentlichen Hand direkt oder indirekt ge-
fördert wird. Als Förderung gelten sowohl finanzielle Fördermassnahmen, beispielswei-
se in Form von Darlehen, Förderbeiträgen und Krediten wie auch raumplanerische För-
dermassnahmen, beispielsweise durch die gezielte Abgabe von Land an gemeinnützige 
Wohnbauträger. Nicht betrachtet wird Wohnraum, der zusätzlich subventioniert wird und 
damit nicht mehr als freitragend gilt1. Ebenfalls nicht berücksichtigt wird die Rechtsform 
des Wohnbauträgers, da diese eine untergeordnete Relevanz für den Prozess hat, solange 
der Wohnbauträger der Gemeinnützigkeit unterliegt. Auf eine geschichtliche Aufarbei-
tung wird verzichtet, der Fokus liegt auf aktuellen Beispielen und der heute gültigen 
Grundlagen und Ziele. Bei den für die Untersuchung beigezogenen Praxisbeispielen und 
interviewten Experten wird auf eine ausgewogene Auswahl gemäss Kapitel 4 geachtet, es 
besteht jedoch keinerlei Anspruch auf eine für die gesamte Schweiz repräsentative Aus-
wahl. 

1 Definition themenbezogener Begriffe gemäss nachfolgendem Kapitel 1.4

• Kommt der geförderte Wohnraum durch die gängige Praxis denjenigen zugute, die 
gefördert werden sollen?

• Kann mit einem partizipativ begleiteten Erstvergabeprozess wie er im Beispiel des 
Projektes „Huebergass“ durchgeführt wurde, ein gut funktionierender und zwecker-
füllender Mietermix erreicht werden? 

• Kann der bei der „Huebergass“ angewandte Prozess als Modell für künftige Vorhaben 
dienen und, falls nicht, wie könnte ein tragfähiges Modell aussehen?

1.4 Definition themenbezogener Begriffe

Die in Zusammenhang mit dieser Thematik verwendeten Begrifflichkeiten werden je 
nach Institution unterschiedlich präzise definiert. Zum besseren Verständnis erfolgt nach-
folgend eine Definition der für diese Arbeit wesentlichen Begriffe.

Preisgünstiger Wohnraum

Es existiert keine eindeutige Begriffsdefinition. Wird oftmals über die Tragbarkeit für 
einen Haushalt und relativ zum restlichen Umfeld beziehungsweise einer Referenzgrös-
se definiert. Als Grundlage kann auch die Kostenmiete verwendet werden. (Thalmann, 
2015, S. 1-2)

Freitragender Wohnraum

Nicht verbilligter Wohnraum, der sich aus eigenen Erträgen ohne jegliche Unterstützungs-
beiträge, Subventionen, Vergünstigungen und dgl. selber finanziert. Ausnahme: Übliche 
von Banken gewährte Hypotheken, Darlehen und dgl. zu Marktkonditionen.
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Gemeinnütziger Wohnraum

Nach Thalmann (2015) ist die Gemeinnützigkeit dann gegeben, wenn ein Vermieter auf 
die höchstmögliche Rendite seines Eigenkapitals freiwillig verzichtet (S. 7). Überein-
stimmend mit der Definition der Stadt Zürich ergibt sich daraus die Anwendung der vor-
stehend definierten Kostenmiete. Ist die Kostenmiete gesetzlich oder statutarisch festge-
legt, wird der Wohnraum dadurch dauerhaft der Spekulation entzogen und gilt damit als 
gemeinnützig. Das BWO definiert gemeinnützige Bauträger wie folgt: „Als gemeinnützi-
ge Bauträger gelten Genossenschaften, (...) die nach ihren Statuten die Bereitstellung von 
preisgünstigen Wohnun gen bezwecken, die Ausschüttung von Dividenden (...) verbieten. 
Ferner müssen die Statuten vorsehen, dass bei Auflösung der Organisation ein allfälliger 
Liquidationsüberschuss dem ur sprünglichen Zweck zugeführt wird. Überdies müssen die 
Bauträger Mindestanforderungen bezüglich Geschäftsfüh rung, Rechnungslegung und 
Revision erfüllen und sich mit der Charta der gemeinnützigen Wohnbauträger einver  
standen erklären.“ (BWO, 2020, S. 2).

Kostendeckende Miete und Kostenmiete

Die kostendeckende Miete deckt alle laufenden Ausgaben zuzüglich einer kapitalmarkt-
gerechten Eigenkapitalrendite und entspricht damit den laufenden Vollkosten des Ver-
mieters. Wird die Eigenkapitalrendite als sogenannte normative Eigenkapitalrendite be-
rechnet, konkret also einer selbst auferlegten Obergrenze, ergibt sich die Kostenmiete 
(Thalmann, 2015, S. 6). Im Glossar des Büros für Wohnbauförderung der Stadt Zürich 
wird die Kostenmiete für gemeinnützige Wohnbauträger wiederum als Miete, die nur die 
anfallenden Kosten decken, nicht aber eine Rendite abwerfen darf definiert (Stadt Zürich, 
2015, S. 1). Bei der Definition der Kostenmiete besteht dementsprechend ein gewisser 
Spielraum. Im Gespräch mit Interviewpartner Nr. 7 gemäss Kapitel 4 wurde angemerkt, 
dass aktuell Bestrebungen in Zusammenarbeit mit dem BWO für eine einheitliche Defi-
nition laufen. 

Subventionierter Wohnraum

Wohnraum, der über die vorstehend definierte Gemeinnützigkeit hinaus mit A-fonds-Per-
du-Beiträgen subventioniert wird. Ob beispielsweise die Abgabe von Land zu vergünstig-
ten Konditionen auch als Subvention bezeichnet werden kann, ist umstritten und gemäss 
im Rahmen der Interviews gemäss Kapitel 4 eingeholten Expertenmeinungen auch eine 
Frage der Perspektive.

A-fonds-perdu-Beiträge

Unter „à fonds perdu“ wird eine Zahlung ohne Aussicht auf Gegenleistung oder Rück-
erstattung Verstanden (Bibliographisches Institut GmbH, ohne Datum). A-fonds-perdu-
Beiträge im Kontext dieser Arbeit sind finanzielle Zuwendungen von fördernden Stellen, 
die nicht zurückbezahlt werden müssen. Gemäss Expertenmeinungen gelten sie als Sub-
ventionen. 
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Objekthilfe

Im Falle der Objekthilfe wird die Förderung an eine konkrete Liegenschaft, beziehungs-
weise ein konkretes Projekt gekoppelt. Die Objekthilfe kann hier unterschiedliche Ziele 
verfolgen, beispielsweise Wohnraum für eine konkrete Zielgruppe oder eine generelle 
Bereitstellung von vergünstigten Wohnungen. Die Instrumente der Objekthilfe sind viel-
fältig, diese kann beispielsweise erfolgen über die Abgabe von Land, Bürgschaften, Dar-
lehen sowie finanziellen Beiträgen (Gerber, 2015, S. 2). Laut Expertenmeinungen ist sie 
wesentlich nachhaltiger als die Subjekthilfe. Mit ihr wird der preisgünstige Wohnraum 
von morgen geschaffen2.

Subjekthilfe

Die Subjekthilfe zielt anders als die Objekthilfe nicht auf eine Liegenschaft sondern auf 
ein Individuum, bzw. einen Haushalt. Gängigstes Beispiel ist hier ein staatlicher Zuschuss 
an den Mietzins. Auch Ergänzungsleistungen im Rahmen von AHV und IV können zur 
Subjekthilfe gezählt werden (Gerber, 2015, S. 2). Aus Expertensicht wird diese eher kri-
tisch betrachtet, da primär Geld vom öffentlichen in den privaten Sektor fliesst in Form 
von subventionierten Mieten. Gleichwohl kann sie eine sinnvolle Ergänzung zur Objekt-
hilfe sein2. 

2 Siehe auch Auswertung zu Experteninterviews Themenblock A gemäss Anhang 6

Objektgebundene Subjekthilfe

Die objektgebundene Subjekthilfe ist eine Mischform, bei der Mietzinszuschüsse gekop-
pelt sind an eine Liegenschaft, die mit Objekthilfe gefördert wurde. Kommen darüber 
hinaus Einkommens- und Vermögenslimiten zur Anwendung, kann dies ebenfalls der 
objektbezogenen Subjekthilfe zugeordnet werden (Gerber, 2015, S. 2). In der Theorie 
stellt diese Form aus Expertensicht das Optimum dar. Jedoch wird die Praxistauglichkeit 
infrage gestellt, einerseits wegen der begrenzten Verfügbarkeit der entsprechenden Lie-
genschaften und andererseits wegen dem hohen administrativen Aufwand für die Wohn-
bauträger2.

Leistungsmodelle

Gesellschaftsgärtner

Im Rahmen der vorliegenden Arbeit wird darunter eine Rolle innerhalb eines Wohnbau-
trägers zur Aktivierung der Gemeinschaft verstanden. Die Genossenschaft „Wir sind 
Stadtgarten“ definiert diese Rolle wie folgt: „Der Gesellschaftsgärtner aktiviert Hilfe zur 
Selbsthilfe und setzt dazu sein umfangreiches Netzwerk (...) zu allen Anliegen ein. Der 
Gesellschaftsgärtner macht möglich, ist nicht nur Bewirtschafter sondern Schnittstelle 
zwischen der Mietergenossenschaft und dem Quartier.“ (WSS, 2019b, S. 15).

Das Einzelleistungsmodell sieht die Beauftragung der einzelnen Arbeitsgattungen direkt 
durch den Auftraggeber in Anlehnung an die Norm SIA 112 vor (SIA, 2014). 
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Chancen und Risiken verbleiben dadurch über den gesamten Planungs- und Realisie-
rungsprozess beim Auftraggeber. Im Falle des Gesamtleistungsmodells beauftragt der  
Bauherr eine einzelne Firma mit der Planung und Realisierung eines Vorhabens zum 
Festpreis. Chancen und Risiken werden dabei auf die Gesamtleisterin übertragen, die 
ihrerseits Garantien gegenüber dem Bauherrn hinsichtlich Kosten, Terminen und Qualität 
übernimmt. Dies trifft so auch auf das Totalunternehmer-Modell zu. Die Gesamtleisterin 
kann darüber hinaus aber weitere Risiken, beispielsweise in der Projektentwicklungs- 
und Bewilligungsphase übernehmen.

1.5 Vorgehen

Das Vorgehen erfolgt auf Basis einer qualitativen Untersuchung der in Kapitel 1.2 auf-
geführten Forschungsfragen. 
Im Rahmen des Grundlagekapitels 2 werden die gesetzlichen Grundlagen der Wohn-
bauförderung in der Schweiz, die zugrunde liegenden Instrumente sowie Struktur und 
Akteure im gemeinnützigen Wohnungsbau aufgearbeitet. Auch wird die generelle Fra-
ge untersucht, inwiefern die gemeinnützigen Wohnbauträger Vergabekriterien bei ihrem 
freitragenden Wohnraum anwenden. 
In Kapitel 3 wird als Grundlage für die Untersuchungen das Projekt „Huebergass“ in 
Bern eingehender betrachtet. Dieses wurde durch eine Wohnbauträgerin entwickelt, hin-
ter der die schweizweit tätige Immobilienfirma Halter AG steht. Das Projekt befindet sich 
derzeit in Realisierung, der Erstvergabeprozess ist abgeschlossen. Der Verfasser dieser 
Arbeit war bis zur Baubewilligung operativ für das Projekt verantwortlich und ist Vor-
standsmitglied der Wohnbauträgerin. Die zugrunde liegenden Rahmenbedingungen und 
der gewählte Prozess machen es zu einem potenziellen Modell für künftige Vorhaben und 
zu einer Basis für die nachfolgenden Untersuchungen. 
Das detaillierte Vorgehen für die nachfolgend beschriebenen Untersuchungen sowie eine 
Begründung für die gewählte Methodik  und die Wahl der Interviewpartner ist Thema des 
Kapitels 4.
Aufbauend auf dem Grundlageteil wird auf der Basis von qualitativen, leitfadengestütz-
ten Experteninterviews in Kapitel 5.1 der Zweck und die Ziele der Wohnbauförderung 
sowie die Frage, was eine wirkungsvolle Erstvergabe bedeutet, vertieft betrachtet. Zu-
sätzlich werden ergänzend zum Projekt „Huebergass“ in Kapitel 5.2 vier weitere aktuelle 
Beispiele für Erstvergabeprozesse untersucht.  Dies erfolgt auf Basis projektspezifischer 
Publikationen und ergänzenden Experteninterviews. Im Kontext der daraus gewonne-
nen Erkenntnisse wird in Kapitel 5.3 das Ergebnis im Projekt Huebergass diskutiert und 
darauf aufbauend in Kapitel 5.4 die untersuchten Erstvergabeprozesse ausgewertet. Ab-
geschlossen werden die Untersuchungen mit einer Handlungsempfehlung für künftige 
Vorhaben in Kapitel 5.5 und darin enthalten Aussagen, wie ein tragfähiges Modell aus-
sehen muss. 
In Kapitel 6 wird ein Fazit erstellt, welches das Ergebnis dieser Arbeit diskutiert und ein 
Ausblick mit Empfehlungen für mögliche aufbauende Forschungsthemen gemacht. 
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2 Theoretische Grundlagen

2.1 Gemeinnütziger Wohnraum

2.1.2 Zweck und Ziele

Das Bundesamt für Wohnungswesen hat gemeinsam mit den beiden grössten Verbänden 
für Wohnbaugenossenschaften5 eine „Charta der gemeinnützigen Wohnbauträger in der 
Schweiz“ publiziert, nach deren Grundsätzen sich die Wohnbauträger richten. Sie hält 
den Zugang zu einer bedarfsgerechten Wohnung zu einem bezahlbaren Preis für jeden 
Einzelnen als grundlegendes Recht fest. Die Relevanz dieser Thematik wird im ersten 
Abschnitt wörtlich wie folgt begründet: „Um allen eine Wohnung zu tragbaren Bedin-
gungen zu sichern, reichen die Marktkräfte nicht aus. Zur Ergänzung braucht es die ge-
meinnützigen Wohnbauträger (...), welche preisgünstige Wohnungen erstellen, sichern 
und erneuern.“ (BWO, WBG Schweiz, Wohnen Schweiz, 2013). Ziffer 1 der Charta hält 
fest, dass der durch die gemeinnützigen Wohnbauträger erstellte Wohnraum der Kosten-

3 In einer gemeinsamen Publikation setzten sich nach dem 1. Weltkrieg mehrere Autoren mit der Thematik 
auseinander (Brüschweiler, C., Naegeli, K., Bernoulli, H., Schweizerischer Verband zur Förderung des ge-
meinnützigen Wohnungsbaues, 1920).
4 Blumer (2012) definiert „kleine“ Wohnbauträger mit bis zu 99 Wohneinheiten, „mittlere“ von 100 bis 399 
Wohneinheiten und „grosse“ ab 400 Wohneinheiten (S. 13).
5 Die beiden Verbände „Wohnbaugenossenschaften Schweiz“ und „Wohnen Schweiz“ (BWO et. al, 2013)

2.1.1 Ursprung 

Wohnraum als menschliches Grundbedürfnis ist ein wichtiger Bestandteil des gesell-
schaftlichen Zusammenlebens und rückt abhängig von der allgemeinen Entwicklung 
von Wirtschaft und Gesellschaft mal mehr und mal weniger in den Vordergrund. Dies 
zeigt beispielsweise die Reaktion von Politik und Verwaltung auf die Wohnungsnot in 
der Schweiz, sowohl vor, wie auch nach dem ersten Weltkrieg3 (Brüschweiler et. al, 1920, 
S. 7-39). Diese Entwicklungen machten die Wohnbauförderung in der Schweiz zu einem 
übergeordneten Thema für die Gesellschaft. Konkrete  Fördermassnahmen auf Bundes-
ebene zeigten sich 1919, als Kantone und Gemeinden beim Bund intervenierten. Der 
Bundesrat hat daraufhin einen Kredit bei der Bundesversammlung zur Linderung der 
Wohnungsnot beantragt (Peter, 1922, S. 82). In dieser Zeit entstanden zahlreiche gemein-
nützige Bauträger: Ein Blick in die Statistik zeigt, dass der weitaus grösste Teil der heu-
te noch existierenden gemeinnützigen Wohnbauträger in der Zeit nach dem ersten und 
zweiten Weltkrieg gegründet wurden: Fast 80% der gemeinnützigen Wohnungen in der 
Schweiz sind heute im Besitz von Bauträgern, deren Gründung vor 1970 erfolgte. Da-
von entfallen 36% der Wohnungen im Eigentum von Wohnbauträgern, die in den Jahren 
1945 - 1970 gegründet wurden (Blumer, 2012, S. 14). Ein wesentlicher Unterschied gibt 
es dabei bei der Grösse der Wohnbauträger: Gut 55% der grossen4 Wohnbauträger wur-
den vor 1945 gegründet, während über 90% der kleinen Wohnbauträger nach dieser Zeit 
gegründet wurden. Eine Übersicht über die Anzahl der Wohnbauträger im Verhältnis zu 
deren Wohnungszahl und Gründungsperiode zeigt auch Tabelle Nr. 2 auf Seite 8. 
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2.1.3 Struktur und Akteure

Der Marktanteil der gemeinnützigen Wohnungen in der Schweiz inklusive der Wohnungs-
bestände der politischen Gemeinden wird heute auf rund 5.8%, beziehungsweise 217`000 
Wohneinheiten geschätzt. Die darin enthaltenen rund 185`000 Wohnungen der gemein-
nützgien Wohnbauträger machen 5% des Wohnungsmarktes aus (WBG Schweiz, 2020b, 
S. 4). Vom Bundesamt für Wohnungswesen wurde 2012 eine Studie zu Vermietungskrite-
rien gemeinnütziger Wohnbauträger in der Schweiz publiziert. Der Studie zugrunde liegt 
eine gross angelegte Umfrage, bei der exakt 1`000 Wohnbauträger teilgenommen haben. 
Da diese laut der Studie über 70% der schweizerischen Wohnbauträger ausmacht, ist 
die Studie repräsentativ (Blumer, 2012, S. 12-13). Auf die Ergebnisse der Studie wird in 
Kapitel 2.3 näher eingegangen. Sie erfasste auch strukturelle Eigenschaften wie Grösse, 
Rechtsform und der Zeitpunkt der Gründung, aus denen sich Aussagen zur heutigen Situ-
ation der gemeinnützigen Wohnbauträger in der Schweiz ableiten lassen.  
Wie nachfolgender Tabelle Nr. 1 entnommen werden kann, ist die dominierende Rechts-
form die Genossenschaft mit einem Anteil von über 93% unter den Wohnbauträgern. 
Darin enthalten sind fast 75% Mitgliedergenossenschaften, bei denen Mieterinnen und 
Mieter gleichzeitig auch Genossenschafter sind. Weitere mögliche Rechtsformen wie 
eine Stiftung oder eine Aktiengesellschaft spielen eine vergleichsweise untergeordnete 
Rolle (Ebd., S. 14). 

miete unterliegt und permanent der Spekulation entzogen wird. In Ziffer 2 verpflichten 
sich die Wohnbauträger, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten und dabei 
eine Durchmischung anzustreben. Zu berücksichtigen sind insbesondere Familien, Be-
hinderte und Betagte. Wohnungen mit günstigen Mieten sollen insbesondere Haushalten 
mit geringem Einkommen zugute kommen. Dies entspricht im Wesentlichen so auch den 
Grundsätzen des Wohnraumförderungsgesetzes WFG, dessen Rahmenbedingungen in 
Kapitel 2.2.1 näher erläutert werden. Im Gegensatz zu freitragendem Wohnraum soll ge-
meinnütziger Wohnraum gemäss Charta dementsprechend primär Ungleichgewichte, die 
durch die Marktkräfte geschaffen werden, ausgleichen und ergänzende Angebote schaf-
fen. Dies soll erreicht werden, indem das Gemeinwohl und nicht die Gewinnmaximie-
rung im Zentrum stehen und insbesondere der geschaffene Wohnraum der Spekulation 
entzogen wird. 

Tabelle 1: Differenzierung der Umfrageteilnehmer nach Rechtsform (Blumer, 2012, S. 14)
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Mit rund 70% verfügt die überwiegende Mehrheit der Wohnbauträger nur über einen 
kleinen Wohnungsbestand mit weniger als hundert Wohneinheiten. Dies macht 16% des 
Wohnungsbestandes aus, wogegen insgesamt 28 Wohnbauträger rund einen Drittel al-
ler Wohnungen umfassen (Ebd., S. 13). Generell treten kleinere Wohnbauträger eher im 
ländlichen Gebiet, beziehungsweise kleinen Gemeinden auf, wohingegen die grösseren 
Wohnbauträger eher in den Städten verankert sind. Die Unterschiede in Sachen Grösse, 
Standort und Gründungsperiode zeigt nachfolgende Tabelle Nr. 2.

Tabelle 2: Unterschied Wohnbauträger nach Standort, Grösse und Gründungsperiode (Blumer, 2012, S. 26)

Heute sind die Genossenschaften über die zwei grossen Dachverbände „Wohnen Schweiz“ 
und „Wohnbaugenossenschaften Schweiz“ organisiert6. Diese nehmen in der heutigen 
Wohnbauförderung eine wichtige Rolle ein: Einerseits betreiben und verwalten sie mit 
Unterstützung des Bundes dessen indirekte Wohnbauförderung und andererseits verfügen 
sie mit den Stiftungen Solidaritätsfonds und Solinvest über Fördergelder aus freiwilligen 
Beitragszahlungen ihrer Mitglieder. Die entsprechenden Rahmenbedingungen werden im 
nachfolgenden Kapitel 2.2 behandelt. 

2.2 Förderung von gemeinnützigem Wohnraum

2.2.1 Gesetzliche Grundlagen

Die staatliche Wohnraumförderung in der Schweiz begründet sich heute auf Artikel 108 
der Bundesverfassung. Unter Absatz 1 heisst es wörtlich: „Der Bund fördert den Woh-
nungsbau, den Erwerb von Wohnungs- und Hauseigentum, das dem Eigenbedarf Priva-
ter dient, sowie die Tätigkeit von Trägern und Organisationen des gemeinnützigen Woh-
nungsbaus.“ (BV Art. 108, Abs. 1). 
6 http://www.wohnen-schweiz.ch und https://www.wbg-schweiz.ch
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7 Übersicht: https://www.bwo.admin.ch/bwo/de/home/wohnraumfoerderung/kantonale-hilfen.html

2.2.2 Übersicht Instrumente

Die Umsetzung des gesetzlichen Auftrages kann abhängig von der staatlichen Ebene 
(Bund, Kantone, Gemeinden) auf verschiedene Arten erfolgen. WBG Schweiz unter-
scheidet gemäss Abbildung Nr. 1 auf nachfolgender Seite in Objekt- und Subjekthilfe 
sowie in generelle Branchenförderung. Unter dem Begriff „Branchenförderung“ wird pri-
mär die Wissensvermittlung und der Wissensaufbau zusammengefasst. Diese hat dement-
sprechend keinen direkten Einfluss auf konkrete Projekte oder Erstvergabeprozesse und 
wird im Rahmen dieser Arbeit nicht eingehender betrachtet. 

Mit diesem Verfassungsartikel wird die Wohnbauförderung primär eine Aufgabe des 
Bundes. Die darauf aufbauenden Gesetze auf Bundesebene sind seit Oktober 1974 das 
Wohnbau- und Eigentumsförderungsgesetz (WEG) und seit März 2003 das Bundesgesetz 
über die Förderung von preisgünstigem Wohnraum (Wohnraumförderungsgesetz, WFG). 
In Artikel 1, Abs. 1 des WFG heisst es wörtlich: „Mit diesem Gesetz sollen Wohnraum 
für Haushalte mit geringem Einkommen sowie der Zugang zu Wohneigentum gefördert 
werden.“. Die in Artikel 5 festgehaltenen Förderungsgrundsätze geben vor, dass auf ei-
nen haushälterischen Umgang mit Ressourcen, hohe Qualität  und eine ausgewogene 
soziale Durchmischung der Bewohnerschaft zu achten ist. Weiter wird explizit erwähnt, 
dass der Wohnraum den Bedürfnissen von Familien, älteren Menschen und Menschen 
mit Behinderungen zu entsprechen hat. Im Abschnitt zu preisgünstigen Mietwohnungen 
wird dabei explizit die Förderung zu Gunsten von einkommensschwachen Haushalten 
verankert (Art. 10). Als mögliche Instrumente sind zinslose oder zinsgünstige Darlehen 
sowie Bürgschaften definiert (Art. 11). Voraussetzung hierfür ist gemäss Art. 12, Abs. 2 
die Einhaltung von Einkommens- und Vermögenslimiten sowie eine Mindestbelegung. 
Sinngemäss die gleichen Bestimmungen kommen beim preisgünstigen Wohneigentum 
zur Anwendung (Art. 28). Weiter sieht das Gesetz die finanzielle Förderung der Tätigkeit 
von Organisationen des gemeinnützigen Wohnungsbaus vor (Art. 33-40). Im Rahmen 
des WFG wird der Vollzug an das Bundesamt für Wohnungswesen (BWO) delegiert (Art. 
46 WFG). Dem BWO wird dabei explizit auch die Möglichkeit gegeben, Vollzugsaufga-
ben an geeignete Institutionen weiterzudelegieren (Art. 47). Der Bundesrat hat auf Basis 
des WFG ebenfalls 2003 die Wohnraumförderungsverordnung (WFV) mit präzsierenden 
Vollzugsbestimmungen erlassen. Übereinstimmend mit WFG Art. 46 wird die Quanti-
fizierung von konkreten Rahmenbedingungen, wie beispielsweise Mietzinsgrenzen (Art. 
10), ebenfalls an das BWO delegiert.
Obschon die Wohnbauförderung mit Artikel 108 der Bundesverfassung primär eine Bun-
desaufgabe wurde, bestehen vereinzelt auch auf kantonaler und kommunaler Ebene eige-
ne Fördergesetze und -programme. Beispiele hierfür sind das Gesetz über die Wohnbau- 
und Eigentumsförderung (WBFG) des Kantons Zürich oder das Wohnraumfördergesetz 
(WRFG) des Kantons Basel Stadt. Die gesetzlichen Grundlagen auf der jeweiligen kan-
tonalen und kommunalen Ebene werden nicht im Detail betrachtet7. 
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Abbildung 1: Kategorien Wohnbauförderung (WBG Schweiz, 2017c, S. 1)

Abhängig von den mit der konkreten Förderung verbundenen Auflagen können Raumpla-
nungs- und Finanzierungsinstrumente einen direkten Einfluss auf das jeweilige Projekt 
und damit indirekt auch auf die Vergabe der Wohnungen haben. Eine Übersicht über die 
wesentlichsten Förderinstrumente, deren Ausgestaltung und den beteiligten Akteuren auf 
Stufe Bund, Kantonen und Gemeinden gibt die Tabelle gemäss Anhang Nr. 1. Zusam-
menfassend kann festgehalten werden, dass die relevantesten finanziellen Fördermittel 
entsprechend dem Verfassungsauftrag auf Stufe Bund zur Verfügung stehen. Dem gegen-
über sind raumplanerische Fördermassnahmen vor allem auf Stufe der Kantone und der 
grösseren Städte und Gemeinden angesiedelt. 

Die Objekthilfe kann in zwei Hauptkategorien unterteilt werden: Raumplanerische Instru-
mente können Anteile in der Nutzungsplanung für gemeinnützige Wohnbauträger enthal-
ten oder eine Gemeinde gibt als Landeigentümerin Grundstücke an gemeinnützige Wohn-
bauträger ab. Finanzierungsinstrumente sind beispielsweise Bürgschaften oder Darlehen, 
die an die Wohnbauträger als Teil einer Projektfinanzierung abgegeben werden (WBG 
Schweiz, 2017c, S. 1). Eine stichwortartige Übersicht gibt nachfolgende Abbildung Nr. 1. 

Objekthilfe

Die Subjekthilfe richtet sich immer an einen Haushalt und nicht an ein konkretes Bau-
projekt. Dies geschieht in Form von regelmässigen A-fonds-perdu-Beiträgen und ist dem-
entsprechend als Subvention und nicht als Förderung zu betrachten (Gerber, 2015, S. 3). 
Sie hat  keinen Einfluss auf konkrete Projekte, es sei denn, diese richten sich spezifisch an 
Bezüger von Subjekthilfe. Beispielsweise wäre ein Projekt mit der Zielgruppe Bezüger 
von Ergänzungsleistungen denkbar. 

2.2.3 Finanzielle Förderinstrumente

Auf Basis der im Kapitel 2.2.1 erläuterten gesetzlichen Grundlagen ist der Vollzug der 
Wohnbauförderung auf Bundesebene beim Bundesamt für Wohnungswesen (BWO) kon-
zentriert. Die Umsetzung des gesetzlichen Auftrages erfolgt über verschiedene Instru-
mente und Kanäle, einen Überblick gibt Abbildung Nr. 2 auf der nachfolgen Seite.

Subjekthilfe
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Abbildung 2: Beziehungsnetz „Wohnraumförderung“ (Gefunden unter: https://www.bwo.admin.ch/bwo/
de/home/wohnraumfoerderung.html)

Grundsätzlich wird zwischen direkter und indirekter Förderung unterschieden. Die direk-
te Förderung über Darlehen, wie sie Artikel 12 und 24 des WFG vorsehen, wird basierend 
auf einem Bundesratsbeschluss von 2007 nicht mehr angewendet (BWO, ohne Datum). 
Die Wohnbauförderung auf Bundesebene beschränkt sich Stand heute somit auf indirekte 
Mittel. Von der indirekten Förderung können gemeinnützige Wohnbauträger profitieren, 
die einer vom Bund anerkannten Dachorganisation8 des gemeinnützigen Wohnungsbaus 
angehören (BWO, 2020, S. 2). Die beiden Dachorganisationen betreiben im Auftrag und 
mit Unterstützung des Bundes die Hypothekar-Bürgschaftsgenossenschaft (HBG), die 
Emissionszentrale für gemeinnützige Wohnbauträger (EGW) und den Fonds de Roule-
ment (FDR) im Rahmen eines Leistungsauftrages (BWO, 2020, S. 2). 
Keines dieser drei Fördergefässe auf Bundesebene beinhaltet A-fonds-perdu-Beiträge. 
Das Kapital wird von den begünstigten Wohnbauträgern verzinst und amortisiert. Auf na-
tionaler Ebene ergänzt werden die Bundesförderungen durch Angebote der Verbände wie 
beispielsweise die Stiftungen Solidaritätsfonds und Solinvest. Für die Beantragung von 
Unterstützung aus FDR, HBG und Solidaritätsfonds besteht ein einheitliches Gesuchs-
formular, in dessen Rahmen Unterstützung aus allen drei Gefässen gleichzeitig beantragt 
werden kann9. Die Beantragung von Beiträgen der EGW besteht ein separates Formular, 
das dem gleichen Prinzip folgt (EGW, 2019b). Rahmenbedingungen sowie Einfluss auf 
Produkt und Erstvergabeprozess der vorstehend genannten Fördergefässe werden in den 
nachfolgenden Abschnitten erläutert. 

8 Vom Bund anerkannt sind der Verband „Wohnbaugenossenschaften Schweiz“ und der Verband „Wohnen 
Schweiz“ (BWO, 2020, S. 2)
9  Bundesamt für Wohnungswesen BWO, Wohnbaugenossenschaften Schweiz, Wohnen Schweiz, Hypo-
thekar-Bürgschaftsgenossenschaft, 2017
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Emissionszentrale für gemeinnützige Wohnbauträger (EGW)

Die HBG ist als Genossenschaft organisiert und wird von den Baugenossenschaften so-
wie einigen Banken getragen. Deren primäres Ziel ist die Erteilung von Bürgschaften 
für grundpfandgesicherte Darlehen und Kredite als zusätzliche Sicherheit für die kredit-
gebenden Finanzierungsinstitute. Die Bürgschaften beschränken sich auf Finanzierungen 
von gemeinnützigen Wohnbauträgern (WBG Schweiz, 2015, S. 1). Für einzelne Bürg-
schaften kann der Bund Rückbürgschaften im Rahmen des WFG gewähren (Ebd., S. 2). 
Voraussetzung für den Erhalt einer Bürgschaft ist die Mitgliedschaft des betreffenden 
Wohnbauträgers in der HBG. Voraussetzung für eine Mitgliedschaft ist die gleichzeitige 
Mitgliedschaft in einer vom Bund anerkannten Dachorganisation (vgl. vorstehender Ab-
schnitt). Das konkrete Projekt muss den Bedürfnissen des lokalen Marktes entsprechen10. 
Für eine Rückbürgschaft des Bundes muss das Projekt zusätzlich dessen Bedingungen 
auf Basis des WBS11 erfüllen. Die Bedingungen betreffen ausschliesslich die Rahmen-
bedingungen des Projektes ohne konkrete Vorgaben bezüglich Wohnungsvergabe (BWO 
WBS, 2015). Sowohl Projekt wie auch Gesuchssteller werden einer Prüfung unterzogen,  
wobei der Vorstand der HBG den abschliessenden Entscheid fällt (WBG Schweiz, 2015, 
S. 3). Die Bürgschaft ist zu amortisieren, zusätzlich ist eine jährliche Prämie zu entrichten 
(HBG, 2015, S. 4).

Wie die HBG wurde die EGW durch die damaligen Dachverbände der Genossenschaften 
gegründet und ist als Genossenschaft organisiert. Sie beschafft Gelder auf dem Kapital-
markt für die günstige Finanzierung von Projekten gemeinnütziger Wohnbauträger. Kon-
kret erfolgt dies über die Ausgabe von Obligationenanleihen (EGW, 2020). 
Die Anleihen werden durch den Bund verbürgt und verfügen deshalb über das aktuell 
bestmögliche Rating. Das wiederum ermöglicht attraktive Zinskonditionen. Die Voraus-
setzungen, um einen Antrag auf konkrete Unterstützung stellen zu können, sind identisch 
mit denen der HGB: Der Wohnbauträger muss sowohl Mitglied bei der EGW wie auch 
bei einem anerkannten Dachverband sein und der Gemeinnützigkeit unterliegen (EGW, 
2019a, S. 1-2). Die Unterstützung an die Wohnbauträger erfolgt über Darlehen, die von 
den Bauträgern für die Konsolidierung von Baukrediten oder die Ablösung von Hypo-
theken bis maximal 80% des Ertragswertes verwendet werden können (WBG Schweiz, 
2017a, S. 4). Auch im Falle eines EGW-Beitrages werden sowohl Gesuchssteller wie 
auch das Projekt eingehend geprüft (EGW, 2019a, S. 8-9). Konkrete Vorgaben bezüglich 
Wohnungsvergabe bestehen keine. EGW-Beiträge sind zu verzinsen und zu amortisieren 
(Ebd., S. 6).  

Hypothekar-Bürgschaftsgenossenschaft (HBG)

10 „Voraussetzung für die Gewährung einer Bürgschaft ist in jedem Fall, dass das Bau-, Renovations- 
oder Kaufvorhaben baulich und kostenmässig den Bedürfnissen des lokalen Wohnungsmarktes entspricht“     
(WBG Schweiz, 2015, S. 2). Eine genauere Definition besteht nicht. 
11 Der Bund prüft die Projekte im Rahmen einer technischen Prüfung gemäss Wohn-Bewertungs-System 
WBS, Ausgabe 2000 (WBG Schweiz, 2015, S. 2). Die Bewertung erfolgt anhand von 25 Kriterien mit Nut-
zen und Mehrwert für die Bewohnerschaft im Vordergrund: https://www.wbs.admin.ch/de
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Stiftungen Solidaritätsfonds und Solinvest

Zusätzlich werden von WBG Schweiz die Stiftungen Solidaritätsfonds und Solinvest be-
trieben: Die Stiftung Solidaritätsfonds wird aus freiwilligen Beiträgen der Verbandsmit-
glieder finanziert und unterstützt finanzschwache Wohnbauträger mittels rückzahlbarer 
Darlehen (WBG Schweiz, 2017b, S. 1). Die Stiftung Solinvest hat den gleichen Hinter-
grund, deren Unterstützung erfolgt jedoch über eine Beteiligung am Eigenkapital des 
Wohnbauträgers (WBG Schweiz, 2017b, S. 3). Da beide Stiftungen über Mittel der Ver-
bandsmitglieder finanziert werden, sind diese nicht als staatliche Wohnraumförderung 
einzustufen. Für den Erhalt von konkreten Beiträgen gelten vergleichbare Voraussetzun-
gen wie für die vorstehend erläuterten Förderthemen: Die Antragssteller müssen Mitglied 
beim entsprechenden Verband sein und Statuten haben, die die Bedingungen an die Ge-
meinnützigkeit erfüllen (WBG Schweiz, 2020a). 

Fonds de roulement (FDR)

Der Fonds de Roulement hat seinen Ursprung im Wohnraumförderungsgesetz WFG von 
2003 und ist wesentlicher Bestandteil der indirekten Wohnraumförderung des Bundes. 
Der Fonds ist mit Bundeskrediten dotiert, die gemeinnützigen Wohnbauträgern in Form 
von zinsgünstigen Darlehen für die Bauprojektfinanzierung zur Verfügung gestellt wer-
den können. Er wird von den beiden vom Bund anerkannten Dachorganisationen des 
gemeinnützigen Wohnungsbaus im Rahmen eines Leistungsauftrages treuhänderisch ver-
waltet (BWO, 2020, S. 2). Die Höhe des Beitrages ist abhängig vom geplanten Standard 
bezüglich Ökologie, Energieverbrauch und Altersgerechtigkeit. Bestehen verbindliche 
Belegungsvorschriften, ist ebenfalls ein höherer Beitrag möglich (Ebd., S. 2-3). Damit 
nimmt der FDR unter den Förderinstrumenten auf Bundesebene über Anreize am direk-
testen Einfluss auf das jeweilige Produkt. Auch FDR-Beiträge bedingen eine vorgängige 
Prüfung von Gesuchssteller und zu förderndem Projekt (Ebd., S. 4) und es besteht eine 
Zins- und Amortisationspflicht (Ebd., S. 3).

Nebst den im vorstehenden Kapitel aufgeführten Finanzierungsinstrumente kann die 
Wohnraumförderung auch mittels raumplanerischer Instrumente erfolgen. Darunter wird 
beispielsweise die Abgabe von Land im Baurecht oder in Form eines Verkaufs oder auch 
Vorteile zu Gunsten von gemeinnützigem Wohnraum in der Nutzungsplanung verstanden 
(WBG Schweiz, 2017c, S. 1). Da die Raumplanung gemäss Bundesverfassung Artikel 75 
primär Sache der Kantone ist, erfolgt diese Art der Förderung vor allem auf Stufen der 
Kantone und Gemeinden. 
Eine Förderung über die Nutzungsplanung kennt beispielsweise die Stadt Bern, deren Be-
völkerung 2014 mit Annahme der Wohninitiative von 2014 entschied, dass bei Ein- und 
Umzonungen „(...) mindestens ein Drittel der Wohnnutzung als preisgünstiger Wohn-
raum im Sinne der eidgenössischen Wohnraumförderungsverordnung vom 26. November 
2003 erstellt und dauerhaft in Kostenmiete vermietet wird (...)“ (Stadt Bern, 2015, S. 3). 

2.2.4 Raumplanerische Förderinstrumente
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Eine vergleichbare Regelung auf kantonaler Ebene gibt es im Kanton Zürich, der unter 
Paragraph 49b des Kantonalen Planungs- und Baugesetzes die Möglichkeit schafft, bei 
Zonenänderungen, Sonderbauvorschriften oder Gestaltungsplänen einen Mindestanteil 
von preisgünstigem Wohnraum festzulegen. Voraussetzung ist eine Erhöhung der Aus-
nützung (PBG, Art. 49b). Die beiden genannten Beispiele fördern hierbei den gemein-
nützigen Wohnraum, ohne dabei aber konkrete Vorgaben zu dessen Rahmenbedingungen 
oder auch Vergabe zu machen. 
Mit der Abgabe von Land steht der öffentlichen Hand ein Instrument zur Verfügung, das 
wiederum wesentlich konkretere Auflagen bezüglich des zu realisierenden Wohnraumes 
ermöglicht. Da Bauland primär von den Gemeinden abgegeben wird, kommt diesen bei 
der Wohnraumförderung eine bedeutende Rolle zu (Schmid, 2004, S. 17). Beispiel für 
eine proaktive Wohnbauförderpolitik auf Gemeindestufe ist das in Kapitel 3 erläuter-
te Projekt „Huebergass“: Die  Stadt Bern hat als Landeigentümerin im Rahmen einer 
Ausschreibung für gemeinnützige Wohnbauträger mit Projektwettbewerb massgeblichen 
Einfluss auf Parameter wie die Nutzungsverteilung, das Preisniveau und die gesellschaft-
lichen Rahmenbedingungen genommen (ISB, 2016). Die Umsetzung des Ergebnisses in-
klusive beispielsweise dem darin enthaltenen Mietzinsniveau wurde mit Abschluss des 
Verfahrens im Rahmen des Baurechtsvertrages mit der Wohnbauträgerin verbindlich ver-
ankert (Stadt Bern, 2018).

2.3 Vergabekriterien geförderter Wohnbauträger

Die Erläuterungen in den vorgehenden Kapiteln zeigen, dass die staatliche Wohnbauför-
derung durchaus Einfluss auf das zu erstellende Produkt und einzelne, zwingende Verga-
bekriterien nehmen kann12. Gleichwohl werden in den untersuchten gesetzlichen Grund-
lagen in der Regel wenige Vorgaben bezüglich der konkreten Wohnungsvergabe gemacht. 
Dies bestätigt sich auch im Rahmen der in Kapitel 5.2 untersuchten Projekten. Damit liegt 
die Hauptverantwortung bezüglich Festlegung der Vergabekriterien bei den geförderten 
Wohnbauträgern. Die bereits in Kapitel 2.1.3 angesprochene Studie des BWO zu Ver-
mietungskriterien der gemeinnützigen Wohnbauträgern in der Schweiz beschränkt sich 
explizit auf freiwillig erlassene Vergabekriterien für freitragenden, nicht subventionierten 
Wohnraum. Aufgrund des in Kapitel 2.1.3 beschriebenen repräsentativen Charakters und 
des direkten Bezugs zur untersuchten Wohnraumkategorie, kann die Studie zur Beant-
wortung der Frage beigezogen werden, welche freiwilligen Vergabekriterien von gemein-
nützigen Wohnauträgern in der Schweiz aufgestellt werden. 

12 Beispiele hierfür sind Einkommens- und Vermögenslimiten (WFG) oder eine durch die Landeigentüme-
rin verfügte Mietzins-Obergrenze (Projekt Huebergass gemäss Kapitel 3)

Grundhaltung zu freiwillig erlassenen Vergabekriterien

Die grundsätzliche Frage, ob es richtig sei, die Vergabe von Wohnungen gemeinnütziger 
Bauträger an Bedingungen zu knüpfen, beantwortet die Mehrheit mit „ja“. Unterteilt wur-
de in die Kriterien Belegung, Einkommen und Vermögen (Blumer, 2012, S. 16). 
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Tabelle 3: Einstellung der Befragten zu den Wohnungsvergabekriterien Belegung, Einkommen 
und Vermögen (Blumer, 2012, S. 16)

Aus untenstehender Tabelle Nr. 3 kann entnommen werden, dass 80.5% der Befragten 
Belegungsvorschriften für richtig halten. Weiter befürworten 59.8% Einkommenslimiten, 
jedoch nur eine Minderheit von 40.2% Vermögenslimiten (Ebd., S. 16). Dies zeigt klar 
auf, dass die Aufstellung von Belegungsvorschriften von einer breiten Mehrheit akzep-
tiert und als mit Abstand sinnvollstes Kriterium für die Wohnungsvergabe betrachtet wird. 

Auch die umgesetzte Praxis wurde untersucht: Nachfolgende Tabelle Nr. 4 zeigt eine 
Auswahl der wesentlichen, effektiv angewendeten Kriterien der Wohnbauträger (Ebd., 
S. 17). Auf erster Position ist dabei übereinstimmend mit der Mehrheit aus vorstehender 
Frage die Belegungsthematik. Für 80.2% der Befragten ist dies ein wichtiges Kriterium. 
Die Position auf der Warteliste wird von 59.3% als wichtig erachtet, das Engagement von 
42.6%. 

Tabelle 4: Stellenwert ausgewählter Kriterien bei der Wohnungsvergabe (Blumer, 2012, S. 17)

Die ersten beiden Kriterien nach Belegung und Positionierung auf der Warteliste sind ein-
deutig objektiv messbar. Die Frage nach dem Engagement hingegen dürfte im Rahmen 
eines Auswahlprozesses nur schwierig objektiv und nachhaltig zu überprüfen sein. 
Über die vorstehend genannten Kriterien hinaus konnten in der Befragung weitere Krite-
rien angegeben werden, die effektiv angewendet werden. 39% der Wohnbauträger führten 
1-2 zusätzliche Kriterien auf  (Ebd., S. 18). Die wichtigsten zusätzlichen Kriterien sind 
in Tabelle Nr. 5 auf nachfolgender Seite aufgeführt. Am häufigsten genannt wurden in 
immerhin fast 20% der Fälle die Kompatibilität mit dem bestehenden Mietermix. Dar-
über hinaus besteht eine breite Palette an weiteren möglichen Kriterien, die vermutlich 
auf die spezifischen Rahmenbedingungen des jeweiligen konkreten Projektes zurückzu-
führen sind. 
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Tabelle 5: Weitere Vermietungskriterien (Blumer, 2012, S. 18)

Einkommens- und Vermögensvorschriften

In der Studie vertieft untersucht wird die Frage nach der angewendeten Praxis bei Ein-
kommens- und Vermögensvorschriften (Blumer, 2012, S. 19 - 21). In der Befragung ga-
ben 68% der Wohnbauträger an, bei der Vergabe von besonders preisgünstigem Wohn-
raum auf Haushalte mit eher tiefem Einkommen zu achten. Hingegen existieren nur bei 
18% der Wohnbauträger verbindliche Vorgaben diesbezüglich. Auf die Gründe für diese 
eher defensiv zu beurteilende Haltung wurde in der Studie nicht eingegangen. 

Belegungsvorschriften

Auch die Frage nach Belegungsvorschriften wurde in der Studie eingehender untersucht 
(Blumer, 2012, S. 22 - 27). Wie bereits eingangs erläutert, sind für 80.2% der Befragten die 
Belegungsdichte ein wichtiges Vergabekriterium. Hingegen haben nur 49.8% der befrag-
ten Wohnbauträger verbindliche Vorgaben diesbezüglich (Ebd., S. 22). Da laut Studie hier 
aber überdurchschnittlich viele Wohnbauträger mit grosser Wohnungszahl vertreten sind, 
unterliegen absolut betrachtet 67.8% der Wohnungen verbindlichen Belegungsvorgaben 
(Ebd., S. 22). Werden in dieser Betrachtung die Wohnungen, die keinen Belegungsvor-
gaben, dafür aber verbindlichen Einkommens- und Vermögenslimiten unterworfen sind, 
mit einbezogen, resultiert daraus, dass 72% des in der Studie erfassten Bestandes ver-
bindlichen Vermietungsvorgaben unterliegt. Tabelle Nr. 6 auf nachfolgender Seite zeigt 
eine Übersicht im Kontext von Gemeinde- und Wohnbauträgergrösse. 
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Tabelle 6: Belegungsvorgaben nach Gemeindegrösse (Blumer, 2012, S. 25)

Ein wesentlicher Kausalzusammenhang existiert bei der Grösse des betreffenden Wohn-
bauträgers: Laut Studie verfügen drei Viertel aller grossen Wohnbauträger13 über verbind-
liche Belegungsvorgaben, währenddessen die kleineren mehrheitlich über keine solchen 
Vorgaben verfügen (Ebd., S. 23). 
Ein weiterer Faktor, bei dem laut Studie einen Kausalzusammenhang zur Existenz von 
Belegungsvorgaben besteht, ist die Lage des betreffenden Objektes. Die in vorstehender 
Tabelle Nr. 6 dargestellten Belegungsvorgaben nach Gemeindegrössen zeigen, dass die-
se mehrheitlich in grösseren Gemeinden existieren. Besonders deutlich zeigt sich dieses 
Bild im Falle der Stadt Zürich: 86% der betreffenden Wohnungen unterliegen Belegungs-
vorgaben (Ebd., S. 25). Als Gründe für fehlende Belegungsvorgaben werden die geringe 
Nachfrage, ein einfacher Wohnungsstandard, die Wohnungsgrösse oder auch ökonomi-
sche Zwänge genannt (Ebd., S. 26).

Schlussfolgerungen

Die Studie grenzt sich klar ab von subventioniertem Wohnraum und untersucht aus-
schliesslich sogenannt „freitragende“ Wohnungen. Jedoch wird nicht genau definiert, bis 
zu welchem Punkt für die Studie eine Wohnung als „freitragend“ gilt und ob damit auch 
Wohnraum gemeint ist, der von Förderung profitiert. Der Autor der Studie wurde im Rah-
men dieser Arbeit als Experte interviewt14 und vertrat die Haltung, dass beispielsweise die 
Abgabe von vergünstigtem Land verbunden mit strengen Auflagen keine Subventionie-
rung, sondern eine Förderung darstellt. Da laut dieser Studie im Umkehrschluss 28% des 
untersuchten Bestandes nicht verbindlichen Vorgaben unterliegt, liegt der Schluss nahe, 
dass darin zumindest teilweise auch geförderte Wohnungen enthalten sind. Eine mögliche 
Erklärung für das Fehlen solcher Vorgaben ist der Umstand, dass laut Studie die Krite-
riendichte an Lagen mit hoher Nachfrage deutlich höher ist als an peripheren Lagen. Der 
Grund hierfür dürfte in der ökonomischen Realität der betroffenen Wohnbauträger liegen: 
Ist die Kriteriendichte an Lagen mit eher tiefer Nachfrage zu hoch, steigt das Leerstands-
risiko. Mit zu hohem Leerstand können die Wohnbauträger ökonomisch nicht überleben, 
wodurch die Sinnhaftigkeit von zu starken Vergabekriterien nicht gegeben ist. 

13 mehr als 400 Wohneinheiten
14 Interviewpartner Nr. 1 gemäss Kapitel 4.3
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3 Wohnbaugenossenschaft Huebergass

3.1 Entstehung

3.1.1 Politischer Auftrag

3.1.2 Zielsetzungen und durchgeführter Wettbewerb

Im Programm für die Präqualifikation für den kombinierten Wettbewerb für Planer und 
gemeinnützige Investoren für das untersuchte Projekt wird als wesentlichster Auslöser 
für dessen Ausschreibung eine Motion im Stadtrat von Bern aus dem Jahre 2003 ge-
nannt (ISB, 2016, S. 7). In der Motion wird der Gemeinderat aufgefordert, ein Pilotpro-
jekt für „Niedrig-Standard-Wohnraum“15 zu initiieren (Gemeinderat Stadt Bern, 2017)16. 
Dies sollte im Rahmen eines Wettbewerbs erfolgen, wobei den Gewinnern ein geeignetes 
Grundstück innerhalb der Stadt Bern zur Verfügung zu stellen ist. Der politische Prozess 
in den darauf folgenden Jahren hat schliesslich die konkrete Umsetzung eines Projektes 
für „Niedrig-Standard-Wohnraum“ auf dem Areal Mutachstrasse in Bern ergeben, das 
sich im Eigentum der Stadt Bern befindet (ISB, 2016).

Auf dieser Basis wurde durch die Stadt Bern als Eigentümerin des Areals Mutachstrasse 
in Bern im Jahre 2016 ein kombinierter Wettbewerb für Planer und gemeinnützige In-
vestoren ausgeschrieben (ISB, 2016). Nebst der Wohnüberbauung war auf der südlichen 
Hälfte des Areals ein Stadtteilpark zu planen, der der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen 
soll. Zentrale Zielsetzungen gemäss Wettbewerbsprogramm (ISB, 2016, S. 25-29) für das 
Wohnprojekt - nebst den üblichen Anforderungen an Städtebau, Architektur und Nach-
haltigkeit - waren die folgenden:
• Breiter Wohnungsmix sowohl für Familien wie auch andere Haushaltsformen. Min-

destens 45% der Wohnungen müssen vier oder mehr Zimmer beinhalten;
• Limitierung der Energiebezugsfläche pro Person auf maximial 40 - 45m2;
• Parkplatzzahl zwischen 0.25 und 0.35 Stück pro Wohneinheit und mindestens 1 Velo-

abstellplatz pro Zimmer, davon 50% gedeckt;
• Die Gemeinschaft stärken und gleichzeitig genügend Privatsphäre sicherstellen. 
• Hohe Frei- und Sozialraumqualität;
• Einhaltung der Anlagekostenlimiten gemäss Bundesamt für Wohnungswesen;
• Mietzins-Obergrenze von CHF 187.-/m2/a.

15 Begriff aus der Motion. Darunter verstanden wird laut Motionstext „(Neubau-)Wohnungen, die dank 
einfachem Ausbaustandard zu Mietzinsen unter 200 Franken pro Zimmer zu mieten sind.“ (Gemeinderat 
Stadt Bern, 2017)
16 Der Gemeinderat beantragte 2017 mit Abschluss des Wettbewerbsverfahrens die Abschreibung der ent-
sprechenden Punkte in der Motion. Der Antrag ist online verfügbar und beinhaltet die Eckpunkte der Mo-
tion von 2003 (2003.SR.000079). Originaltexte sind bei der Stadt Bern ab 2005 abrufbar.

Die in diesem Kapitel enthaltenen Informationen entstammen den zitierten Publikationen 
sowie, wo nicht explizit anders vermerkt, dem Vorwissen des Autors als Projektleiter in 
der Entwicklungsphase des Projektes sowie als Vorstandsmitglied der Genossenschaft.
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3.1.3 Die Wohnbauträgerin

Die treibende Kraft hinter dem Siegerprojekt, bzw. hinter der neu gegründeten Wohnbau-
genossenschaft „Wir sind Stadtgarten“ ist die schweizweit tätige Immobilienentwicklerin 
und Gesamtleisterin Halter AG.

Rechts- und Eigentumsform

Als juristische Person für die neu gegründete Wohnbauträgerin wurde die Genossen-
schaftsform gewählt, wobei die für die Bewerbung im vorliegenden Projekt notwendige 
Gemeinnützigkeit in den Statuten verankert wurde. Gründungsmitglieder waren sieben 
Personen. Zu Beginn bestand der Vorstand aus vier Mitarbeitenden der Firma Halter AG 
und drei externen Personen aus den Bereichen Sozialraumplanung, Kommunikation und 
Recht. 
Die Nutzer der Wohnungen mieten diese nach allgemeinem Mietrecht von der Genos-
senschaft und erwerben gleichzeitig Genossenschafts- und Wohnungsanteilsscheine. Da-
durch werden die Nutzer Teilhaber der Genossenschaft und somit indirekt Miteigentümer. 
Die zu erwerbenden Anteilsscheine sind gleichzeitig auch ein wesentlicher Teil des für 
die Realisierung des Projektes notwendigen Eigenkapitals.

Für das Verfahren zugelassen waren ausschliesslich gemeinnützige Wohnbauträger, wo-
bei Neugründungen explizit erlaubt wurden (Ebd., S. 5 und 19-20). Mittels vorgängiger 
Präqualifikation wurde die Teilnehmerzahl beschränkt, die Durchführung des Wettbe-
werbs erfolgte anonym (Ebd., S. 10). Die Präqualifikation als erste Stufe stand allen In-
teressierten offen, für die zweite Stufe - dem eigentlichen Wettbewerb - wurden maximal 
12 Teams zugelassen, wobei schlussendlich 10 Projekte eingereicht wurden (ISB, 2017, 
S. 15).  Mit Veröffentlichung des Juryberichts 2017 ging als Sieger das Projekt „Hueberg-
ass“ des neu gegründeten Wohnbauträgers „Wir sind Stadtgarten“ hervor. 

Organisationsstruktur

Mit Abschluss des Wettbewerbsverfahrens schloss die Stadt Bern mit der Wohnbau-
trägerin eine Planungs- und Reservationsvereinbarung ab, die mit konsolidiertem 
Projekt durch einen Baurechtsvertrag abgelöst wurde. Im gleichen zeitlichen Rahmen 
schloss die Wohnbauträgerin mit der Halter AG als Gesamtleisterin einen TU-Werk-
vertrag ab. Dieser sah die schlüsselfertige Planung und Realisierung des Projektes 
und dessen Vorfinanzierung17 bis zur rechtskräftigen Baubewilligung vor. Weiter wur-
den mit dem Vertrag Rahmenbedingungen wie Kosten18, Termine und Qualität fixiert 
und die darin enthaltenen Risiken vollständig der Gesamtleisterin übertragen. Die 
Wohnbauträgerin konzentrierte sich in den weiteren Phasen auf die Bauherrenrolle. 

17 Vorfinanzierung der Planungs- und Entwicklungskosten bis Rechtskraft Baubewilligung. Kann die 
Rechtskraft innerhalb einer definierten Zeit nicht erwirkt werden, verbleiben Kosten und Risiken beim TU. 
18 Pauschalpreis mit mehreren Budgets und Optionen bezüglich Themen, die teilweise im Rahmen der 
Partizipation mit der Eigentümerschaft zu einem späteren Zeitpunkt entschieden werden sollen.
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Baurechtsgeberin
Stadt Bern
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Wohnbauträgerin 
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Gesamtleisterin
Halter AG

TU-WerkvertragBauherrenvertretung
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Tend AG

Planer, Spezialisten Unternehmer

Abbildung 3: Projektorganisation Huebergass, (eigene Grafik)

In dieser Eigenschaft und zwecks Qualitätssicherung beauftragte sie eine Drittfirma 
mit der Bauherrenvertretung und zu einem späteren Zeitpunkt eine weitere Drittfirma 
mit einem Unterstützungsmandat bei Vermarktung und Erstvermietung. Eine Über-
sicht über die Projektorganisation gibt das Organigramm gemäss nachfolgender Ab-
bildung Nr. 3. 

Die ursprünglich „Wir sind Stadtgarten“ genannte Wohnbauträgerin wurde später in 
Übereinstimmung mit dem Projektnamen in „Huebergass“ umbenannt. Gleichzeitig wur-
de wieder eine neue Wohnbauträgerin mit dem Namen „Wir sind Stadtgarten“ durch die 
Firma Halter AG gegründet, der nicht mehr in Bezug zum Projekt Huebergass steht. Ziel 
von „Wir sind Stadtgarten“ ist die Entwicklung und Realisierung von preisgünstigem 
Wohnraum schweizweit. Dies kann eigenständig oder als Partnerin von bestehenden 
Wohnbauträgern erfolgen19 (Wir sind Stadtgarten, ohne Datum). 

Namensänderung

3.2 Projektübersicht

19 https://www.wir-sind-stadtgarten.ch/de/ueber-uns/

Das Projekt sieht einen breiten Wohnungsmix für verschiedene Lebensformen vor: 
Von loftartigen Wohnateliers und 1-Zimmer-Studios über klassische 2.5 und 3.5-Zim-
mer-Wohnungen, grösseren 4.5 und 5.5-Zimmer-Familienwohnungen bis hin zu 7.5 und 
9.5-Zimmer-Grosswohnungen für Wohngemeinschaften. Die insgesamt 103 Wohnein-
heiten verteilen sich auf fünf Bauvolumen mit je vier Geschossen, welche sich um einen 
zentralen Aussenraum, der eigentlichen „Huebergass“ gruppieren. Zentrales Element für 
das Leben und die soziale Interaktion der Wohnüberbauung ist die zentral gelegene Gas-
se, der eigentlichen „Huebergass“: Hier befinden sich insgesamt 5 Gemeinschaftsräume 
von unterschiedlicher Grösse. Diese Gemeinschaftsräume können flexibel genutzt wer-
den, wobei konkrete Betriebs- und Bewirtschaftungskonzepte durch die Bewohnerschaft 
erarbeitet werden. 
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Abbildung 4: Visualisierung Gassenraum (GWJ Architektur AG, 2017, S. 5)

Zur Förderung von Interaktion und Zusammenhalt sind entlang der Gasse Wohnungszu-
gänge, Waschküchen, Briefkästen, Kellerzugänge und Balkone angeordnet. Weitere Er-
läuterungen zu den Themen Standort, Architektur- und Freiraumkonzept, Planungs- und 
Realisierungsprozess, Preisgestaltung und Finanzierung sowie der Partizipation sind im 
Projektbeschrieb in Anhang 2 zusammengefasst. Untenstehende Abbildung Nr. 4 zeigt 
eine Visualisierung des Gassenraumes.

3.3 Erstvergabeprozess

3.3.1 Rahmenbedingungen

Besonderes Augenmerk lag in der Umsetzung eines möglichst glaubwürdigen und breit 
abgestützten Vergabeprozesses. Insbesondere wurde infrage gestellt, ob eine profitori-
entierte Firma in der Lage ist, ein gemeinnütziges Projekt nicht nur baulich, sondern 
auch gesellschaftlich glaubwürdig umzusetzen. Exemplarisch dafür steht ein erschiene-
ner Artikel in der Fachzeitschrift Hochparterre mit dem Titel „Eine Genossenschaft na-
mens Halter AG“ (Hochparterre, 2018). In einem in der Zeitschrift Wohnen erschienenen 
Artikel mit dem Titel „Totalunternehmerin gründet Genossenschaft“ werden auch vom 
Regionalverband Bern-Solothurn von Wohnbaugenossenschaften Schweiz Fragen auf-
geworfen: Insbesondere seien Fragen der Transparenz, Governance, Verantwortung und 
Partizipation noch zu klären (Wohnen, 2017).

Glaubwürdigkeit

Um auch längerfristig als Genossenschaft zu funktionieren, musste mit einem geeigneten 
Prozess eine Gemeinschaft gebildet werden, die bereit ist, sich über das übliche nachbar-
schaftliche Verhältnis hinaus zu engagieren und sich selber zu verwalten. Entscheidend 
für den längerfristigen Erfolg des Projektes ist deshalb, die richtige Durchmischung zu 
finden und die gebildete Gemeinschaft bereits vor Bezug zu aktivieren. 

Gemeinschaft
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Der Planungsprozess wurde wie in Kapitel 3.1.3 beschrieben durch die beauftragte To-
talunternehmerin vorfinanziert. Die erste Akontozahlung wurde mit rechtskräftiger Bau-
bewilligung fällig. Aufgrund dieser Rahmenbedingungen musste die Finanzierung des 
Gesamtvorhabens spätestens bis zu diesem Zeitpunkt gesichert sein. 
Wesentlicher Bestandteil der gesicherten Finanzierung ist das Eigenkapital, das zu einem 
grossen Teil aus Wohnungsanteilsscheinen besteht. Diese müssen von den Mietern ein-
bezahlt werden. Dementsprechend  muss die Wohnungsvergabe inklusive unterzeichneter 
Mietverträge vor Erhalt der rechtskräftigen Baubewilligung abgeschlossen sein. 

Finanzierung

Die wesentlichste in diesem Projekt enthaltene Förderung ist die raumplanerische Förder-
massnahme durch die Stadt, die das Grundstück im Baurecht zu vergleichsweise güns-
tigen Konditionen zur Verfügung gestellt hat (Stadt Bern, 2018). Hier zeigt sich exem-
plarisch, wie eine Gemeinde mit der Abgabe von Land sehr direkten Einfluss auf das 
Produkt nehmen kann. Hier erfolgte dies einerseits über die in den vorstehenden Kapiteln 
beschriebene gezielte Steuerung im Rahmen eines Wettbewerbs und andererseits der Si-
cherstellung der Umsetzung des Ergebnisses im Rahmen des abgeschlossenen Baurechts-
vertrages. Mit der Weiterentwicklung und Realisierung des Wettbewerbsprojektes wurde 
die wesentlichste Auflage der Baurechtsgeberin erfüllt. Die Anfangsmieten mussten vor-
ab genehmigt und periodisch zur Überprüfung vorgelegt werden. Darüber hinaus bestan-
den keine Vorgaben, mit welchem Prozess und nach welchen Kriterien die Wohnungen 
zu vergeben waren.

Raumplanerische Förderung

Das Projekt erhielt Fördergelder aus dem Fonds de Roulement und dem Solidaritätsfonds. 
Der definitiven Zusage dieser Fördergelder ging eine umfangreiche Projektprüfung vor-
aus. Die Auflagen beschränkten sich auf die Wohnbauträgerin und auf Rahmenbedingun-
gen des Projektes inklusive des allgemeinen Finanzierungs- und Mietzinsniveaus. Darü-
ber hinaus gehende Auflagen hinsichtlich der Wohnungsvergabe bestehen nicht.

Finanzielle Förderung

3.3.2 Vorgehen

Der Erstvergabeprozess erfolgte über mehrere Teilschritte, die mit dem Planungs-, Rea-
lisierungs- und Finanzierungsprozess eng verknüpft waren. Der gesamte Prozess ist als 
Übersicht auf nachfolgender Seite, Abbildung Nr. 5 dargestellt. 
Das allgemeine Interesse am Projekt war nach Veröffentlichung des Wettbewerbsergeb-
nisses Ende August 2017 gross. Der Vorstand der Genossenschaft entschied deshalb, eine 
Website für das Projekt einzurichten, auf der man sich zu den wichtigsten Rahmenbedin-
gungen informieren und sich für einen Newsletter eintragen konnte. Innerhalb von kurzer 
Zeit kamen so mehrere hundert Anmeldungen von interessierten Parteien zusammen. 
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Abbildung 5: Durchgeführter Erstvergabeprozess Huebergass (eigene Darstellung)
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Der Vorstand definierte auf Basis der übergeordneten Vorgaben an das Projekt, den Sta-
tuten der Wohnbauträgerin und dem provisorischen Finanzierungskonzept einen Anfor-
derungskatalog mit Angaben, die von Interessierten im Rahmen des Bewerbungsprozes-
ses benötigt wurden. Bestandteil dieser zwingenden Kriterien waren nebst dem von der 
Stadt vorgegebenen Mietzinsniveau Belegungsvorschriften sowie Einkommens- und Ver-
mögenslimiten, deren Ursprung in den Statuten der Wohnbauträgerin, respektive deren 
Grundhaltung verankert sind. Gemeinsam mit dem zwischenzeitlich konsolidierten Bau-
projekt wurden darauf aufbauend eine Vermarktungsbroschüre entwickelt, die alle not-
wenidgen Rahmenbedigungen zusammenfasst. Im August 2018 organisierte die Wohn-
bauträgerin ein Sommerfest, das allen Interessierten offen stand. Persönlich eingeladen 
wurden nebst offiziellen Vertretern von Stadt und Genossenschaftsverbänden alle Perso-
nen, die sich seit 2017 im Newsletter eingetragen haben. Anlässlich dieses Fests, das auf 
dem Areal stattfand, wurde das Projekt vorgestellt und das Bewerbungsfenster offiziell 

Vermarktung
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Insbesondere die vorstehend erläuterte Thematik der Glaubwürdigkeit machte es er-
forderlich, bei der Vergabe eine tragfähige und breit abgestützte Lösung zu finden. Die 
zugrunde liegende Haltung und die darauf aufbauenden Kriterien wurden deshalb im 
Rahmen von mehreren Expertenworkshops erarbeitet. Die Teilnehmerschaft20 sowie die 
jeweiligen Themen sind in nachfolgender Abbildung Nr. 6  dargestellt. 

Erarbeitung Vergabekriterien

20 Teilnehmer: Quartiermitwirkung Stadtteil 3 (QM3), Gesellschaftsgärtner, Kompetenzzentrum ge-
meinnütziger Wohnungsbau WBG Schweiz, Förderverein Generationenwohnen, Vereinigung Berner Ge-
meinwesenarbeit (VBG), diverse Fachstellen der Stadt Bern, Vertreter der Wohnbauträgerin Huebergass 
(damals noch unter dem Namen „Wir sind Stadtgarten“)

geöffnet. Interessierte hatten anschliessend die Gelegenheit, sich über die Website zu be-
werben. Dies erfolgte über ein Formular, dessen Inhalte auf den zuvor durch den Vorstand 
definierten Vorgaben basierte. 
Nebst dem Sommerfest und der gezielten Einladung von Interessierten via Newsletter 
wurde bereits in einer frühen Phase eine Bautafel auf dem Areal mit einem Hinweis auf 
Website und Newsletter aufgestellt. Darüber hinaus gab es keine Werbe- oder andere Ver-
marktungsmassnahmen. Innerhalb von wenigen Wochen gingen auf diesem Weg mehrere 
vollständige Bewerbungen für die meisten Wohnungen ein. 

Abbildung 6: Begleitgruppe und Ablauf Workshops Erarbeitung Vergabekriterien (WSS, 2019a, S. 25)

Mit dem durchgeführten Rahmen und den Einbezug verschiedener Parteien sollte einer-
seits wichtiges Know-How einbezogen werden und andererseits die Tragfähigkeit und 
Akzeptanz des Ergebnisses sichergestellt werden. Ergebnis der Workshops waren berei-
nigte Zielsetzungen für die Wohnungsvergabe, die als Grundlage weiterverwendet wur-
den: In erster Priorität sollte die Durchmischung der Überbauung derjenigen des Quar-
tiers entsprechen. Haushalte, die sich um eine neue Wohnung bewerben, sollen bevorzugt 
behandelt werden, wenn sie bereits davor im Quartier leben. Weiter wurde festgelegt, 
dass auch ein Anteil besonders benachteiligter Haushalte integriert werden soll. Konkret 
also Menschen mit Migrationshintergrund, Studierende, Menschen, die auf Ergänzungs-
leistungen angewiesen sind oder auch begleitetes Wohnen. Dies soll über Kooperationen 
mit entsprechenden Institutionen erfolgen. 
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Auf Basis des in den Workshops konsolidierten Zielsetzungen für den Nutzungsmix er-
folgte anschliessend die konkrete Vergabe der Wohneinheiten in Zusammenarbeit mit der 
für die Vermarktung beauftragten Drittfirma. Diese prüfte hierzu die betreffenden Dossi-
ers, holte wo nötig zusätzliche Informationen ein und liess sie teilweise aktualisieren. An-
schliessend erfolgte die Zuordnung der Parteien zu den konkreten Wohneinheiten anhand 
der vorstehend genannten Kriterien. Der Vorstand entschied anhand der gewählten Dos-
siers abschliessend über die Vergabe, vereinzelt wurden durch den Vorstand Justierungen 
vorgenommen. Die Verträge wurden anschliessend durch die Vermarktungsfirma abge-
schlossen und die betreffenden Parteien zahlten ihre jeweiligen Anteilsscheine ein. Mit 
Erreichung eines ausreichend hohen Eigenkapital-Anteils nach Einzahlung der meisten 
Wohnungsanteilsscheine erfolgte die Freigabe für den Baukredit durch das finanzierende 
Institut. Im Rahmen eines Sommerfests, rund ein Jahr nach Beginn des Vergabeprozesses 
im August 2019, konnten sich die künftige Bewoherschaft zum ersten Mal persönlich 
kennenlernen. Die Grundsteinlegung folgte im Herbst 2019 im Rahmen eines öffentli-
chen Anlasses, im Frühling 2021 sind die Wohnungen voraussichtlich bezugsbereit.

Vergabe der Wohnungen und Realisierung

3.3.4 Ergebnis Erstvergabe

Der Erstvergabeprozess lief über die Plattform eMonitor21. Dies beinhaltete insbesondere 
auch die Eingabe der Daten durch die interessierten Parteien sowie die Auswertung dieser 
Daten durch die beauftragte Vermarktungsfirma. Die Auswertung mit Stand März 2020 
ist in Anhang 3 zu finden. Zum Zeitpunkt dieses Berichts sind bis auf zwei der vier Clus-
terwohnungen22 alle Wohneinheiten vermietet. Die nachfolgenden Angaben und Grafiken 
stammen aus genannter Auswertung23 (emonitor AG, 2020). 
Bereits auf Basis der vorstehend beschriebenen Vermarktungsmassnahmen übertraf die 
Nachfrage das Angebot: Innert kurzer Zeit gingen mehr Bewerbungen ein, als Wohnun-
gen verfügbar waren. Besonders gefragt waren grosse Wohnungen mit vier und mehr 
Zimmern für Familien, was sich mit den Zielvorgaben aus dem Wettbewerbsverfahren 
deckt (ISB, 2006, S. 29). Dass primär Familienwohnungen gefragt waren, deckt sich auch 
mit der absoluten Anzahl eingegangener Bewerbungen: 64% der eingereichten Dossiers 
stammen von Haushalten mit Kindern (emonitor AG, 2020, S. 1). Diesem Umstand wurde 
auch mit der effektiven Wohnungsvergabe Rechnung getragen. Die Vergabe der Wohnun-
gen erfolgte in etwa im gleichen Verhältnis wie Abbildung Nr. 7 auf nachfolgender Seite 
links zeigt.  Ein wesentliches Anliegen aus den Workshops zu den Vergabekriterien war 
die Bevorzugung von Bewerbenden aus dem Quartier und der Stadt. Vermutlich schon 
alleine durch dem Umstand, dass über die sehr zurückhaltenden Vermarktungsmassnah-

21 Softwarelösung, die auf die für die Erstvermietung des Hunziker-Areals entwickelte Software „MiMo“ 
zurückgeht (Heye, C., Borowski, T., Fuchs, S., Cravioloni, C., 2015, S. 20). 
22 Zwei Clusterwohnungen wurden verbunden und an die Betreiberin einer Kindertagesstätte als ergänzen-
des Angebot vermietet. 
23 Total 14 Einheiten wurden an eine Kitabetreiberin und verschiedene soziale Institutionen vermietet, die 
die Wohnungen an Benachteiligte weitergeben. Diese Einheiten erscheinen nicht in der Statistiken. 
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Abbildung 7: Wohnsitz und Demografische Zusammensetzung (emonitor AG, 2020, S. 1-2)

Abbildung 8: Haushaltseinkommen (pro Monat) und Lebensphasen (emonitor AG, 2020, S. 3)

men die Bekanntheit des Projektes vor allem im Quartier gegeben war, stammten 80% 
der eingegangenen Bewerbungen von Haushalten, die bereits in der Stadt ihren Haupt-
wohnsitz haben (Ebd., S. 2). Die Vergabe der Wohnungen folgte diesem Muster: 90% 
der in die Überbauung einziehenden Haushalte leben bereits heute in der Stadt Bern oder 
einer Nachbargemeinde. Ein klares Bild zeigt sich auch bei der Einkommensstrukur: Wie 
in Abbildung Nr. 8 nachfolgend ersichtlich ist, sind die durchschnittlichen Haushaltsein-
kommen deutlich unter CHF 6`000 pro Monat. Das Stadtberner Durchschnittseinkommen 
2016 liegt mit rund CHF 77`000 pro Jahr, beziehungsweise rund CHF 6`420 pro Monat 
deutlich höher (FPRE, 2020, S. 9). Dies dürfte darauf zurückzuführen sein, dass bereits 
in der Vermarktung auf die geltenden Einkommens- und Vermögenslimiten hingewiesen 
wurde. Auch sind mit dem Preisniveau und den geltenden Belegungsvorschriften ohnehin 
eher Haushalte mit unterdurchschnittlichem Einkommen die primäre Zielgruppe. 

Abweichungen zum örtlichen Durchschnitt sind auch bei den Lebensphasen der Haus-
halte deutlich ersichtlich: Wie vorstehende Abbildung Nr. 8 auf der rechten Seite zeigt, 
sind Haushalte mit Kindern mit rund 51% in der Mehrheit. Stadtweit liegt der Anteil von 
Haushalten mit Kindern im Vergleich bei rund 21.7% (FPRE, 2020, S. 10)24. 

24 Die Zahlen von FPRE lassen sich nicht 1:1 vergleichen, bestätigen aber die Tendenz. Die erwähnten 
21.7% setzen sich zusammen aus Familien mit Kindern (15.6%) und Einelternfamilien (6.1%).
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25 Wohnsinn Bern AG, SORA Bern, Schlossgarten Riggisberg, IG Sozialpsychiatrie Bern

4 Methodisches Vorgehen

4.1 Methodenwahl

Ursprünglich vorgesehen war die Evaluation eines idealtypischen Erstvergabeprozesses 
auf Basis der Erkenntnisse aus dem Grundlagenteil mittels einer breit gestreuten Um-
frage unter Vertretern von fördernden Stellen, von geförderten Wohnbauträgern und von 
Nutzern, die von den Förderungen profitieren. Weiter hätte die Tragfähigkeit des bereits 
evaluierten Prozesses bei diesen Vertretern geprüft werden sollen.
Die auf Basis des Grundlageteils gewonnenen Erkenntnisse führen aber zur Schlussfol-
gerung, dass mittels einer quantitativ orientierten Umfrage keine griffigen Erkenntnisse 
gewonnen werden können. Auf Seiten der fördernden Stellen ist die potenzielle Zahl der 
Umfrageteilnehmer sehr beschränkt. Auf Seiten Wohnbauträger existieren teilweise be-
reits qualitativ hochwertige Ergebnisse und Publikationen wie beispielswiese die BWO-
Studie zu den Vermietungskriterien gemeinnütziger Wohnbauträger (Blumer, 2012). Auf 
Seiten der von den Förderungen profitierenden Mietern wäre es schliesslich fraglich ge-
wesen, ob die nötige Objektivität und Sachkenntnis zur Beurteilung eines qualitativ hoch-
wertigen Erstvergabeprozesses vorhanden gewesen wäre. 
Gleichzeitig haben sich aus der Beantwortung der Fragestellung mehrere Themenfelder 
ergeben, die nicht auf Basis von Literatur und Publikationen zufriedenstellend beantwor-
tet werden können. Die Antworten auf diese Themenbereiche werden auf qualitativer Ba-
sis mittels leitfadengestützen Experteninterviews und der Untersuchung konkreter Refe-
renzbeispiele beantwortet. Da nicht alle Themen von den gleichen Experten beantwortet 
werden können, werden diese in drei Bereiche wie folgt gegliedert:
Wichtigster Themenbereich ist die Frage nach den Zielen und der Wirkung der gemein-
nützigen Wohnbauförderung, respektive was unter einer wirkungsvollen Vergabe der 

Die hohe Anzahl Familienhaushalte ist auf das entsprechende Wohnungsangebot mit 
einem hohen Anteil an Familienwohnungen zurückzuführen. Damit konnte das primäre 
Ziel der Ausschreibung, bezahlbarer Wohnraum für Familien zu schaffen, erreicht wer-
den. Die restlichen Lebensphasen sind verhältnismässig gleichmässig vertreten. Tenden-
ziell untervertreten sind mit total 7 Haushalten Personen über 60 Jahre. 
Wichtiges Anliegen der Wohnbauträgerin und der Begleitgruppe war die Inklusion von 
benachteiligten Menschen. Der Vorstand führte deshalb Gespräche mit verschiedenen 
sozialen Institutionen25, die als Ergebnis insgesamt 12 Wohnungen mieten und an be-
nachteiligte Menschen weitergeben. Da hier die jeweilige Bewohnerschaft nicht von der 
Wohnbauträgerin direkt erfasst oder bestimmt werden kann, erscheinen diese Einheiten 
nicht in den Statistiken. Um den Anschluss zu erleichtern, liegen die Wohnungen verteilt 
in der Überbauung und bilden keine eigene Gruppe. Zwei zusammenhängende Cluster-
wohnungen im Erdgeschoss wurden an eine KITA-Betreiberin vermietet.
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Aufbauend auf der vorstehend genannten Ausgangslage wurde anhand der provisorischen 
Erkenntnisse und der Forschungsfragen die Leitfragen für die Interviews erarbeitet. Über-
einstimmend mit den genannten Themenbereichen ergibt sich die folgende Gliederung:
• A - Ziele und Wirkung der Wohnbauförderung: Untersuchung der Frage, warum und 

mit welchem Ziel Wohnungsbau staatlich gefördert werden soll und welcher Einfluss 
der Erstvergabeprozess auf die Wirkung der Wohnbauförderung hat. 

• B - Erstvergabeprozesse von gefördertem gemeinnützigem Wohnungsbau: Fragen zu 
konkret durchgeführten Vergabeprozessen aus dem Hintergrund des jeweiligen Ex-
perten mit dem Ziel, das untersuchte Beispiel vollständig nachvollziehen zu können 
und wesentliche Elemente und Einflussfaktoren herauszufiltern. 

• C - Finanzierung: Rahmenbedingungen aus Sicht der Finanzierung mit Einfluss auf 
die Vergabe der Wohnungen. Spezielles Augenmerk auf neu gegründete Genossen-
schaften.

Die kompletten Interviewleitfäden owie die Auswertungen zu den einzelnen Themenbe-
reichen sind in den Anhängen 5 bis 8 zu finden. 

4.2 Strukturierung und Vorbereitung der Interviews

Wohnungen und damit einem wirkungsvollen Einsatz der Fördermittel verstanden wird. 
Der zweite Themenbereich beschäftigt sich mit dem konkreten Erstvergabeprozess ein-
zelner Beispiele und mit der Frage nach den wichtigsten Elementen, Einflussfaktoren 
und den involvierten Parteien. Der dritte Themenbereich schliesslich soll offene Fragen 
im Zusammenhang mit dem Einfluss der Finanzierung auf die Erstvergabe aus Sicht der 
finanzierenden Institute klären. 

Die Wahl der Interviewpartner erfolgte anhand des Bedarfs an qualifizierten Aussagen 
zu den jeweiligen Themenbereichen. Die Kontakte stammen aus dem persönlichen Netz-
werk des Verfassers und der betreuenden Person sowie aus Nachforschungen und Kon-
takten von Interviewpartnern, die bereits befragt wurden. 
Alle Interviewpartner wurden zuerst schriftlich per Mail angefragt. Bestandteil der An-
frage war eine kurze Vorstellung des Verfassers und dessen Hintergrund sowie eine Zu-
sammenfassung von Rahmenbedingungen und Thema der vorliegenden Arbeit. Als Bei-
lage erhielten Sie eine Vorabversion des einleitenden Kapitels 1.1 zur Vertiefung und, 
teilweise in einem zweiten Schritt, die Leitfragen zum jeweiligen Themenblock. Alle 
Interviewpartner und eine kurze Begründung für deren Wahl sind in der Tabelle Nr. 7 auf 
nachfolgender Seite aufgeführt. Ergänzende Angaben zu den jeweiligen Interviews sind 
in Anhang Nr. 4 zu finden. Alle gemachten Interview-Anfragen wurden positiv beantwor-
tet. Nicht weiterverfolgt wurde eine Anfrage an eine Genossenschaft in der Region Thun 
als weiteres mögliches Referenzbeispiel. Das Interview mit der Interviewpartnerin Nr. 
8 wurde nicht verwendet, weil die Expertenthemen zum entsprechenden Projekt bereits 
durch die Gespräche mit den Interviewpartnern Nr. 2 und 4 abgedeckt werden konnten.

4.3 Wahl der Interviewpartner
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Block Nr. Name Qualifikation

A 1 Daniel 
Blumer

Geschäftsführer des Kompetenzzentrums gemeinnütziger Woh-
nungsbau des Regionalverbands BE-SO des Dachverbandes WBG 
Schweiz. Hat die Genossenschaft Via Felsenau in der Entwicklung 
beraten und war Fachexperte im Wettbewerb, der das Projekt Hue-
bergass hervorgebracht hat. Verfasser der BWO-Studie zu Vergabe-
kriterien gemeinnütziger Wohnbauträger (BWO, 2012). 

A 2 Deborah 
Eggel

Vorstandsmitglied und Initiatorin der Wohnbaugenossenschaft Hue-
bergass. Als Gesellschaftsgärtnerin für die soziale Integration im 
Projekt verantwortlich. Geschäftsführerin „Wir sind Stadtgarten“.

A 3 Heinrich 
Hummel

Trägt als Stv. Direktor und Leiter Rechtsdienst von Liegenschaften 
Stadt Zürich die Perspektive der öffentlichen Hand bei. 

A 4 Herbert
Zaugg

Geschäftsführer der Wohnbaugenossenschaft „Huebergass“ und 
Leiter Entwicklung bei der Immobilienentwicklerin Halter AG. 

A 5 Fernand
Raval

Bringt gemeinsam Nr. 3 als Leiter von Immobilien Stadt Bern die 
Perspektive der öffentlichen Hand ein. 

A 6 Andreas
Wirz

Mitbegründer der Genossenschaft Kraftwerk1 und aktiv in verschie-
denen Funktionen im Genossenschaftsbereich. Mitglied des Bera-
tungsnetzwerks gemeinnütziger Wohnungsbau und selbstständiger 
Berater. 

A* 7 Peter 
Schmid

Selbstständiger Berater von Nonprofit-Unternehmen, Aufbau und 
Beratung von Genossenschaften, Vereinen und Stiftungen. Aktiv als 
Vorstandsmitglied und Geschäftsführer in verschiedenen Institutio-
nen und ehemaliger Präsident von Wohnbaugenossenschaften Zü-
rich. Mitglied des Beratungsnetzwerks gemeinnütziger Wohnungs-
bau.

B 8 Gabriella
Akquaviva

Vermietungsverantwortliche im Projekt Huebergass und Projektlei-
terin Vermarktung bei der Tend AG. Interview wurde nicht verwen-
det.

B* 7 Peter 
Schmid

Präsident der Wohnbaugenossenschaft Mehr als Wohnen Zürich als 
Bauträgerin des Hunziker-Areals. Interview zu diesem Projekt. 

B 9 Judith
Cann

Gründungs- und Vorstandsmitglied der Wohnbaugenossenschaft 
Zimmerfrei in Basel und massgeblich an der Entwicklung des Pro-
jekts „StadtErle“ beteiligt. Interview zu diesem Projekt. 

B 10 Evelyne
Mäder

Vermietungsverantwortliche und Mitglied der Erstvermietungs-
kommission für das Projekt „Zollhaus“ der Wohnbaugenossenschaft 
Kalkbreite in Zürich. Interview zu diesem Projekt. 

B 11 Franziska 
Junginger,
Elisabeth
Tanner

Doppelinterview mit der Vermietungsverantwortlichen des Projektes 
Via 2 und zu Beginn Via 3 (F. Junginger) und der heute Vermietungs-
verantwortlichen des Projektes Via 3 (E. Tanner) der Genossenschaft 
Via Felsenau in Bern. Interview zum Projekt Via 3.

C 12 Adrian 
Abrecht

Teamleiter und Geschäftskundenberater bei der UBS in Bern. Ver-
antwortlicher Ansprechpartner zur Finanzierung des Projektes Hue-
bergass. In dieser Funktion auch an der Finanzierung von anderen 
Genossenschaften beteiligt. 

C 13 Christian
Kohler

Ist als Berater Immobilienfinanzierung bei der Alternative Bank 
Schweiz AG Ansprechpartner für Genossenschaftsfinanzierungen, 
die einen wesentlichen Teil des Tagesgeschäfts ausmachen. 

Tabelle 7: Übersicht Interviewpartner (eigene Darstellung)
* Interview mit gleicher Person zu zwei verschiedenen Themen
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4.4 Durchführung der Interviews

Abhängig von der Präferenz der Interviewpartner fanden die Interviews persönlich an 
einem Ort nach deren Wahl oder als Videokonferenz über Microsoft Teams, Zoom oder 
Whatsapp statt. Die Videokonferenzen waren vor allem der Situation rund um die Covid-
19-Pandemie geschuldet. Abhängig vom jeweiligen Themenblock war die Dauer auf 45 
bis 90 Minuten angesetzt, was in den meisten Fällen eingehalten werden konnte. Nach 
einer persönlichen Vorstellungsrunde erhielten die Interviewpartner noch einmal eine 
kurze Übersicht über die Rahmenbedingungen dieser Arbeit, den Hintergrund des Autors 
sowie die Gelegenheit, Verständnisfragen zu den erhaltenen Unterlagen zu stellen. Das 
eigentliche Interview wurde frei geführt und durch den Verfasser anhand des Leitfadens 
strukturiert. Mit einer Ausnahme wurde jedes Interview für die spätere Auswertung auf-
gezeichnet, wobei wichtige Kernaussagen durch den Verfasser bereits während des Inter-
views schriftlich festgehalten wurden. Im Falle des Gesprächs mit den Interviewpartnern 
Nr. 11 konnte aufgrund von technischen Problemen keine Aufzeichnung gemacht wer-
den, die Inhalte wurden durch den Verfasser im Gesprächsverlauf notiert. 

4.5 Auswertung und Zusammenführung

Im Nachgang zu den jeweiligen Interviews wurden diese als Grundlage für die Auswer-
tung paraphrasierend in einem separaten Dokument zusammengefasst. Darauf aufbauend 
erfolgte die Auswertung anhand der Leitfragen nach Themenbereich gegliedert gemäss 
Anhängen 6 bis 8. Im Falle des Themenblocks B kamen ergänzend zu den Leitfragen 
zusätzliche projektspezifische Fragen. Diese bestanden einerseits aus Verständnisfragen 
zu publizierten Dokumenten und solche, die für den Rückblick und die Diskussion des 
jeweiligen Projektes relevant waren. Da sich diese von Projekt zu Projekt stark unter-
scheiden, erscheinen diese nicht in der Auswertung gemäss Anhang 7.

5 Untersuchung und Ergebnisse

5.1 Wirksame Erstvergabe aus Expertensicht

Zweck und Ziele der Wohnbauförderung in der Schweiz aus Sicht des Gesetzgebers wur-
den in Kapitel 2.1 erläutert. Die nachfolgend erläuterten Ergebnisse aus den Experten-
interviews gingen primär der Frage nach den richtigen Rahmenbedingungen für einen 
wirksamen Erstvergabeprozess im Sinne der Ziele der Wohnbauförderung nach. Sie ent-
stammen dem Themenblock A gemäss Kapitel 4, respektive der Auswertung gemäss An-
hang 6.

5.1.1 Mehrwert der Wohnbauförderung

Bei der Frage, ob und warum Wohnraum gefördert werden sollte, bestand bei vielen Punk-
ten unter den Experten Einigkeit: Als Hauptgrund, der für eine aktive Wohnbauförderung 
spricht, wurde von allen Experten gleichermassen die Sicherstellung einer angemessenen 
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Durchmischung an Lagen mit hoher Nachfrage, respektive knappem Wohnraum, ange-
geben. Hierbei ist eine Durchmischung in allen Dimensionen gemeint, insbesondere also 
nach Lebensphase, sozialer Schicht sowie Einkommens- und Vermögenssituation. Wei-
testgehend Einigkeit bestand auch bei der Frage nach der Ursache für diese Notwendig-
keit: an Lagen mit knappem Angebot könne der Markt alleine dies nicht genügend kom-
pensieren, da sich rendite-orientierte Investoren in der Regel immer am oberen Drittel 
des erzielbaren Preisspektrums orientieren würden. Dazu kommt, dass an solchen Lagen 
oftmals die öffentliche Hand, beispielsweise die Städte Bern und Zürich, über wertvol-
le Landreserven verfügt, und damit ein wirksames Instrument zur Bekämpfung dieser 
Problematik in der Hand hat. Insbesondere die Vertreter der Städte Bern und Zürich be-
tonten hier die Wichtigkeit und Notwendigkeit solcher Massnahmen zur Sicherstellung 
der Durchmischung und Entschärfung der Wohnraumknappheit. Die Bekämpfung der 
Knappheit an bezahlbarem Wohnraum war ein weiteres, verwandtes Argument für die 
Wohnraumförderung, das von allen Experten genannt wurde. 
Dazu kommen weitere, vereinzelt in den Gesprächen genannte Gründe: Gemeinnützige 
Wohnbauträger lassen sich eher auf neue Konzepte und Ideen ein und sind so wesentlich 
innovativer als rein rendite-orientierte Anbieter, die tendenziell weniger Risiken eingehen 
wollen. So ist laut dem Vertreter einer grossen Immobilien-Entwicklerin zum Beispiel 
eine reine Stockwerkeigentums-Überbauung üblicherweise wenig innovationsgetrieben. 
Von den Erkenntnissen aus solchen Projekten könne aber auf lange Sicht der gesamte Im-
mobilienmarkt profitieren. Genannt wurden auch gesamtwirtschaftliche, beziehungswei-
se raumplanerische Argumente: In Wohnüberbauungen gemeinnütziger Wohnbauträger 
leben die Menschen infolge der oftmals angewendeten Belegungsvorschriften dichter. 
Durch ein breites Angebot, gerade an Lagen mit hoher Nachfrage, könne Zersiedelung 
und Pendlerströmen entgegengewirkt werden. Der Wirtschaft stünden so mehr Fachkräfte 
an gut vernetzten Orten zur Verfügung. Bei der Frage nach der konkreten Umsetzung, be-
ziehungsweise wie weit tatsächlich gegangen werden soll, haben sich in den Gesprächen 
zwei unterschiedliche Haltungen gezeigt: Während die eine Seite eher auf einen zurück-
haltenden Staat und Selbstregulierung setzt, geht die andere Seite wesentlich weiter und 
fordert beispielsweise, dass der gesamte Boden, der von der öffentlichen Hand bereit-
gestellt wird, der Gemeinnützigkeit unterliegen sollte. Auch das Selbstverständnis einer 
geförderten gemeinnützigen Wohnbauträgerin, insbesondere einer Genossenschaft, wird 
unterschiedlich betrachtet. Die Einen sehen darin ein „urliberales Mittel zur Selbsthilfe“, 
bei dem staatliche Eingriffe einen fundamentalen Widerspruch darstellen, die Anderen 
sehen gerade an solchen Orten die Notwendigkeit von klaren Regulierungen wie Ein-
kommens- und Belegungsvorgaben als gegeben. 

5.1.2 Rahmenbedingungen

Im Rahmen der Experteninterviews wurden auch konkrete Fragen zu den richtigen Rah-
menbedingungen im Kontext der vorstehend genannten Gründe der Wohnbauförderung 
gestellt. Nachstehend werden die wichtigsten Erkenntnisse erläutert.
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Zielgruppe und Priorisierung

Mitsprache der Förderstellen

Bei der Frage, inwiefern von den fördernden Stellen konkrete Auflagen zum geförderten 
Wohnraum gemacht werden sollten, bestand Einigkeit, dass es zumindest gewisse Grund-
rundregeln wie die Gemeinnützigkeit als Grundsatz braucht. Auch sollte für die Öffent-
lichkeit einen Mehrwert generiert werden, wenn öffentliche Gelder in ein Projekt fliessen.  
Darüber hinaus sei es vor allem wichtig sicherzustellen, dass die geförderte Wohnbau-
trägerin statutarisch die wichtigsten Grundregeln der Gemeinnützigkeit integriert habe 
und darüber hinaus eine integrale Denkweise verfolgt. Werden diese Grundregeln befolgt 
und findet die geförderte Wohnbauträgerin eine funktionierende Gesamtlösung, sei es 
aus Sicht der Förderstellen von untergeordneter Bedeutung, wer konkret letztlich in den 
Wohnungen lebt. Projektspezifisch können die Auflagen auch weitergehen. Gerade die 
Vertreter der öffentlichen Hand warnten hier aber auch vor zu starken Auflagen, da die 
Projekte sonst für die Wohnbauträger zu unattraktiv würden.   Von einem Experten wurde 
hier auch eine verstärkte Selbstregulierung durch die Verbände als Alternative angeregt. 
Einigkeit bestand bei der Frage, inwiefern die Förderstellen beim konkreten Erstvergabe-
prozess mitsprechen sollten: So lange die vorstehend genannten Grundregeln eingehalten 
werden, sollte auf die Wohnbauträgerin vertraut werden. Sie ist näher an den Menschen 
und muss letztlich auch im Betrieb für die Einhaltung der Rahmenbedingungen sorgen.

Übereinstimmend mit den vorstehend genannten Zielen der Wohnbauförderung bestand 
Einigkeit, dass vor allem eine gute Durchmischung angestrebt werden sollte. Auseinan-
der gingen die Haltungen bei der Frage, wie dabei mit Haushalten mit überdurchschnitt-
lichem Einkommen umgegangen werden sollte. Eine Seite argumentierte, dass diese zu 
einer ausgewogenen Durchmischung dazu gehören und Genossenschaften ohnehin eher 
für den Mittelstand gedacht sind. Die andere, dass diese auch auf dem freien Markt pro-
blemlos eine Wohnung finden würden. Als möglicher Zwischenweg wurde die Möglich-
keit genannt, dass als gute Referenz für eine angemessene Durchmischung ein Abbild des 
jeweiligen Quartiers genommen werden kann. Dem gegenüber wurde vom Vertreter der 
Stadt Zürich argumentiert, dass bereits heute viele Quartiere entmischt und damit eine 
schlechte Referenz sind. Grundsätzlich ist die Zielgruppe projektspezifisch herzuleiten.

Involvierte Parteien 

Bezüglich der Frage, welche aussenstehenden Parteien in einen Erstvergabeprozess in-
volviert werden sollten, haben sich zwei verschiedene Grundhaltungen bei den Experten 
gezeigt: So lange der Wohnraum freitragend ist, beziehungsweise nicht von A-fonds-per-
du-Beiträgen profitiert, besteht kein Mitspracherecht durch aussenstehende Parteien. Die 
durchschnittliche Genossenschaft sei zudem in der Lage, diesen Prozess ohnehin selber 
zu verantworten. Auch wurde hier erwähnt, dass Verteter von Drittparteien wie beispiels-
weise einen Quartierverein eher Eigen- als Allgemeininteressen verfolgen, und deshalb 
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5.1.3 Wirksamkeit

Stellenwert von Transparenz und Akzeptanz

Unabhängig von der sich teilweise unterscheidenden Grundhaltung der Experten bestand 
Einigkeit, dass der Erstvergabeprozess klar definierten und damit messbaren Kriterien 
folgen sollte, und dass ein hoher Grad an Transparenz sehr wichtig ist. Ob die Notwendig-
keit von Transparenz im Falle von freitragenden Wohnungen auch gegenüber der Öffent-
lichkeit und nicht nur der eigenen Mitglieder wichtig ist, war umstritten. 
Dies betrifft auch die Frage nach der öffentlichen Akzeptanz und inwiefern diese mit 
partizipativen Elementen gesteigert werden kann: Die eine Seite sieht den Vorteil vor al-
lem in breiter abgestützten Lösungen und einem Mehrwert von grösserer Meinungsviel-
falt. Die andere Seite bezweifelt, inwiefern mehr Meinungen zu einer besseren Lösung 
führen, zumal die Meinungen oftmals von Individualinteressen geprägt seien. Dass mit 
Partizpation die Legitimation und Reputation eines Projektes gesteigert werden kann, war 
unbestritten. Bestritten war jedoch die Frage nach der Notwendigkeit hierfür. 

Übereinstimmend mit den in Kapitel 5.1.1 genannten Mehrwerten der Wohnbauförde-
rung ist nach Ansicht der Experten die Förderung dann wirksam, wenn diese Mehrwerte 
erreicht werden können. Betont wurde hier vor allem die Durchmischungsthematik aber 
auch ein nachhaltiger Mehrwert für die Gesellschaft und eine breite Akzeptanz. Angeregt 
wurde zur Verbesserung der Wirksamkeit vor allem eine präzisere Kosten-Nutzen-Be-
trachtung sowohl der Fördermassnahmen wie auch der verschiedenen Elemente in einem 
Entwicklungsprozess aus Sicht der Allgemeinheit.  

keinen Beitrag zu einer besseren Lösung für die Allgemeinheit leisten können. Dem ge-
genüber wurde argumentiert, dass Projektentwicklung immer auch Quartier- und Stadt-
entwicklung mit Auswirkungen auf Dritte ist, und deshalb solche Vorhaben, inklusive der 
Erstvergabe, von einem interdisziplinären Team begleitet werden sollten. Wird die Ver-
antwortung über das Ergebnis auf mehr Parteien verteilt und werden mehr Bedürfnisse 
und Sichtweisen einbezogen, besteht mehr Verbindlichkeit und Legitimation. 
Wichtiger Faktor, um eine grösstmögliche Objektivität zu gewährleisten ist laut dem Ver-
treter der Stadt Zürich die Integration eines Zufallselements: So werden beispielsweise 
Interessierte für die Wohnungsbesichtigung nach dem Zufallsprinzip ausgewählt. Kom-
biniert mit strengen Ausstandsregeln soll dadurch verhindert werden, dass ein Interes-
sent aufgrund von persönlichen Beziehungen den Zuschlag für eine Wohnung bekommt. 
Gerade wenn eine hohe Nachfrage nach Wohnraum besteht, wie dies bei gefördertem 
Wohnraum an urbanen Lagen der Fall sein kann, kann das Zufallselement Objektivität 
und Glaubwürdigkeit im Erstvergabeprozess steigern. 
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5.2.1 Projekt „Hunziker-Areal“ der Genossenschaft Mehr als Wohnen, Zürich

5.2 Untersuchung Erstvergabeprozesse

Abbildung 9: Foto Hunziker-Areal (Baugenossenschaft Mehr als Wohnen, 2017, S. 96)

Im Jahr 2007 feierte die Stadt Zürich und die ansässigen Wohnbaugenossenschaften hun-
dert Jahre Förderung des gemeinnützigen Wohnungsbaus. Das Motto lautete „100 Jahre 
mehr als wohnen“. Bestandteil der Aktivitäten war ein Ideenwettbewerb zum Thema ge-
meinnütziger Wohnungsbau und ein darauf aufbauender Austausch zwischen Genossen-
schaften, Architekten, Experten und Investoren. Ende 2007 entstand daraus die Genos-
senschaft „Mehr als Wohnen“ als sogenannte „Genossenschaft der Genossenschaften“ 
mit der Stadt Zürich und 55 Zürcher Wohnbaugenossenschaften als Trägerschaft. Sie ver-
steht sich als „(...) Innovations- und Lernplattform für den gemeinnützigen Wohnungs-
bau.“ (Heye, C., Borowski, T., Fuchs, S., Cravioloni, C., 2015, S. 5). 
Auf dem Hunziker-Areal in Zürich entwickelte und realisierte die Genossenschaft an-
schliessend ihr erstes Projekt mit total 370 Wohnungen aufgeteilt in 13 Gebäude (Ebd., S. 
32). Die Projektgrösse, die Bündelung von Erfahrungen mehrerer etablierter Genossen-
schaften sowie die gut dokumentierten Prozesse machen das Hunziker-Areal zu einem 
referenztauglichen Beispiel. Die nachfolgende Abbildung Nr. 9 zeigt eine Innenhof-Auf-
nahme des gebauten Hunziker-Areals. 

Die in diesem Kapitel enthaltenen Informationen entstammen den zitierten Publikationen 
sowie, wo nicht explizit anders vermerkt, aus den Experteninterviews des Themenblocks 
B gemäss Kapitel 4 respektive der Auswertung gemäss Anhang 7. 
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Rahmenbedingungen

Das Hunziker-Areal befindet sich im Norden der Stadt Zürich im Leutschenbach-Quartier 
und gehörte ursprünglich der ehemaligen Betonfabrik Hunziker. Später wurde das Areal 
von der Stadt Zürich erworben und im Jahr 2010 im Baurecht an die Genossenschaft 
Mehr als Wohnen abgegeben (Heye et al., 2015, S. 7). Mit der Abgabe das Areals im 
Baurecht an die neu gegründete Genossenschaft sollten die im Rahmen des vorstehend 
erwähnten Jubiläumsjahres entwickleten Visionen und Konzepte in die Tat umgesetzt 
werden. Im Interview wurde darauf hingewiesen, dass der Ort damals auch als „Ort, an 
dem sich niemand zu wohnen traut.“ bezeichnet wurde und man war sich nicht sicher, 
ob es wirklich funktionieren würde: Der Zusammenschluss mehrerer Genossenschaften 
diente in diesem Zusammenhang auch der Verteilung der im Projekt enthaltenen Risiken. 
Die Stadt Zürich als Baurechtsgeberin nahm von Beginn weg massgeblichen Einfluss 
auf das Projekt, dabei erwies sich der zwingend im Vorstand aufzunehmende Städtische 
Vertreter auch als Multiplikator, beispielsweise im Bewilligungsverfahren. Darüber hin-
aus bestanden von der Stadt Zürich zahlreiche weitere Anforderungen zum Endprodukt 
und den finanziellen Rahmenbedingungen. Weiter wurde hervorgehoben, dass auch von 
Seiten der Genossenschaft wesentliche, selbst auferlegte Ziele bestanden. Nebst den im 
vorhergehenden Abschnitt erwähnten, übergeordneten Ziel einer Innovations- und Lern-
plattform wollte die Genossenschaft generell ein Wohnungsangebot schaffen, das alle 
sozialen Schichten gleichermassen anspricht. Hierzu sollte eine Durchmischung hinsicht-
lich Lebensphase und Haushaltsform, Einkommen und Vermögen, Ausbildung und Beruf 
sowie Herkunft erreicht werden (Hoffmann, 2019, S. 12). Übereinstimmend mit der Ziel-
setzung einer hohen Durchmischung beinhaltet der Wohnungsmix im realisierten Projekt 
das gesamte Spektrum möglicher Wohnungsgrössen: Beginnend mit einfachen Studios 
und Wohnateliers über 1.5-Zimmer-Wohnungen bis zu 13.5-Zimmer-Satellitenwohnun-
gen ist jede Abstufung vertreten. Die Umsetzung des Wohnungsmixes erfolgte mittels 
170 verschiedenen Grundrissen auf total 373 Wohneinheiten (Ebd., S. 15).
Als wesentlichste Förderung für das Projekt wurde im Interview die Abgabe des Areals 
durch die Stadt Zürich im Baurecht angegeben. Weitere Fördermittel waren ein Über-
brückungsdarlehen der Stadt zur Finanzierung der Planung zu Beginn, sowie Gelder aus 
dem Fonds du Roulement. Dazu kam finanzielle Unterstützung von einzelnen Mitglied-
genossenschaften. Keine Förderung erfolgte à-fonds-perdu, sämtliche erhaltene Gelder 
sind rückzahlbar. Aufgrund der breit abgestützten Trägerschaft aus 55 Genossenschaften  
konnte die Finanzierung bereits vor Wohnungsvergabe sichergestellt werden und hatte 
keinen Einfluss auf das Timing. 

Durchgeführter Erstvergabeprozess im Kontext von Entwicklung und Realisierung

Mit Abschluss des eingangs des Kapitels beschriebenen Ideenwettbewerbs, dem darauf 
folgenden Austausch und der Gründung der Genossenschaft Mehr als Wohnen Ende 2007 
wurde 2008 ein internationaler Architekturwettbewerb lanciert. Ausgezeichnet wurden 
mehrere Beiträge, die im Anschluss im Rahmen einer Konsolidierungsphase im Dialog 
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Abbildung 10: Durchgeführter Erstvergabeprozess Hunziker-Areal (eigene Darstellung)
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mit Jury und weiteren Teilnehmern weiterentwickelt wurden (Hoffmann, 2019, S. 12).  
Pararell zur erwähnten Dialogphase erfolgte eine generelle Konsolidierung der Rahmen-
bedingungen in Sachen Finanzierung, Bau, Vermietung, Betrieb durch die Genossen-
schaft. Als Ergebnis dieser Phase lag im Oktober 2010 das Vorprojekt vor. Die weitere 
Planung und Realisierung des Projektes erfolgte in Zusammenarbeit mit einer Totalun-
ternehmerin. (Baugenossenschaft Mehr als Wohnen, ohne Datum, a). Als Ergebnis der 
Konsolidierungsphase konnte im gleichen Jahr auch der Baurechtsvertrag mit der Stadt 
Zürich unterzeichnet werden (Heye, 2015, S. 7). Der eigentliche Erstvermietungsprozess 
des Hunziker-Areals ist über eine eigene Publikation gut dokumentiert (Heye, 2015).  
Eine Übersicht über den beschriebenen Prozess gibt die nachfolgende Abbildung Nr. 10.
Übereinstimmend mit dem Ziel einer Innovations- und Lernplattform, wurde für die Erst-
vermietung die Software MiMo entwickelt, um das zu erwartende hohe Datenvolumen 
bewältigen zu können. 
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Die Software baut auf Erfahrungen auf, die die entwickelnde Firma bereits bei der Ge-
nossenschaft Kalkbreite gemacht hat (Heye, 2015, S. 11). 
Die Erarbeitung der Vermietungsrichtlinien erfolgte gemäss Angaben aus dem Interview 
durch ein Gremium, bestehend aus Vorstandsmitgliedern der Genossenschaft. Im Wesent-
lichen wurden hierzu die Richtlinien von drei bestehenden Genossenschaften kombiniert, 
angepasst und ergänzt. Wesentlicher Einfluss hatte hier auch die Haltung des Vorstandes 
zur Förderung der sozialen Nachhaltigkeit. 
Verantwortlich für den Erstvermietungsprozess war die Geschäftsstelle, die durch den 
Vorstand beaufsichtigt wurde. Die Definition der konkreten Vergabekriterien erfolgte ein 
halbes Jahr vor Ausschreibung der ersten Wohneinheiten. Hier wurde zwischen zwin-
genden Ausschlusskriterien und triagierenden Kriterien unterschieden. Inhaltlich bauten 
die Kriterien direkt auf den Statuten und dem Leitbild der Genossenschaft auf. Die Ver-
mietung erfolgte im Rahmen von zwei Bewerbungsfenstern, gefolgt von einem konti-
nuierlichen Vergabeprozess für die restlichen Wohnungen. Das erste Fenster wurde im 
Oktober 2013 geöffnet. Die Bewerbung erfolgte vollständig digital und ermöglichte der 
Geschäftsstelle so die kontinuierliche Auswertung der eingegangenen Daten (Ebd., S. 
21). Die Erfahrungen aus dem ersten Bewerbungsfenster flossen dabei kontinuierlich in 
Kommunikationsmassnahmen und Justierungen in der Vermarktung ein. Darauf aufbau-
end wurde ein zweites Bewerbungsfenster im Februar und März 2014 geöffnet, ab Juli 
2014 wurden zudem noch freie Wohnungen gezielt beworben. Die Erstbeurteilung der 
eingegangenen Bewerbungen erfolgte durch die Geschäftsstelle anhand der vorstehend 
beschriebenen Vergabekriterien nach dem Vier-Augen-Prinzip (Ebd., S. 23). Die darauf 
aufbauende Vergabe erfolgte im Rahmen von Vergabesitzungen der Vermietungskom-
mission, bestehend aus Geschäftsführerin und den für die Beurteilung verantwortlichen 
Verwaltungsmitarbeitenden. Dieser Teil des Prozesses wurde iterativ geführt mit Unter-
stützung der Software MiMo: Gab es beispielsweise gleichwertige Bewerbungsdossiers, 
wurde der Kriterienfilter um weitere Themen erweitert und dabei auch bereits bestehende 
Vergaben im jeweiligen Gebäude mit Blick auf die erforderliche Durchmischung berück-
sichtigt. Bei guten Bewerbungen, aber bereits erfolgter Vergabe der jeweiligen Wohnung, 
wurde ein Ersatz angeboten (Ebd., S. 27).  Generell übertraf die Nachfrage nicht im-
mer das Angebot, was sowohl zusätzliche Marketingmassnahmen erforderlich machte 
wie auch teilweise zu Zielkonflikten zwischen Referenzstruktur und dem Anspruch, die 
Wohnungen zeitnah zu vermieten führte (Ebd., S. 23 und 27). Der Bezug der Wohnungen 
erfolgte gestaffelt: Das erste Gebäude wurde im November 2014 bezogen, die restlichen 
im Mai 2015 (Baugenossenschaft Mehr als Wohnen, 2017, S. 30).

Diskussion und Rückblick

Die Grösse des Projektes mit über 370 Wohneinheiten verunmöglichte einen Bewerbungs-
prozess mittels persönlichen Gesprächen aufgrund des Volumens. Heye (2015) schreibt 
dazu, dass dieser Prozess dank dem computergestützten Entscheidungssystem in MiMo 
wesentlich effizienter, konsistenter und gerechter möglich war (S. 46). 
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Auf der Nachfrageseite zeigte sich beispielsweise, dass Familien mit kleinen Kindern 
tendenziell übervertreten waren, wärenddem Familien mit älteren Kindern aufgrund der 
Belegungsvorgaben dagegen untervertreten waren. Im Hinblick auf die soziale Durch-
mischung wird im Rahmen der Auswertung angezweifelt, ob diese längerfristig aufrecht 
erhalten werden kann. Dies insbesondere, weil zu wenig Wohnungen für Menschen in 
der Nachfamilienphase bereitstehen könnten, sobald die aktuellen Familien sich auflösen 
(Ebd., S. 46). Umso wichtiger sind hier gezielte Massnahmen bei der Wiedervermietung: 
Im Interview wurde bestätigt, dass bei der späteren Wiedervergabe der Wohnungen auf 
die Sicherstellung der angestrebten Durchmischung und deren Nachjustierung geachtet 
wird. 
Die grösste Abweichung von der Referenzstruktur stellte man im Nachhinein bei älteren 
Haushalten fest, die heute eher noch untervertreten sind. Dies wird vor allem darauf zu-
rückgeführt, dass die Vermietung ab Plänen erfolgte und für diese Zielgruppe das Projekt 
so noch zu wenig greifbar war (Ebd., S. 47).
Mitwirkung und Partizipation hatte im gesamten Projekt sowohl in der Entwicklung wie 
auch im Betrieb einen hohen Stellenwert (Hoffmann, 2019, S. 55). Generell verzichtet 
wurde auf den Einbezug von aussenstehenden Parteien wenn es um die Vergabekriterien 
und den Erstvergabeprozess der Wohnungen ging. Dies stellt laut Interview eine grund-
legende Haltung der Genossenschaft dar: Dadurch, dass das gesamte Projekt aufgrund 
fehlender A-fonds-perdu-Beiträge freitragend ist, besteht kein Anrecht der Gesellschaft 
auf eine Mitwirkung zu diesen Themen. Dieser Teil wurde wie vorstehend beschrieben 
innerhalb der Genossenschaft stufengerecht über Vorstand, Geschäftsstelle und GV ge-
führt. 

5.2.2 Projekt „Zollhaus“ der Genossenschaft Kalkbreite, Zürich

Das Projekt Zollhaus ist ein aktuelles, gut dokumentiertes Beispiel für ein Projekt einer 
bekannten Zürcher Genossenschaft, das partizipativ entwickelt wurde und dessen Erst-
vergabeprozess nach klaren Kriterien und Prioritäten erfolgte: Die Genossenschaft Kalk-
breite als Eigentümerin befand sich damals mitten in der Realisierung ihres ersten Pro-
jektes, bewarb sich um das ausgeschriebene Areal Zollhaus und erhielt Anfang 2013 den 
Zuschlag (Genossenschaft Kalkbreite, ohne Datum, a). Der darauf folgende Planungs- 
und Entwicklungsprozess wurde unter Einbezug von interessierten Parteien partizipativ 
geführt (Genossenschaft Kalkbreite, ohne Datum, e). Abbildung Nr. 11 auf der nachfol-
genden Seite zeigt eine Webcam-Aufnahme der Baustelle, Stand 09.08.2020. 

Rahmenbedingungen

Das Areal befindet sich in der Stadt Zürich an der Kreuzung Zollstrasse / Langstrasse 
und verläuft pararell zum SBB-Schienennetz. Es gehörte ursprünglich der Stadt Zürich 
und der SBB, die das Areal gemeinsam durch den Dachverband der Wohnbaugenossen-
schaft Zürich für gemeinnützige Wohnbauträger ausschreiben liessen (Genossenschaft 
Kalkbreite, ohne Datum, a). 
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Abbildung 11: Aufnahme Webcam Baustelle Zollhaus (Gefunden unter: https://www.kalkbreite.net/zoll-
haus/zollhaus-live-cam/)

Die Genossenschaft Kalkbreite verfolgt das Ziel, preiswerten Wohn- und Gewerberaum 
zu schaffen sowie die Verbindung von Wohnen, Arbeiten und Kultur sowie eine soziale 
Durchmischung zu fördern (Genossenschaft Kalkbreite, 2019, S. 1). 
Mit ihrem Vorgehenskonzept zum Zollhaus sollen mittels günstiger Mieten, vielfälti-
ger Wohnformen und einer gezielten Vermietung der sozialen Entmischung im Quar-
tier entgegengewirkt werden. Die Umsetzung erfolgt im Rahmen einer partizipativen 
Entwicklung (Genossenschaft Kalkbreite, 2012, S. 1). Das aus diesem Entwicklungs-
prozess hervorgegangene Projekt enthält total 48 Wohneinheiten in einem Mix von 1.5 
bis 9.5-Zimmer-Wohnungen sowie 6 Jokerzimmer. Bestandteil des Projektes sind zudem 
rund 3`000m2 Gewerbeflächen (Genossenschaft Kalkbreite, 2017, S. 12). Aus dem par-
tizipativen Entwicklungsprozess ging zudem das Konzept „Hallenwohnen“ hervor, das 
überhohe Wohnräume beinhaltet, die durch die Mieterschaft selber ausgebaut werden. 
Bestandteil der übrigen Wohnungen ist auch ein Konzept „Gemeinschaftliches Wohnen 
im Alter“. (Genossenschaft Kalkbreite, ohne Datum, e). Im Rahmen des Interviews wur-
de angegeben, dass das Projekt primär über die gezielte Abgabe des Areals an gemein-
nützige Wohnbauträger gefördert wurde. Wesentlichste Auflage von Seiten Stadt war die 
Einhaltung des städtischen Mietzinsreglements und der damit resultierenden Anwendbar-
keit der Kostenmiete. Für das Konzept „Gemeinschaftliches Wohnen im Alter“ gab es zu-
dem Förderbeiträger der Age-Stiftung. Fördermittel auf Bundesebene wie beispielsweise 
ein FDR-Darlehen wurden nicht beantragt. 

Durchgeführter Erstvergabeprozess im Kontext von Entwicklung und Realisierung

Die Abbildung Nr. 12 auf der nachfolgenden Seite zeigt eine Übersicht des Prozesses als 
Bestandteil des Planungs- und Realisierungsprozesses. Die Genossenschaft Kalkbreite 
erhielt im Februar 2013 von der Grundeigentümerschaft den Zuschlag für den Erwerb 
des Areals. Im Sommer 2013 folgte die erste öffentliche Informationsveranstaltung. Auf 
deren Grundlage wurde anschliessend im Rahmen von mehreren Arbeitsgruppen das 
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Bau- und Nutzungskonzept als Grundlage für den darauf folgenden Architekturwettbe-
werb entwickelt. Der Wettbewerb wurde von Oktober 2014 bis Februar 2015 durchge-
führt, als Ergebnis stand das Siegerprojekt „Esperanto“ fest (Genossenschaft Kalkbreite, 
ohne Datum, b). Es folgte pararell die Ausarbeitung des Vor- und Bauprojektes, der Er-
arbeitung verschiedener Konzepte durch mehrere Arbeitsgruppen sowie die Erarbeitung 
des Belegungsprofils. Gemäss Vermietungsreglement der Genossenschaft ist dieses für 
jedes neue Projekt partizipativ zu erarbeiten (Genossenschaft Kalkbreite, 2018, S. 1). Als 
Gründe für dieses Vorgehen wurden im Rahmen des Interviews die Grundhaltung der Ge-
nossenschaft angegeben: Man erhoffte sich von mehr Mitwirkenden eine grössere Mei-
nungsvielfalt, die zu besseren Lösungen führen sollte. Als Beispiel wurde das Konzept 
„Hallenwohnen“ erwähnt, dass ohne diese Mitwirkung vermutlich nicht entstanden wäre. 
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Am Prozess zur Erarbeitung des Belegungsprofils konnten alle Interessierten teilnehmen. 
Es gab mehrere Anlässe und Inputreferate, beispielsweise zum Thema Gentrifizierung. 
Das Profil wurde darauf aufbauend  im Rahmen von Diskussionen geschärft. So konnten 
Bedürfnisse aus dem Quartier aufgenommen werden, als Beispiele wurden im Interview 
der Wunsch nach einer Kinderarztpraxis sowie ein Gegengewicht zur Gentrifizierung ge-
nannt.  
Das konsolidierte Belegungsprofil wurde schliesslich vom Vorstand abgesegnet und an 
der Generalversammlung der Genossenschaft Ende 2018 verabschiedet. Die Priorität 
liegt auf zwei Zielen: Einerseits sollen Menschen aufgefangen werden, die von der Gen-
trifizierung im Quartier bedroht sind und andererseits generell jene, die auf dem freien 
Wohnungsmarkt potenziellen Diskriminierungen ausgesetzt sind (Genossenschaft Kalk-
breite, 2018). Entsprechend sind im Durchmischungskatalog auch bei anderen Genossen-
schaften gängige Kriterien wie das Alter oder der soziale Status genauso vertreten wie 
beispielsweise auch die Zielvorgabe von 1% Personen mit non-binärer Geschlechtsiden-
tität (Genossenschaft Kalkbreite, ohne Datum, e). Begründet wurde diese Quote im Inter-
view explizit auch mit der potenziellen Diskriminierung auf dem freien Wohnungsmarkt.  
Bereits früh vermietet wurden die Gewerbeflächen: Die Begründung im Rahmen des 
Interviews lag in den hohen Ansprüchen der Genossenschaft an die Gewerbemieter und 
dem Umstand, dass diese tendenziell schwieriger zu finden sind. Zudem wollte man diese 
vor Baubeginn zwecks Berücksichtigung baulicher Massnahmen kennen. 
Die Vermietung der Wohnungen erfolgte gestaffelt in die drei Bewerbungsfenster „Alters-
wohnen“, „Hallenwohnen“ und „reguläres Wohnen“. Bewerben konnten sich ausschliess-
lich Genossenschaftsmitglieder26, die vor der Generalversammlung 2018 bereits Mitglied 
waren (Genossenschaft Kalkbreite, ohne Datum, d). Als Grund für diese Regelung wurde 
im Interview hohe erwartete Nachfrage angegeben, die kombiniert mit den notwendigen 
Beitritten zur Genossenschaft einen unverhältnismässig hohen Aufwand bedeutet hätten. 
Der Bewerbungsprozess wurde operativ durch die Geschäftsstelle geführt und erfolgte 
digital über eine Website. Durch die digitale Erfassung aller relevanten Daten war eine 
einfache Auswertung der Bewerberstruktur möglich, die auch die Überprüfung verschie-
dener Mieterkonstellationen erlaubte. Verantwortlich für die Vergabe der Wohnungen war 
die Erstvermietungskommission. Für den Vergabeprozess hat sich diese mehrere Monate 
Zeit gelassen und im Rahmen von mehreren Treffen versucht, eine optimale Mieterkon-
stellation zu entwickeln. Hierzu haben zu Beginn jeweils zwei Personen die Dossiers 
gesichtet und in drei Kategorien (erfüllt, mittel und nicht erfüllt) eingeteilt. Es wurde 
schnell festgestellt, dass nur die wenigsten alle Kriterien erfüllten. Begonnen wurde mit 
Wohneinheiten, auf die es nur wenige Bewerbungen gab, den grossen Clusterwohnungen. 
Aufgrund der hohen Bewohnerzahl hat deren Vergabe zudem einen starken Einfluss auf 
die Durchmischung. Gab es zudem bei der Bewohnerschaft eine Kategorie mit wenigen 

26 Die Genossenschaft Kalkbreite versteht sich gemäss Angaben aus dem Interview als „offene Genossen-
schaft“. Mitglied können alle Interessierten werden, die einen Anteilsschein erwerben, unabhängig davon, 
ob sie eine Wohnung von der Genossenschaft mieten. 
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Bewerbungen, für die gemäss Durchmischungskatalog eine Quote zu erreichen war, wur-
den diese priorisiert. Darauf aufbauend erfolgte die Zuteilung der weiteren Wohneinhei-
ten. Abschliessend über die Zuteilung der Wohnungen wurde erst entschieden, als für alle 
Einheiten eine Lösung gefunden war. Gleichzeitig hat die Erstvermietungskommission 
für jede Einheit eine zweite Partei als Reserve zugeordnet, die im Falle einer Absage der 
ersten Partei kontaktiert werden konnte. Ungefähr ein Jahr vor Bezug waren schliess-
lich alle Wohnungen vergeben und die Mietverträge konnten unterzeichnet werden. Im 
November 2020 fand ein erstes Treffen statt, an dem sich die künftige Bewohnerschaft 
kennenlernen konnte (Genossenschaft Kalkbreite, ohne Datum, b). Im Interview wurde 
angegeben, dass die Finanzierung des Projektes nicht einen massgeblichen Einfluss auf 
die Erstvergabe hatte: Der Bezug ist im 4. Quartal 2020 angekündigt, die Bewohnerschaft 
muss einen Monat davor die Anteilsscheine eingezahlt haben. 

Wesentlichster Unterschied zwischen den gesetzten Zielen aus dem Durchmischungska-
talog und der effektiven Vergabe war der wesentlich höhere Anteil an Familien zu Lasten 
der Generation über 60-Jährige. Dies wurde im Interview vor allem mit der entsprechen-
den Nachfrage aus den beiden Kategorien begründet. Die restlichen Ziele konnten gröss-
tenteils erreicht werden. Vertragsrücktritte vor Bezug infolge des Vergabezeitpunktes ein 
Jahr oder mehr im Voraus gab es beim Stand Interview drei. Rückblickend wurde hervor-
gehoben, dass vor allem eine klare Zieldefinition in der Vergabe der Wohnung wichtig 
ist und darauf aufbauend eine transparente Kommunikation hierzu. Generell sollte der 
Vergabeprozess bezüglich des Vorgehens und der angewendeten Kriterien transparent ge-
führt werden. 
Die wesentlichen Elemente des durchgeführten Prozesses, insbesondere die gesamte par-
tizipative Entwicklung und das Vorgehen bei der Wohnungszuteilung, sind weniger auf 
äussere Einflüsse sondern viel mehr auf die Grundhaltung der Genossenschaft zurück-
zuführen. So wäre theoretisch aufgrund der wenigen zwingenden Vorgaben von Seiten 
Grundeigentümerschaft und der, wie sich gezeigt hat, hohen Nachfrage eine wesentlich 
einfachere und schnellere Vergabe der Wohnungen möglich gewesen. 

Diskussion und Rückblick

Zimmerfrei in Basel ist eine 2013 von drei jungen Paaren neu gegründete Genossenschaft 
mit dem Ziel, ein Haus für eine Hausgemeinschaft zu realisieren. Daraus entstanden ist 
das Projekt „StadtErle“ im Basler Quartier Erlenmatt, das 2017 fertiggstellt wurde. (Weid-
mann, 2020, S. 4-15). Die Abbildung Nr. 13 auf nachfolgender Seite zeigt das realisierte 
Projekt aus Hofperspektive. Es ist deshalb ein interessantes Beispiel, weil es sich hier 
um eine komplett neu durch Privatpersonen gegründete Genossenschaft ohne finanzielle 
Eigenmittel handelt. Dadurch stellten sich insbesondere bei der Finanzierung vergleich-
bare Herausforderungen wie bei der in Kapitel 3 beschriebenen Überbauung Huebergass. 
Der Planungs- und Entwicklungsprozess inklusive Erstvergabe der Wohnungen wurde 
öffentlich geführt und ist gut dokumentiert. 

5.2.3 Projekt „StadtErle“ der Genossenschaft Zimmerfrei, Basel
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Rahmenbedingungen

Das Baufeld für das Projekt StadtErle befindet sich innerhalb des neu entwickelten Ge-
biets Erlenmatt Ost im Norden der Stadt Basel. Das betreffende Teilgebiet ist im Eigentum 
der Stiftung Habitat, die einzelne Baufelder an verschiedene Wohnbauträger abgegeben 
hat. Die Stiftung ist gemeinnützig und hat als primäres Ziel die Schaffung von nachhaltig 
realisiertem, bezahlbarem Wohnraum (Stiftung Habitat, ohne Datum). Für das gesamte 
Gebiet sollen die Ziele der 2000-Watt-Gesellschaft erreicht werden. Dabei wurden durch 
die Stiftung 59 ökologische, wirtschaftliche und soziale Kriterien definiert, die die Bau-
rechtsnehmenden anteilsmässig zu erfüllen hatten (Weidmann, 2020, S. 9). Etappenweise 
wurden so rund 350 Wohnungen für 650 Menschen realisiert, davon 33 Einheiten durch 
die Genossenschaft Zimmerfrei im Rahmen des Projektes StadtErle (Ebd., S. 9 und 19). 
Für die Gründer der Genossenschaft Zimmerfrei stehen vier Leitbegriffe im Zentrum: 
Gemeinschaftlichkeit, Nachhaltigkeit, Selbstverantwortung und Suffizienz (Ebd., S. 6). 
Die Umsetzung dieser Ziele im Rahmen einer kollektiven Projektentwicklung stand von 
Beginn weg im Zentrum (WBG Zimmerfrei, 2015, S. 4). Übereinstimmend mit diesen 
Zielen wurde der gesamten Planungs-, Realisierungs- und Erstvergabeprozess öffentlich 
geführt: Im Rahmen von insgesamt 57 Veranstaltungen konnten Interessierte gemeinsam 
mit dem Vorstand das Projekt stufenweise erarbeiten (Weidmann, 2020, S. 11). Entstan-
den ist so ein Projekt mit 33 Wohneinheiten, 3 Jokerzimmern und mehreren Gemein-
schaftsräumen und -flächen. Der Wohnungsmix reicht dabei von kleinen Studioeinheiten 
bis zu einer 16.5-Zimmer-Clusterwohnung (Ebd., S. 8). 
Bundesförderung hat das Projekt im Rahmen eines zinsgünstigen Darlehens aus dem 
Fonds du Roulement erhalten. Darüber hinaus besteht ein wesentlicher Teil der Finanzie-
rung aus privaten Darlehen, die nach Angaben aus dem Interview beispielsweise auch den 
Planungs- und Entwicklungsprozess bis zum Baubeginn finanziert haben. 

Abbildung 13: Hofraum Projekt StadtErle (Weidmann, 2020, S. 17)
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Das restliche Kapital stammt aus Wohnungs- und Genossenschaftsanteilsscheinen so-
wie aus Hypotheken. Für die energieeffiziente Bauweise, respektive die altersgerechte 
Konzeption, gab es zudem Förderbeiträge des Kantons sowie der Age-Stiftung (Ebd., S. 
23-24). Die Abgabe des Landes im Baurecht durch die Stiftung Habitat kann ebenfalls 
als Förderung bezeichnet werden. Keine dieser Förderelemente hat gemäss Angaben im 
Rahmen des Interviews direkten Einfluss auf den Erstvergabeprozess der Wohnungen ge-
nommen, sehr wohl aber auf die Rahmenbedingungen des Projektes.

Durchgeführter Erstvergabeprozess im Kontext von Entwicklung und Realisierung

Nachfolgende Abbildung Nr. 14 zeigt eine Übersicht des Prozesses als Bestandteil des 
Planungs- und Realisierungsprozesses. Nach der erfolgreichen Bewerbung um das ent-
sprechende Baufeld erfolgte die eigentliche Gründung der Genossenschaft im Jahr 2013. 
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Darauf aufbauend fanden mehrere Workshops gemeinsam mit Interessierten statt, um die 
grundlegende Ideen zu Wohnen und Zusammenleben zu erarbeiten (WBG Zimmerfrei, 
2015, S. 4). Die Zusammensetzung des Interessiertenkreises wurde im Rahmen des Inter-
views als sehr heterogen bezeichnet: Teilgenommen hat ein stark wechselndes Publikum, 
bestehend sowohl aus Parteien, die an einer Wohnung interessiert waren wie auch aus 
solchen, die niemals dort wohnen wollen. Dazu hat sich die Genossenschaft bewusst 
entschieden. Letztlich soll der Gemeinschaftsgedanke und nicht Individualinteressen im 
Zentrum stehen. Dabei wurde die Absicht, ob man letztlich dort wohnen wollte als uner-
heblich beurteilt. Die vorstehend beschriebenen Rahmenbedingungen gelten sinngemäss 
für alle darauf folgenden öffentlichen Veranstaltungen. 
Aufbauend auf den ersten Workshops wurden die Anforderungen an das Projekt definiert 
und gemeinsam ein Programm als Grundlage für den nachfolgenden Architekturwett-
bewerb erarbeitet. Mit Abschluss des Wettbewerbs standen Ende 2014 die Grundzüge 
des Siegerprojektes StadtErle fest, es folgte die Erarbeitung des Vor- und Bauprojektes, 
die ebenfalls von Interessierten begleitet wurde (WBG Zimmerfrei, 2015, S. 4). In einem 
separaten, ebenfalls öffentlichen Prozess wurden die Vergabekriterien für die Wohnungen 
erarbeitet. Wesentlichen Einfluss hat hier auch die Stiftung Habitat als Baurechtsgeberin 
genommen: Gemäss Angaben aus dem Interview mussten beispielsweise 10% der Wohn-
fläche für soziale Zwecke vermietet werden. Als Ergebnis dieses Prozesses stand schliess-
lich fest, dass eine Durchmischung, die sich an der Bevölkerung des Kantons Basel-Stadt 
orientiert, angestrebt werden soll. 
Aus dem Interview ging hervor, dass, vergleichbar mit dem Beispiel Huebergass gemäss 
Kapitel 3, die Finanzierung bereits vor Baubeginn abgeschlossen sein musste. Auf Basis 
der zuvor definierten Vergabekriterien und des zwischenzeitlich konsolidierten Vorpro-
jekts wurde hierzu Mitte 2015 der Vermietungsprozess gestartet. Das erste Vermietungs-
fenster wurde über die Begleitgruppe sowie Website und Mail für die Partizipierenden 
angekündigt und dauerte rund vier Wochen. Die eingegangenen Bewerbungen wurden 
anschliessend von der Vermietungskomission ausgewertet. Diese hatte ihren Ursprung in 
einer Arbeitsgruppe und bestand sowohl als Personen, die in der Genossenschaft wohnen 
wollten, wie auch aus solchen, die diese Absicht nicht hatten. Nach erfolgter Vergabe der 
Wohnungen waren 70% der Einheiten belegt. Es folgte ein zweites Bewerbungsfenster, 
bei dem gezielter die noch nicht ausreichend vertretenen Segmente angegangen wurden. 
Zuletzt war noch eine der Clusterwohnungen frei, die erst später besetzt werden konnte. 
Mit Abschluss des Vergabeprozesses zahlte die Mieterschaft ihre Wohnungsanteilsschei-
ne ein, wodurch die Finanzierung für den anstehenden Realisierungsprozess gesichert 
war. Die Genossenschaft entschied sich, die Realisierung in Zusammenarbeit mit den 
Architekten und einem Bauherrenvertreter im Einzelleistungsmodell zu realisieren. Da-
durch war nur der Abschluss von Vormietverträgen möglich, da sich die Grundlagen der 
Finanzierung mit der Schlussabrechnung noch verändern konnten. Mit Erhalt der Bau-
bewilligung Mitte 2016 wurde die Realisierung des Projektes gestartet, Ende 2017 konnte 
das fertige Gebäude bezogen werden. 
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Die angestrebte Durchmischung der Bewohnerschaft konnte trotz der verhältnismässig 
kleinen Projektgrösse erreicht werden. Im Interview wurde aber darauf hingewiesen, dass 
der Aufwand, um dieses Ziel zu erreichen, beträchlich war. Man wollte verhindern, dass 
als Ergebnis eine Gemeinschaft aus jungen Akademikerfamilien, wie dies nach Angaben 
der Genossenschaft in der Nachbarschaft teilweise der Fall ist, resultiert. Der Aufwand 
habe sich gelohnt: Wenn keine Gruppe zu dominant ist, gestalte sich das Zusammenleben 
aufgrund der gemachten Erfahrungen wesentlich einfacher. Umso mehr wird in der Wie-
dervermietung auf die Aufrechterhaltung der erreichten Durchmischung geachtet. Fluk-
tuationen aufgrund der verhältnismässig frühen Vergabe der Wohnungen, rund zwei Jahre 
vor Bezug, gab es nur wenige. Auch finanziell war das Ergebnis aus Sicht der Genossen-
schaft erfolgreich: Die Kostenziele konnten erreicht und der Mietzins rund 30 Monate 
nach Bezug leicht gesenkt werden. Heute gilt das Beispiel StadtErle als Musterbeispiel: 
Der Vorstand erhält regelmässig Anfragen aus verschiedenen Kreisen zwecks Austausch, 
Wissenstransfer und dergleichen. Der durchgeführte Prozess wird deshalb im nächsten, 
bereits laufenden Projekt mit einem fachlich verstärkten Vorstand wiederholt. 

5.2.4 Projekt „Via 3“ der Genossenschaft Via Felsenau, Bern

Die Genossenschaft Via Felsenau hat ihren Ursprung in Demonstrationen gegen die Woh-
nungsnot, die 1980 in der Stadt Bern von Jugendlichen durchgeführt wurden. Daraus 
hervorgegangen ist der Verein „Berner Jugend baut“, der 1989 in die Wohnbaugenos-
senschaft Via Felsenau umgewandelt wurde. Nach rund 14 Jahren wurde 1994 die erste 
Etappe Via 1 realisiert, darin enthalten sind rund 40`000 Stunden Freiwilligenarbeit. Das 
Projekt beinhaltete vor allem Grosswohnungen für Wohngemeinschaften. Eine zweite 
Etappe speziell für Familien wurde 2002 fertiggestellt (WBG Via Felsenau, ohne Datum, 
a). Ende 2019 wurde die dritte und vorerst letzte Etappe Via 3 fertiggestellt (WBG Via 
Felsenau, ohne Datum, b), Abbildung Nr 15 auf der nachfolgenden Seite zeigt eine Aus-
senaufnahme. Der im Rahmen dieser Etappe geführte Erstvergabeprozess ist vor allem 
deshalb betrachtenswert, weil er sehr persönlich und in engem Austausch mit Interessier-
ten durchgeführt wurde. Mit 23 Wohneinheiten ist die Via 3 zudem eher ein vergleichs-
weise kleines Projekt. Wie bei der in Kapitel 3 beschriebenen Wohnbaugenossenschaft 
Huebergass handelt es sich um ein Projekt in der Stadt Bern, dessen Grundstück von der 
Stadt im Baurecht zur Verfügung gestellt wurde. 

Diskussion und Rückblick

Rahmenbedingungen

Die Genossenschaft Via Felsenau liegt im Osten der Stadt Bern an einem westseitig Rich-
tung Aare geneigten Hang. Als Ziel dieser dritten Etappe wurde im Rahmen des Ge-
sprächs primär die Komplettierung des Angebots durch die Genossenschaft angegeben. 
Idee der ersten Etappe waren Grosswohnungen, die vordergründig von jungen Menschen 
im Rahmen von Wohngemeinschaften bewohnt wurden. In der zweiten Etappe wurden 
ebenfalls grössere Wohnungen realisiert, die Familien als primäre Zielgruppe hatten. 
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27 Im Rahmen des Interviews wurde der dritte Lebensabschnitt mit dem Alter 55+ definiert. 
28 Wohnbaugenossenschaften Schweiz, Regionalverband Bern-Solothurn, Kompetenzzentrum gemeinnüt-
ziger Wohnungsbau, 2015, S. 2

Durchgeführter Erstvergabeprozess im Kontext von Entwicklung und Realisierung

Wie bereits bei den anderen im Rahmen dieses Kapitels untersuchten Beispiele war der 
Erstvergabeprozess eng mit dem Planungs- und Bauprozess verknüpft. Eine Übersicht 
über den Ablauf und die Meilensteine gibt die Abbildung Nr. 16 auf der nachfolgenden 
Seite. Der Prozess wurde im Rahmen des Interviews durch die Expertinnen beschrieben. 
Nach Vorarbeiten durch die Verwaltung fanden bereits 2012 innerhalb der Genossen-
schaft erste Gespräche und Workshops im Rahmen von internen Arbeitsgruppen zu einem 
neuen Projekt statt. Daraus entstand in Zusammenarbeit mit der Stadt Bern als künftige 
Baurechtsgeberin und dem Kompetenzzentrum für gemeinnützigen Wohnungsbau von 
WBG Schweiz die grundlegende Projektidee für den Neubau Via 3 und schliesslich ein 
konsolidiertes Wettbewerbsprogramm für einen Architekturwettbewerb. Dieser wurde 
2015 abgeschlossen und hatte als Ergebnis das Projekt Via 3. Darauf aufbauend wur-
de das Projekt weiterentwickelt. Die Baueingabe erfolgte im November 2017. Pararell 
dazu wurde durch die Wohnbauträgerin, im Rahmen von Workshops und unter Einbezug 
zwingender Rahmenbedingungen der Baurechtsgeberin und aus der Finanzierung, die 
Vergabekriterien erarbeitet. 

Abbildung 15: Foto realisierte Etappe Via 3 (eigene Aufnahme)

Die neu realisierte Etappe 3 schliesslich sollte unter anderem auch ein Angebot für den 
dritten Lebensabschnitt enthalten27. Entsprechend wurde ein breiter Wohnungsmix rea-
lisiert, der 2.5- bis 7.5-Zimmer Einheiten beinhaltet. Das Projekt wurde gefördert durch 
die Stadt Bern im Rahmen der direkten Abgabe des entsprechenden Landes im Baurecht28 
sowie Beiträge des Solidaritätsfonds und des Fonds du Roulement (Strasser, 2018, S. 8). 
Im Rahmen des Interviews wurde zudem angegeben, dass im Projekt keine A-fonds-per-
du-Beiträge enthalten sind und das Projekts somit als freitragend gilt. 
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Diese wurden bewusst einfach gehalten, erste Priorität hatten bereits in der Genossen-
schaft lebende Haushalte, die sich vergrössern oder verkleinern wollten. Mit zweiter Prio-
rität sollten Haushalte behandelt werden, die in die Genossenschaft zurückkehren wollten. 
Dritte Priorität hatten engagierte Neuinteressierte. Generell gelten Belegungsvorschriften 
und es mussten sowohl Wohnungs- wie auch Genossenschaftsanteilsscheine erworben 
werden. Spezifische Anforderungen auf das Timing des Erstvergabeprozesses aus der Fi-
nanzierung gab es nicht, da die Genossenschaft bereits aus den vorherigen Projekten über 
genügend Kapital verfügte. Im August 2016 fand die erste Informationsveranstaltung für 
Interessierte statt, in der über Projekt und Rahmenbedingungen informiert wurde. Dafür 
geworben wurde nicht spezifisch. Mit Abschluss des Wettbewerbs war das Projekt medial 
bekannt, zudem wurde auf der Website der Genossenschaft darauf aufmerksam gemacht. 
Es folgten weitere Veranstaltungen. Ende 2016 konnten sich Interessierte mit dem Er-
werb eines Anteilsscheins in die Genossenschaft einkaufen. Dies erfolgte per Banküber-

Abbildung 16: Durchgeführter Erstvergabeprozess Via 3 (eigene Darstellung)
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weisung und gleichzeitiger schriftlicher Mitteilung an die Verwaltung, für welche Art 
Wohnung Interesse besteht und wie man sich in der Genossenschaft engagieren möchte. 
Ein spezifisches Bewerbungsformular gab es nicht, auch wurden die Angaben nicht expli-
zit überprüft. Auf Basis dieser Angaben wurden durch die Verwaltung diejenigen Interes-
sierten ausgewählt, denen eine Wohnung in der neuen Etappe zugesichert werden sollte. 
Interessierte, die das Angebot annehmen wollten, mussten anschliessend eine Reservati-
onsgebühr, die an der Zimmerzahl des Wohnungstyps bemessen wurde, entrichten. Auch 
wurde im Rahmen der Reservation eine bestimmte Anzahl zu leistende Freiwilligenarbeit 
definiert. Mit Erhalt der Baubewilligung und dem Baubeginn im Juli 2018 startete ein 
weiterer wichtiger Teil: Die Rückbauarbeiten erfolgten im Wesentlichen durch die künf-
tige Bewohnerschaft im Rahmen von Freiwilligenarbeit. 
In diesem Rahmen konnte sich die Gemeinschaft bereits weit vor Bezug kennenlernen. Im 
August 2018 wurden die Preise für Anteilsscheine und Miete auf Basis des Bauprojekts  
berechnet und ein Resevationsvertrag mit der künftigen Mieterschaft abgeschlossen. Auf 
deren Basis mussten die Wohnungsanteilsscheine in Höhe von 20% der Anlagekosten 
für die jeweilige Wohneinheit einbezahlt werden. Ein weiteres Jahr später, im Sommer 
2019 wurden die Preise erneut aktualisiert, die Wohnungen den konkreten Parteien zu-
geteilt und die endgültigen Mietverträge abgeschlossen. Im Dezember 2019 konnte die 
Überbauung schliesslich bezogen werden. Es folgte ein weiterer Teil Freiwilligenarbeit: 
Die Umgebung wird durch die Bewohnerschaft fertiggestellt und ist zum heutigen Zeit-
punkt noch nicht abgeschlossen. Mit Abschluss dieses Teils und Vorliegen der definitiven 
Schlussabrechnung sollen die Preise allenfalls noch einmal angepasst werden. 

Diskussion und Rückblick

Im Interview mit den beiden Vermietungsverantwortlichen wurde mehrfach die Wichtig-
keit eines Prozesses unterstrichen, bei dem ein hoher Grad an Mitsprache möglich ist. 
Elisabeth Tanner sagt hierzu wörtlich: „Je mehr Personen mitwirken können, desto mehr 
Verantwortung wird übernommen“. Im Rückblick betrachtet wurde diese Grundhaltung 
im Projekt sehr konsequent umgesetzt, sei dies beispielsweise mittels Entwicklung von 
frühen Ideen im Rahmen der bestehenden Genossenschaft oder durch die spätere Einbin-
dung der künftigen Bewohnerschaft im Rahmen der Freiwilligenarbeit für das Projekt. 
Ein weiterer Vorteil dieses Vorgehens, der im Gespräch herausgehoben wurde, ist das ge-
genseitige Kennenlernen: Zwar wurden die Bewerbungsdossiers vor einer provisorischen 
Zusage nur oberflächlich geprüft, durch den anschliessenden gemeinsamen Prozess, an 
dem auch bestehende Mitglieder der Genossenschaft beteiligt waren, fand ein sehr in-
tensiver Austausch statt. Dabei habe es auch Fälle gegeben, bei denen sich Parteien, die 
sich zu wenig mit den Rahmenbedingungen identifizieren konnten, wieder zurückgezo-
gen haben. Weiter hätten theoretisch Mietverträge mit Parteien, die ihrer Verpflichtung 
zu Freiwilligenarbeit nicht ausreichend nachgekommen wären, wieder aufgelöst werden 
können. So weit sei es aber nie gekommen. Die Vergabeziele konnten mit Bezug fast alle 
erreicht werden. Nur eine Wohneinheit sei nicht wie geplant an eine Person im Alters-
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segment 55+ vermietet worden. Das Resultat wird im Interview entsprechend positiv 
beurteilt: Als ausschlaggebende Faktoren betrachtet werden einerseits der gemeinsame, 
lange Erarbeitungsprozess und andererseits die offene und transparente Kommunikation. 
Dieser Prozess war nicht zuletzt auch aufgrund der vergleichsweise kleinen Projektgrösse 
mit weniger als 30 Wohneinheiten möglich. 

5.3 Diskussion und Rückblick Projekt „Huebergass“

Das Projekt „Huebergass“ der gleichnamigen Genossenschaft in Bern wurde in Kapitel 3 
sowie in Anhang 2 erläutert. Nachfolgender Abschnitt widmet sich der Diskussion des Er-
gebnisses im Kontext der in dieser Arbeit gemachten Untersuchungen und insbesondere 
der anderen untersuchten Referenzbeispiele. 
Im Vergleich zu den anderen Projekten waren im Falle des Projektes Huebergass die we-
sentlichen Rahmenbedingungen durch die Ausschreibung der Grundeigentümerin vorge-
geben. Namentlich sind dies der Standort und die Anforderungen an das Architektur- und 
Freiraumkonzept sowie die Zielgruppe und das allgemeine Preisniveau. Die Entwicklung 
erfolgte primär im Rahmen des beschriebenen Wettbewerbs auf Basis dieser Anforde-
rungen. Das Projekt musste sich in seinem Entstehungsprozess deshalb ausschliesslich 
einem Fachpublikum gegenüber bewähren und nicht, wie im Falle der Projekte StadtErle, 
Zollhaus und Via 3, auch gegenüber der Öffentlichkeit und den Endnutzern. Diese wur-
den zu einem Zeitpunkt involviert, an dem das Endprodukt in Form des Bauprojektes so-
wie der finanziellen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen bereits zum allergröss-
ten Teil gegeben waren. Dieser top-down-Ansatz hatte den Vorteil, dass Entwicklung und 
Realisierung des Projektes im Vergleich zu den anderen Beispielen wesentlich schneller 
voranschreiten konnten. Auch besteht dank dem gewählten TU-Modell in der Realisie-
rung bereits vor Baubeginn grösstmögliche Sicherheit bezüglich Kosten, Terminen und 
Qualität in der Realisierung. Dem gegenüber steht eine im Vergleich zu den anderen 
Projekten wesentlich geringere Partizipation und Mitsprache der Endnutzer und Dritter 
am Ergebnis. 
Mit Stand August 2020 konnten die vorgegebenen Rahmenbedingungen, beginnend mit 
den Anforderungen aus dem politischen Vorstoss gemäss Kapitel 3.1.1 sowie die bauliche 
Umsetzung des Wettbewerbsprojektes erreicht werden. Auch wurde wie in Kapitel 3.3.4 
ausgewertet, die angestrebte Durchmischung der Bewohnerschaft erreicht. Die Frage, ob 
mit dem gewählten Vorgehen ein gut funktionierender und zweckerfüllender Mietermix 
erreicht wurde, kann aber abschliessend erst einige Jahre nach dem Bezug im kommenden 
Frühling beurteilt werden. Die Signale aus den laufenden Workshops und Arbeitsgruppen 
pararell zum Realisierungsprozess sind mit Stand August 2020 positiv zu werten.
Soweit zum Zeitpunkt dieser Untersuchungen messbar, konnten mit dem durchgeführten 
Erstvergabeprozess die definierten Ziele erreicht werden. Kritisch zu bewerten ist der frü-
he Zeitpunkt, an dem Interessierte ihre Dossiers einrichten mussten und die darauf folgen-
de Zeitspanne von rund einem Jahr, bis eine definitive Zu- oder Absage zur Bewerbung 
erteilt werden konnte. Insbespondere unter Berücksichtigung der Tatsache, dass es an-
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schliessend weitere zwei Jahre dauerte, bis die Wohnungen bezogen werden können. Der 
verhältnismässig frühe Zeitpunkt der Wohnungsvergabe infolge der Finanzierungsthema-
tik wiederum lässt sich aufgrund der gemachten Untersuchungen nur schwehr umgehen, 
auch das Projekt StadtErle mit vergleichbaren Voraussetzungen war dazu gezwungen. Im 
Rückblick hätten aber die Expertenworkshops beispielsweise nicht zwingend auf Basis 
bereits eingereichter Bewerbungsdossiers, sondern bereits vor deren Einholung erfolgen 
können. Damit wäre eine noch gezieltere Bewerbung zu einem etwas späteren Zeitpunkt 
mit wesentlich kürzeren Wartezeiten für die Bewerber möglich gewesen. Davon ausge-
nommen könnte auf Basis der gemachten Erkenntnisse das Projekt „Huebergass“ für ein 
Projekt mit vergleichbaren Voraussetzungen durchaus als Modell dienen. Konkret also 
für ein Projekt, das nach dem top-down-Ansatz durch Fachleute entwickelt wird und im 
Zentrum eine rasche Realisierung mit hoher Sicherheit bezüglich Kosten, Terminen und 
Qualität steht. Bezüglich Mitwirkung durch die Bewohnenden liegt der Fokus nicht auf 
dem baulich zu realisierenden Produkt sondern in der gesellschaftlichen Aktivierung, der 
Regelung des Zusammelebens und dem Umgang mit Gemeinschaftsflächen.

5.4 Auswertung Erstvergabeprozesse

5.4.1 Einflussfaktoren und Unterscheidungsmerkmale

Förderung

Wie in Kapitel 2.2 erörtert, kann die dem Projekt zugrunde liegende Förderung dieses 
massgeblich beeinflussen. Erfolgt die Förderung finanziell, beschränkt sie sich auf Bun-
desebene auf globale Vorgaben wie die Gemeinnützigkeit der Wohnbauträgerin oder gibt 
zusätzliche Anreize beispielsweise für eine besonders nachhaltige Bauweise. Erfolgt die 
Förderung raumplanerisch, zum Beispiel über die Abgabe von Land im Baurecht, sind 
auch konkretere Auflagen wie eine Mietzinsbeschränkung möglich. Weder auf Bundes-
ebene noch in den untersuchten Beispielen gibt es einen Fall, bei dem von fördernder 
Seite direkt auf den konkreten Erstvergabeprozess Einfluss genommen wurde. Der Ein-
fluss beschränkt sich auf Vorgaben zum Produkt und auf generell durch die Mieterschaft 
zu erfüllende Voraussetzungen. 

Bei allen untersuchten Beispielen konnten mit dem durchgeführten Erstvergabeprozess 
die Ziele, die durch die Wohnbauträger definiert wurden gemäss Rückmeldungen im Rah-
men der Interviews erreicht werden. Ebenfalls wurden die von Seiten der Förderstellen 
gemachten Auflagen mit Einfluss auf die Erstvergabe eingehalten, respektive umgesetzt. 
Bei den durchgeführten Erstvergabeprozessen sind teilweise hingegen grosse Unterschie-
de feststellbar. Diese entstehen aufgrund der unterschiedlichen Rahmenbedingungen, die 
primär auf nachfolgend aufgeführten Unterscheidungsmerkmalen zurückzuführen sind.

Finanzierung

Generell als grösste Herausforderung bei der Finanzierung von gemeinnützigem Wohn-
raum wurde im Gespräch mit den beiden Bankenvertretern die Beschaffung des not-
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Projektgrösse

Im Vergleich der Projekte Hunziker-Areal und Via 3 zeigt sich exemplarisch: Je grösser 
ein Projekt ist, desto mehr muss der Erstvergabeprozess nach einem standardisierten und 
tendenziell unpersönlicherem Schema ablaufen, sofern der Aufwand für die Wohnbauträ-
gerin bewältigbar bleiben soll. Für das Hunziker-Areal mit mehreren hundert Wohnungen 
wurde eigens ein adäquates Software-Tool zur Verarbeitung der anfallenden Daten entwi-
ckelt. Im Falle des Projektes Via 3, mit etwas mehr als zwanzig Wohnungen, beschränkte 
man sich auf einen Bewerbungsprozess per E-Mail und setzte bei der Selektion vor allem 
auf den darauffolgenden persönlichen Eigenleistungsprozess während der Bauphase. Wo 
genau die methodisch bewältigbare Schwelle liegt, lässt sich anhand der Untersuchun-

wendigen Eigenkapitals angegeben. Dies, obschon regulatorische Vorteile gegenüber 
konventionellen Anlage-Objekten bestehen, welche zur Folge haben, dass der Eigenka-
pital-Anteil wesentlich tiefer sein darf. Voraussetzung für die Freigabe der Kredite aus 
der Finanzierung ist die vollständige Sicherstellung des Eigenkapitals. In den Interviews 
wurde hier einzig an besonders nachfragestarken Lagen eine gewisse Flexibilität signa-
lisiert, respektive wenn der Wohnbauträger bereits genügend andere Sicherheiten, zum 
Beispiel in Form bestehender Liegenschaften, vorweisen kann. Wesentliches Unterschei-
dungsmerkmal aus finanzieller Sicht bei gemeinnützigen Wohnbauträgern ist dement-
sprechend die Frage, ob bereits ausreichend Sicherheiten für eine solide Finanzierung 
vorhanden sind. Solche Voraussetzungen hatten die Projekte Hunziker-Areal, Zollhaus 
und Via 3, die für die bauliche Realisierung nicht unmittelbar auf von der Mieterschaft 
einzubezahlendes Eigenkapital in Form von Anteilsscheinen angewiesen waren.
Handelt es sich hingegen um einen Wohnbauträger, der über keine eigene Mittel, re-
spektive bestehende Objekte verfügt, ist die Beschaffung des notwendigen Eigenkapi-
tals gemäss Interviews ein wichtiger Taktgeber. Dies betrifft primär auch neu gegründete 
Wohnbauträger, bei denen oftmals erschwerend dazukommt, dass die entsprechenden 
Kompetenzen fehlen. Die Projekte StadtErle und Huebergass wurden beide neu gegrün-
det und sind unter solchen Voraussetzungen gestartet. Da in beiden Fällen der grösste 
Teil des Eigenkapitals aus den Anteilsscheinen der Mieterschaft kam, musste dieses vor 
Beginn der baulichen Realisierung bereitstehen. Dies bedeutet gleichzeitig auch, dass die 
Projektentwicklung vor der Vergabe der Wohnungen aus anderen Quellen vorfinanziert 
werden muss. Im Falle der beiden erwähnten Projekte wurde dies mit privaten Darlehen 
gedeckt.
Die Finanzierung hat auf den Erstvergabeprozess somit vor allem hinsichtlich der zeit-
lichen Koordinierung einen direkten Einfluss: Sind nicht genügend Sicherheiten ausser-
halb des Projektes bereits vorhanden, muss die Erstvergabe vor der baulichen Realisie-
rung erfolgen. Wird das Projekt im Einzelleistungsmodell realisiert, bestehen zu diesem 
Zeitpunkt noch grosse Unsicherheiten bezüglich Kosten, Terminen und Qualität. Deshalb 
können provisorische Mietverträge erst abgeschlossen werden, wenn die preisliche Kon-
solidierung mit vorliegender Schlussabrechnung des Projektes möglich wird. 
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Lage und Nachfrage

Die in Kapitel 2.3 erläuterten Schlussfolgerungen zeigen, dass eine hohe Kriteriendichte 
vor allem an Lagen mit einer hoch zu erwartenden Nachfrage möglich ist. Ist die zu er-
wartende Nachfrage tief, wird der Wohnbauträger aus ökonomischen Gründen gezwun-
gen, die Priorität vor allem auf eine Vollvermietung zu legen, ohne die Zahl der potenziel-
len Mieter mit zusätzlichen Kriterien einzuschränken. 
Die in Kapitel 5.2 untersuchten Beispiele liegen allesamt an urbanen Lagen und unterla-
gen, insbesondere im Rückblick, keinen solchen Einschränkungen. Im Falle der Projekte 
Hunziker-Areal und StadtErle wurde aber in den Interviews darauf hingewiesen, dass 
man sich bei Initiierung der Projekte alles andere als sicher war, dass eine ausreichend 
hohe Nachfrage nach Wohnraum an diesen Lagen innerhalb der Stadt besteht. 
Die Lage, respektive die potenzielle Nachfrage zu einem Projekt, beeinflusst den Verga-
beprozess vor allem bezüglich der Prioritäten: Will man umfangreiche Vergabekriterien 
anwenden oder muss man prioritär auf eine Vollvermietung achten. Umfangreiche Verga-
bekriterien müssen erarbeitet und vor allem überprüft werden. Insbesondere die Projekte 
Zollhaus und StadtErle zeigen, dass dies ein sehr aufwändiger Prozess ist. Muss primär 
auf eine Vollvermietung geachtet werden, ist vor allem genügend Vorlaufzeit einzuplanen. 

gen nicht bestimmen. Diese ist stark projektabhängig und hängt mit der nachfolgend be-
schriebenen Grundhaltung des Wohnbauträgers zusammen. 

Haltung des Wohnbauträgers

Die Erläuterungen zu den vorstehend genannten Unterscheidungsmerkmalen zeigen, dass 
trotz vieler Einflussfaktoren auf die Rahmenbedingungen des Projektes bei der konkreten 
Durchführung des Erstvergabeprozess die Hauptverantwortung bei den Wohnbauträgern 
verbleibt. Dies deckt sich auch mit der Grundhaltung der im Rahmen der Interviews be-
fragten Behördenvertreter und Experten, wonach die Hoheit über die Vergabe der Woh-
nungen bei den Wohnbauträgern verbleiben sollte. Auch die in Kapitel 5.2 untersuchten 
Beispiele zeigen, dass die Grundhaltung der Wohnbauträger den grössten Einfluss hat: 
Die in nachfolgendem Kapitel beschriebenen Kernelemente wurden im Falle der Projekte 
StadtErle und Zollhaus grösstenteils partizipativ und verbunden mit einem erheblichen 
Aufwand erarbeitet. Im Falle der Projekte Hunziker-Areal und Huebergass beschränkte 
man sich auf interne Gremien respektive Expertenmeinungen und verzichtete insbeson-
dere auch auf starre Quoten. Im Projekt Via 3 wiederum war die eigentliche Vergabe 
ein kurzer Prozess ohne umfangreiche Kriterien. Der Fokus lag auf der darauffolgenden 
gemeinschaftlichen  Realisierungsphase, die im Rückblick alle aus Sicht der Genossen-
schaft weniger geeigneten Mieter herausfiltern konnte. 
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5.4.2 Kernelemente

Die Untersuchung der Beispiele hat gezeigt, dass es unabhängig von den vorstehend ge-
nannten Unterscheidungsmerkmalen im Erstvergabeprozess Kernelemente gibt, die in 
gleicher oder ähnlicher Form bei allen Projekten vorkommen. Sie sind die konstituieren-
den Elemente und beeinflussen massgeblich den Erfolg der zugrunde liegenden Förder-
massnahmen. Zu welchem Zeitpunkt und in welcher Form diese im Prozess vorkommen 
und durch wen diese massgeblich beeinflusst werden, ist abhängig von den in vorste-
hendem Kapitel genannten Unterscheidungsmerkmalen. Die Kernelemente werden im 
Folgenden anhand konkreter Beispiele erläutert. 

Definition Endprodukt

Die Definition des Endproduktes ist nicht direkt Teil des Vergabeprozesses, hat aber einen 
massgeblichen Einfluss. Im Rahmen der Definition wird entschieden, für welche Ziel-
gruppe das Projekt realisiert werden soll, welches Wohnungsangebot dafür erforderlich 
ist, wie dieses ausgestaltet werden muss und welche ergänzenden Angebote1 in das Pro-
jekt integriert werden. Unter den in diesem Kapitel aufgeführten Kernelementen nehmen 
die dem Projekt zugrunde liegenden Fördermassnahmen den meisten Einfluss auf die De-
finition des Endprodukts. Im Falle von finanziellen Fördermassnahmen auf Bundesebene 
erfolgt dies beispielsweise durch zusätzliche Begünstigung durch den Fonds du Roule-
ment bei einer energieeffizienten Bauweise. Unter den in Kapitel 2.2. betrachteten För-
dermassnahmen können raumplanerische Fördermassnahmen in Form von Abgabe von 
Land an einen Wohnbauträger den direktesten Einfluss auf das Endprodukt nehmen. Dies 
zeigt sich auch in den untersuchten Beispielen, so war beispielsweise die Stadt Zürich 
als Baurechtsgeberin der Genossenschaft Mehr als Wohnen im Hunziker-Areal massge-
blich an der Entwicklung beteiligt und auch im Vorstand vertreten. Im Falle des Projekts 
Huebergass hat die  Baurechtsgeberin Stadt Bern ebenfalls als Grundlage für die Vergabe 
des Areals an einen Wohnbauträger einen Wettbewerb mit gezielten Vorgaben zum Pro-
jekt veranstaltet. Wie die Wohnbauträger, auf den Vorgaben aus den Fördermassnahmen 
aufbauend, mit der Definition des Produktes umgegangen sind, ist in den untersuchten 
Beispielen unterschiedlich: Das Projekt Huebergass wurde auf Basis des Wettbewerbs-
programmes innerhalb eines professionellen Planungsteams fertig entwickelt. Das Hun-
ziker-Areal wiederum hat den Prozess professionell geführt und mithilfe von Echoräu-
men regelmässig Rückmeldungen aus dem Umfeld eingeholt. Die Projekte Zollhaus, Via 
3 und StadtErle wiederum wurden von Beginn weg durch die Wohnbauträger im Rahmen 
von offen gestalteten, partizipativen Prozessen definiert und entwickelt. 

1 Beispielsweise zusätzliche Gemeinschaftsräume und Freiflächen oder ein Carsharing-Angebot 

Mit der Festlegung der Vergabekriterien wird definiert, welche Voraussetzungen die In-
teressentenschaft erfüllen muss, um für eine der realisierten Wohnungen infrage zu kom-
men. 

Definition Vergabekriterien
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Vermarktungs- und Bewerbungsprozess

Unter Vermarktung wird in erster Linie die Art, wie gegenüber der Öffentlichkeit über 
die zur Verfügung stehenden Wohnungen kommuniziert wird, verstanden. Abhängig von 
dem jeweiligen Projekt unterscheiden sich Vorgehen und Aufwand stark. Entscheidende 
Faktoren sind die Bekanntheit, die Nachfrage und die Projektgrösse. Die Projekte Via 3, 
Zollhaus und Huebergass waren bereits aus den vorgelagerten Wettbewerben und den 
darauf folgenden Informationsveranstaltungen durch die Wohnbauträger ausreichend be-
kannt, um eine genügend grosse Interessentenschaft zu generieren. Die Genossenschaft 
Kalkbreite hat in ihrem Projekt Zollhaus aufgrund der zu erwartenden hohen Bewer-
bungszahl zusätzlich auf Parteien, die bereits vor Verabschiedung der Vergabekriterien 
Mitglied waren, beschränkt. Das Projekt StadtErle hat hier von der Bekanntheit aus dem 
partizipativ geführten Entwicklungsprozess profitiert und musste nur für einzelne Woh-
nungstypen gezielte Anstrengungen unternehmen. Im Falle des Hunziker-Areals waren 
vor allem aufgrund der Projektgrösse mehrere Bewerbungsfenster und teilweise gezielte 
Vermarktungsmassnahmen erforderlich, um die Belegung aller Wohnungen bei Bezug 
sicherzustellen. Die Einholung der Bewerbungsdossiers erfolgte bei den meisten unter-
suchten Projekten in digitaler Form. 

Selektion & Vergabe

Bei allen untersuchten Beispielen war die Selektion der Bewerbenden und die Vergabe 
der Wohneinheiten gemäss Rückmeldungen in den Interviews alleine Sache der Wohn-
bauträgerin ohne Mitwirkung durch fördernde Stellen oder andere Dritte. Grössere 
Wohnbauträgerinnen wie die Genossenschaften Kalkbreite und Mehr als Wohnen, aber 
auch die Huebergass, nutzten zur Unterstützung die digitale Plattform eMonitor oder eine 
Vorgängerversion davon. In den Projekten Hunziker-Areal, Zollhaus, StadErle und Hue-
bergass war dies ein konzentriert durchgeführter Prozess. Basis waren detaillierte Dos-

Die Definition der Vergabekriterien kann dabei indirekt durch die generelle Definition 
des Endproduktes beeinflusst werden. Beispielsweise im Falle des Projektes Huebergass, 
wo bereits im Rahmen des Wettbewerbes für gemeinnützige Wohnbauträger eine Min-
destquote Familienwohnungen festgelegt war oder im Falle des Hunziker-Areals, wo die 
Stadt Zürich als Baurechtsgeberin die zwingende Einhaltung des städtischen Mietzins-
reglementes vorschreibt. 
Aufbauend auf zwingenden Kriterien aus Förderinstrumenten sind die Wohnbauträgerin-
nen frei, eigene  zwingende und triagierende Kriterien zu definieren. Unterschiedlich ist 
die Art der Herleitung: Im Falle des Hunziker-Areals und des Projektes Via 3 erfolgte dies 
auf Basis der Statuten der Wohnbauträger durch den Vorstand unter Einbezug der Mitglie-
der. Die Projekte Zollhaus und StadtErle verfolgten auch hier einen partizipativen Ansatz 
und legten die Kriterien auf Basis eines öffentlich geführten Prozesses fest. Im Projekt 
Huebergass wurden die Kriterien im Rahmen von Workshops, bestehend aus Fachperso-
nen, Quartiervertetern und der städtischen Verwaltung, definiert. 
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Aktivierung Gemeinschaft

Die Interviews zeigten, dass die auf die Vergabe aufbauende Aktivierung als Gemein-
schaft für alle untersuchten Beispiele einen hohen Stellenwert hat. Alle Wohnbauträger 
versuchten, mit gezielten Massnahmen den langfristigen Zusammenhalt in den neu ent-
stehenden Gemeinschaften zu fördern. Bei neu gegründeten Genossenschaften, wie der 
Huebergass und der Zimmerfrei mit dem Projekt StadErle, wo die Vergabe aufgrund der 
Finanzierung bereits vor Realisierungsbeginn erfolgen musste, wurde die Zeit entspre-
chend genutzt. Die Bewohnerschaft lernte sich im Rahmen von mehreren Anlässen und 
Workshops bereits weit vor Bezug kennen. Noch weiter ist man im Projekt Via 3 ge-
gangen: Da Eigenleistungen der Bewohnerschaft fester Bestandteil der Finanzierung des 
Projektes waren, hat sich diese insbesondere bei den Abbruch- und Umgebungsarbeiten 
intensiv am Bau beteiligt. Die Wohnungen der Projekte Zollhaus und Hunziker-Areal 
wurden erst innerhalb der Bauphase vergeben. Auch hier haben die Wohnbauträger aber 
bereits vor Bezug Anlässe mit der künftigen Bewohnerschaft durchgeführt. 

Bezug und Konsolidierung des Preisniveaus

Der Bezug der Wohnungen ist ein rein praktischer Vorgang, der in jedem Projekt gleicher-
massen erfolgt. Unterschiede gibt es vor allem bei der Verbindlichkeit von Bezugstermin 
und Preisniveau der Wohneinheiten: Bei den untersuchten Beispielen wies die höchste 
Verbindlichkeit und Sicherheit das Projekt Huebergass aus. Bereits mit Abschluss der 
Erstvergabe und darauf folgender Realisierung waren Kosten und Termine aufgrund des 
gewählten Gesamtleister- respektive Totalunternehmer-Modells fixiert. Vergleichbare 
Rahmenbedingungen hatte auch das Hunziker-Areal. Im Einzelleistungs-Modell realisiert 
wurden die Projekte Zollhaus, StadtErle und Via 3. In diesen Fällen liegt, beziehungswei-
se lag die Schlussabrechnung erst nach Bezug vor. Die zugrunde liegenden Mietverträge 
wurden provisorisch abgeschlossen, die Konsolidierung der finanziellen Rahmenbedin-
gungen erfolgt, beziehungsweise erfolgte erst nach Bezug. 

siers, die die Interessentenschaft einzureichen hatte, teilweise etappiert durch mehrere 
Vergabefenster. Ein anderer Ansatz wurde im Projekt Via 3 verfolgt: Die provisorische 
Vergabe der Wohnungen erfolgte ohne Einholung und Prüfung umfangreicher Dossiers. 
Der darauf folgende, zweijährige Prozess mit mehreren Workshops und einem definierten 
Anteil zu erbringender Eigenleistungen sorgte im Nachgang auf freiwilliger Basis für die 
notwendige Selektion. Um bei Selektion und Vergabe ein möglichst hoher Grad an Ob-
jektivität sicherzustellen, kann das in Kapitel 5.1.2 angesprochene Zufallselement einen 
wichtigen Beitrag leisten. Dieses wurde jedoch in keinem der untersuchten Beispiele ex-
plizit eingebaut. 

5.5 Schlussfolgerungen und Handlungsempfehlung

Die Rahmenbedingungen zur Entwicklung, Realisierung und damit auch Erstvergabe von 
gefördertem gemeinnützigem Wohnraum wie in Kapitel 5.4.1 erläutert sind wesentlich 
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heterogener als angenommen. Entgegen der zu Beginn dieser Arbeit gemachten Annah-
me ist es deshalb nicht sinnvoll, einen einzelnen idealtypischen Erstvergabeprozess zu 
benennen. Vielmehr ist es eine bewusste und gezielte Steuerung der in Kapitel 5.4.2 be-
nannten Kernelemente, die einen Erstvergabeprozess erfolgreich machen kann. Hierzu 
ist eine fundierte Analyse der Ausgangslage zu Beginn der Entwicklung des betreffenden 
Projektes erfoderlich. Insbesondere ist zu klären, welche Ziele mit dem Projekt erreicht 
werden sollen und welche Rahmenbedingungen aus dem Grundstück, dem Planungs-
prozess, den Förderelementen und der Haltung des Wohnbauträgers bestehen. Zusammen 
mit der ebenfalls wichtigen Klärung der Frage, für wen gebaut, beziehungsweise welches 
Produkt realisiert werden soll, werden in dieser frühen Phase bereits wesentliche Rah-
menbedingungen für den Erstvergabeprozess definiert. 
Aus den Untersuchungen klar ergeben hat sich, dass für einen erfolgreichen Erstverga-
beprozess im Sinne der Ziele der Wohnbauförderung die Erreichung einer nachhaltigen 
Durchmischung entscheidend ist. Selbst wenn die Mieter ein Leben lang am gleichen Ort 
bleiben würden, verändern sich deren Bedürfnisse und insbesondere der Raumbedarf ten-
denziell mit dem jeweiligen Lebensabschnitt. Ist eine Siedlung in Sachen Altersgruppen, 
Lebensabschnitten und Einkommensschichten diversifiziert, kann sichergestellt werden, 
dass Wohnungsbestand und Infrastruktur gleichmässig ausgelastet werden und eine kon-
tinuierliche Erneuerung in der Bewohnerschaft erfolgt. Ob die Durchmischung darüber 
hinaus beispielsweise in Form von Quoten bezüglich Geschlechtsidentität oder Herkunft 
gelebt werden soll, ist in erster Linie eine Frage der Haltung des Wohnbauträgers. Soll 
hingegen ein Projekt für eine bestimmte Lebensphase realisiert werden, muss der Er-
neuerungsfrage innerhalb der Bewohnerschaft besondere Beachtung geschenkt werden. 
Durch wen und mit welchen Rahmenbedingungen die Kriterien für die Erstvergabe de-
finiert werden, ist in erster Linie eine Haltungsfrage, so lange die zwingenden Rahmen-
bedingungen aus der zugrunde liegenden Förderung eingehalten werden. Entscheidend 
für einen glaubwürdigen und nachhaltigen Erstvergabeprozess ist aber, diese bewusst zu 
definieren und klar messbar zu machen. Nur wenn der Erfolg einer Erstvergabe gemessen 
werden kann, ist es auch möglich, diese längerfristig mit der Wiedervergabe von einzel-
nen Wohneinheiten zu sichern und zu justieren. Hier sollte insbesondere gegenüber den 
eigenen Mietern beziehungsweise Mitgliedern grösstmögliche Transparenz hergestellt 
werden. Ob diese Transparenz zur Steigerung der Glaubwürdigkeit und Tragfähigkeit des 
Projektes auch gegen aussen hergestellt wird, ist wiederum eine Frage der Haltung und 
der projektspezifischen Notwendigkeit. 
Im Falle einer hohen Nachfrage sollte bei der Selektion der Interessenten ein Zufallsele-
ment eingebaut werden, um Chancengleichheit unter den Bewerbenden sicherzustellen. 
Die Zeit zwischen Vergabe der Wohnungen und Bezug sollte in jedem Fall genutzt wer-
den, um die neue Gemeinschaft zu aktivieren und insbesondere ein gegenseitiges Ken-
nenlernen zu ermöglichen: Bei allen untersuchten Beispielen war der Vorteil einer bereits 
existierenden Nachbarschaft vor Bezug der Wohnungen unbestritten. Wie weit dabei ge-
gangen werden sollte, ist auch hier eine Haltungsfrage. 
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6 Schlussbetrachtung

6.1 Fazit

Die Rahmenbedingungen der Wohnbauförderung in der Schweiz, wie Erstvergabepro-
zesse von gefördertem gemeinnützigem Wohnraum heute typischerweise funktionieren 
und inwiefern das speziell untersuchte Projekt Huebergass sich hier abhebt, wurde in den 
vorstehenden Kapiteln beantwortet. Bewusst nicht herausgehoben wurde ein einzelnes, 
universell tragfähiges Modell, da dieses aufgrund der in dieser Arbeit festgestellten He-
terogenität innerhalb der Projekte und deren Rahmenbedingungen nicht universell glaub-
würdig wäre. Gleichwohl können auf Basis der in Kapitel 5.4 gemachten Auswertung und 
der in Kapitel 5.5 ausformulierten Handlungsempfehlung zu beachtende Rahmenbedin-
gungen für künftige Vorhaben abgeleitet werden.
Die Frage, ob mit der heute gängigen Praxis der geförderte Wohnraum denjenigen zu-
gutekommt, die gefördert werden sollten, kann nicht eindeutig beantwortet werden. Die 
untersuchten Beispiele haben alle die zwingenden Anforderungen der Förderstellen er-
füllt. Auch war in den Interviews festellbar, dass sich die Grundhaltungen der betroffe-
nen Wohnbauträgern in weiten Teilen mit den gesetzlichen Zielen der Wohnbauförderung 
decken. Da aber sowohl Anforderungen wie auch Ziele von Seiten Wohnbauförderung 
bezüglich Erstvergabe nicht detailliert vorgegeben werden, besteht hier grosser Spiel-
raum für die Wohnbauträger. Nimmt ein Wohnbauträger seine Verantwortung im Sinne 
der Wohnbauförderung ernst, können die zugrunde liegenden Ziele pragmatisch erreicht 
werden. Ein Missbrauch lässt sich mit dem heutigen System aber nicht gänzlich aus-
schliessen. Genausowenig können aber auch unverhältnismässig aufwändige Prozesse 
verhindert werden.
Gleichzeitig wurde die Relevanz dieser Frage in den Interviews ein Stück weit entkräftigt: 
Die Mehrheit der Experten betrachtet die wesentlichen Ziele als erreicht, wenn bezahl-
barer, gut durchmischter Wohnraum geschaffen werden kann, der langfristig preisgünstig 
bleibt und der Spekulation entzogen wird. Konsensfähig ist hier auch die Anforderung 
nach einer Mindestdichte bei der Belegung, mit der Mehrwerte in jeder Dimension der 
Nachhaltigkeit geschaffen werden können. Unter der Voraussetzung, dass es sich um frei-
tragenden Wohnraum handelt, ist es deshalb legitim, den Ersvergabeprozess im Ermes-
sensspielraum der Wohnbauträger zu belassen. 
So lange also ein bewusst gestalteter und transparenter Erstvergabeprozess mit klar mess-
baren Zielen durchgeführt wird, ist es dementsprechend nicht entscheidend, wer letztend-
lich in den geförderten Wohnungen lebt. Entscheidend ist, dass alle infrage kommenden 
mittels geeigneter Methoden, wie beispielsweise dem Zufallselement, eine faire Chance 
auf eine Wohnung erhalten.

6.2 Diskussion Ergebnis

Mit dem gewählten Vorgehen und der angewendeten Methodik konnten die gestellten 
Forschungsfragen weitestgehend beantwortet werden. Inwiefern mit dem gewählten Pro-



59

6.3 Ausblick

Wie bereits in vorstehendem Kapitel erwähnt, wurden für diese Arbeit ausschliesslich 
Referenzbeispiele aus dem urbanen Raum betrachtet. Um die gewonnenen Erkenntnisse 
zu vertiefen und zu erweitern, bietet es sich an, die Stichprobe um weitere Beispiele, auch 
aus Gebieten mit weniger dringlicher Wohnraumknappheit zu untersuchen und gegen-
überzustellen. Weiter wäre hier auch der Blick über die Landesgrenzen und die Unter-
suchung und der Vergleich von Beispielen aus den umliegenden Ländern eine sinnvolle 
Ergänzung. 
Die Frage nach einer sinnvollen und zielgerichteten Wohnbauförderung unabhängig der 
heute geltenden Rahmenbedingungen ist ein weiteres lohnenswertes Forschungsgebiet. 
Bei einer entsprechenden Untersuchung sollte es explizit keine Beschänkung auf gemein-
nützigen Wohnraum geben, sondern eine möglichst ganzheitliche Betrachtung erfolgen. 
Auch kann es sich lohnen, Fördersysteme auf kantonaler und allenfalls auch kommunaler 
Ebene zu untersuchen und bezüglich ihrer Wirksamkeit zu vergleichen. 
Die Wohnüberbauung Huebergass in Bern wird kommenden Frühling bezogen. Wie be-
reits resümiert, wäre es interessant, in einigen Jahren das Ergebnis des dort durchgeführ-
ten Erstvergabeprozesses zu überprüfen und die in dieser Arbeit gemachten Schlussfolge-
rungen kritisch zu hinterfragen. 

zess im Projekt Huebergass ein gut funktionierender und zweckerfüllender Mietermix 
erreicht werden konnte, kann mit dem heutigen Stand jedoch noch nicht beantwortet wer-
den. Dies ist einige Jahre nach Bezug abschliessend zu beurteilen. 
Eine Herausforderung war die Beurteilung der Frage, was eine wirkungsvolle Erstver-
gabe im Sinne der Wohnbauförderung ausmacht. Dies konnte im Rahmen der Experten-
interviews letztlich aber beantwortet werden, da hier zu den wesentlichen Punkten wei-
testgehend Konsens herrschte. 
Mit Experten aus den Bereichen öffentliche Hand, Genossenschaften und deren Verbän-
den sowie aus der Projektentwicklung stand eine breit abgestützte Basis für die Beurtei-
lung der Themen zur Verfügung. Grundsätzlich kritisch gegenüber der Wohnbauförde-
rung hat sich aber keiner der Experten geäussert. Es stellt sich in der Retrospektive die 
Frage, ob hier die Suche nach einer Stimme, die die Wohnbauförderung grundsätzlich 
infrage stellt, die Fundiertheit des Ergebnisses hätte bereichern können.
Die untersuchten Beispiele konnten die Breite der möglichen Vorgehensweisen bei der 
Vergabe gut aufzeigen. Kritisch zu beurteilen ist der Umstand, dass ausschliesslich Bei-
spiele im städtischen Raum betrachtet wurden. Die Betrachtung von einem Beispiel an 
einer Lage mit wesentlich weniger hoher Wohnraumknappheit hätte hier das Bild vervoll-
ständigen und das Ergebnis breiter abstützen können. 
Schwieriger als angenommen hat sich die Abgrenzung der Thematik erwiesen. Dadurch, 
dass die Erstvergabe in einem Projekt in zahlreiche weitere Themen und Prozessen einge-
bettet und von diesen abhängig ist, wurde ein breiterer Themenkomplex als ursprünglich 
beabsichtigt untersucht. Daraus ergeben haben sich die nachfolgend erläuterten Themen.
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Ein weiteres interessantes Thema ist die vertiefte Betrachtung der möglichen Entwi-
cklungs- und Realisierungsmodelle von Projekten für gemeinnützige Wohnbauträger. Der 
Fokus könnte hier insbesondere in der Untersuchung der enthaltenen Chancen und Risi-
ken im Kontext der Ziele und der Grundhaltung des betreffenden Wohnbauträgers liegen. 
Hier kann auch generell die Frage untersucht werden, ob ein expertengeführtes, top-down 
organisiertes Projekt oder ein basisdemokratisch organisiertes, bottom-up organisiertes 
Projekt längerfristig zu einem besseren Ergebnis im Sinne der Wohnbauförderung führt. 
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1 - Übersicht Förderinstrumente, Ausgestaltung und Akteure

Übersicht Teil 1 (WBG Schweiz, 2017c, S. 2)

Übersicht Teil 2 (WBG Schweiz, 2017c, S. 3)

Anhang
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Anhang 2 - Projektbeschrieb „Huebergass“

Standort

Loryplatz

Inselspital

Sportplatz 
San Siro„Huebergass“

Stadtteilpark

Schlossstrasse

Situationsplan Areal „Huebergass“, Blickrichtung Norden (Gefunden unter: maps.google.ch, bearbeitet)

Das Areal befindet sich im Westen der Stadt Bern im Quartier Holligen, nördlich angren-
zend an die zwischen Europa- und Loryplatz gelegende Schlossstrasse.

Das ist in städtischem Bestiz und wurde vor Realisierungsbeginn für Schrebergärten ge-
nutzt. Nordseitig grenzen Mehrfamilienhäuser in privatem Besitz an, östlich der öffentli-
che Sportplatz San Siro. Das Gebiet ist insbesondere für Familien sehr attraktiv, entlang 
der Schlossstrasse führen zwei Städtische Tram- und eine Busli- nie, der nahe Europa-
platz ist ein S-Bahn-knoten. Wenige Gehminuten vom Areal entfernt Richtung Nord-
westen befinden sich Kindergarten und Schulhaus Steigerhubel sowie mehrere städtische 
Grünflächen. Durch den separat durch die Stadt Bern in Auftrag gegebene Stadtteilpark, 
der direkt südlich an die Wohnüberbauung angrenzt, wird die Attraktivität zusätzlich ge-
steigert.

Architektur- und Freiraumkonzept

Übereinstimmend mit der Zielsetzung einer preisgünstigen und in jeglicher Hinsicht 
nachhaltigen Überbauung wurden einfache, kompakte Volumen mit hohem Repetitions-
faktor entwickelt. Die räumlichen und insbesondere die sozialen Qualitäten entstehen 
durch eine gezielte Disposition der Gebäudekörper entlang eines zentralen Aussenraums, 
der durch seine Proportionierung einen gassenartigen Charakter bekommt. 
Durch die Orientierung aller gemeinschaftlich genutzten Räume hin zum Gassenraum 
wird dieser zum belebten Zentrum der Genossenschaft wärend die Aussengrenzen hin 
zum Quartier einen ruhigen Charakter behalten. Die vertikale Erschliessung erfolgt über 

Die in diesem Anhang enthaltenen Informationen entstammen den zitierten Publikationen 
sowie, wo nicht explizit anders vermerkt, dem Vorwissen des Autors als Projektleiter in 
der Entwicklungsphase des Projektes sowie als Vorstandsmitglied der Genossenschaft.
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Modellfoto Projekt „Huebergass“ (ISB, 2017, S. 32, Ausschnitt)

Nebst dem Gassenraum steht den Bewohnern der nordseitig gelegene Freiraum als zu 
grossen Teilen frei gestaltbaren Raum zur Verfügung. Ähnlich wie bei den Gemein-
schaftsräumen wird hier das Nutzungs- und Betriebskonzept in Zusammenarbeit mit den 
künftigen Bewohnern entwickelt. Mit den zusätzlichen Gemeinschafts- und Aussenflä-
chen kann der private Wohnraum auf das Wesentliche reduziert werden. Dank von aussen 
erschlossener Schottenbauweise und einem regelmässigen Grundraster sind die Räum-
lichkeiten weitestgehend nutzungsneutral. Wohnungsinterne Verkehrsflächen gibt es fast 
keine.

Regelgeschoss mit Wohnungstypen (GWJ Architektur AG, 2018, S. 8)

aussenliegende Treppentürme, an die in der Regel pro Geschoss zwei Wohneinheiten mit 
ihren jeweiligen privaten Aussenräumen angrenzen. Zwecks Optimierung des Kosten-
Nutzen-Verhältnisses sind nur die nordseitigen Gebäude unterkellert und beherbergen 
nebst einer minimalen Einstellhalle die Keller- und Nebenräume für alle Gebäude. 
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Preisniveau

Ein tiefes Preisniveau war von Beginn weg das oberste Ziel und entspricht so auch den  
politischen Vorgaben. Im Programm vorgegeben war ein maximaler Durchschnittspreis 
für die Wohnungsmieten von CHF 187.-/m2/a. Dies wurde unterstützt durch einen mit 
CHF 16.00/m2 BGF fix vorgegebenen, ebenfalls sehr tiefen Baurechtszins. Kombiniert 
mit einer äusserst kostenbewussten Denkweise des Wohnbauträgers - jeder eingesparte 
Franken soll den Mieten zugutekommen - wurde das anzustrebende Mietzinsniveau mit 
CHF 180.-/m2/a deutlich unterschritten. Nachfolgende Tabellen zeigen die Höhe der ein-
zubezahlenden Wohnungsansteilsscheine sowie das Mietzinsniveau pro Monat. 

BWO-Anlagekostenlimiten und Preisniveau Wohnungsanteilscheine (WSS, 2018, S. 9)

Mit Konsolidierung der Projektorganisation erfolgte eine Überarbeitung und Weiter-
entwicklung des Projektes durch die Gesamtleisterin im Auftrag der Wohnbauträge-
rin. Gleichzeitig wurden durch die Wohnbauträgerin im Dialog mit der Stadt Bern 
schrittweise alle juristischen und technischen Rahmenbedingungen für die Realisie-
rung der Wohnüberbauung geklärt und der eigentliche Baurechtsvertrag verhandelt. 
So sollte beispielsweise der Stadtteilpark als separates Projekt unter Regie der Stadt 
Bern weitergeführt und von der Wohnüberbauung entkoppelt werden. Rund ein Jahr 
später, Mitte 2018, wurde das baueingabebereite und mit allen Fachstellen weitestge-
hend bereits koordinierte Projekt durch einen Jury-Ausschuss geprüft und genehmigt.
Wenige Wochen später wurde der Baurechtsvertrag zwischen Stadt und Wohnbauträ-
gerin unterzeichnet und das Baugesuch für die Gesamtüberbauung eingereicht. Mehr-
heitlich im Herbst 2018 fanden Informationsveranstaltungen für die betreffenden An-
wohner statt. Die Publikationsfrist für die Baueingabe endete schliesslich mit einer 
einzigen Einsprache, die behördenseitig als nicht relevant abgewiesen wurde. An-
fangs 2019 wurde die Baubewilligung erteilt, die im März 2019 rechtskräftig wurde. 
Der Baubeginn folgte wenige Monate später, die Übergabe der fertigen Wohnungen 
an die künftigen Bewohner wird im Frühling 2021 erfolgen. 

Planungs- und Realisierungsprozess
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Nebst dem vorstehend erwähnten, tiefen Baurechtszins wird dies vor allem durch die ge-
wählte Typologie ermöglicht: Vollständig identische Obergeschosse werden mit aussen-
liegenden Erschliessungskernen erschlossen.  
Bautechnisch sind die Gebäude einfach gehalten. Die Realisierung erfolgt in Massivbau-
weise mit dem System Einsteinmauerwerk. Die Gebäudetechnik wird auf das notwendige 
Minimum reduziert ohne dabei Einbussen bei Qualität und Komfort in Kauf zu nehmen. 
Auf Labels jeglicher Art wurde bewusst verzichtet.

Die neu gegründete Wohnbaugenossenschaft „Huebergass“ verfügte über keine eigenen 
finanziellen Mittel. Das für die Finanzierung erforderliche Eigenkapital stammt im We-
sentlichen aus Wohnungs- und Genossenschaftsanteilsscheinen der Mieter sowie aus För-
dergeldern. Die Fördergelder setzen sich zusammen aus Beiträgen des Fonds du Roule-
ment und des Solidaritätsfonds. Voraussetzung für den Erhalt dieser Fördergelder war die 
Einhaltung der Anforderungen an die Gemeinnützigkeit gemäss WFG und insbesondere 
Art. 37 des WFV sowie die Einhaltung der Anlagekostenlimiten des BWO. Das Fremdka-
pital wurde durch eine schweizerische Grossbank in Form eines Kredits zu marktüblichen 
Konditionen gestellt. Die detaillierte Zusammensetzung von Anlagekosten und Finanzie-
rung kann untenstehender Tabelle entnommen werden.

Finanzierung

TU-Werkpreis pauschal CHF 34`460`000
Bauherrenseitige Kosten CHF 1`740`000
Total Anlagekosten CHF 36`200`000

Wohnungsanteilscheine 11.9% CHF 4`339`000
Genossenschaftsanteile 0.5% CHF 200`000
Beitrag Fonds de Roulement 7.5% CHF 2`700`000
Beitrag Solidaritätsfonds 1.5% CHF 540`000
Darlehen Halter AG 1.2% CHF 450`000
Fremdkapital als Bankfinanzierung 77.4% CHF 27`975`000
Total Finanzierung 100% CHF 36`200`000

Finanzierungsübersicht (eigene Darstellung)

Miet-Richtpreise pro Monat (WSS, 2018, S. 9)
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Die erste Phase konzentrierte sich auf die Integration des Projektes im sozialen und po-
litischen Umfeld mit dem Ziel einer gesteigerten Legitimation und Akzeptanz. Mittels 
mehrerer Informationsveranstaltungen wurde über Idee und Rahmenbedingungen des 
Projektes aufgeklärt. Zielgruppen waren hier primär Interessierte künftige Bewohner-
schaft, Nachbarschaft, Politik sowie Interessenvertreter aus dem genossenschaftlichen 
Umfeld. Zentraler Bestandteil dieser ersten Phase war die Festelgung der Vergabekrite-
rien für die Wohnungen im Rahmen von drei Workshops. Hierzu wurden Vertreter aus 
den wichtigsten Interessengruppen eingeladen, die gemeinsam mit der Wohnbauträgerin 
den Kriterienkatalog für die Wohnungsvergabe erarbeiteten. Dies war gleichzeitig auch 
ein wesentlicher Bestandteil für den Vergabeprozess.

Phase 1: Äussere Integration

1 Lage-abhängige Anlagekostenlimiten des BWO: https://www.bwo.admin.ch/bwo/de/home/wohnraumfo-
erderung/wfg/anlagekostenlimiten.html

Vorgehensmodell Mietergenossenschaft und Partizipation (WSS, 2020, S. 25)

Mit Abschluss der Mieterbindung wurde die zweite Phase gestartet, die sich auf die inne-
re Integration der Gemeinschaft konzentrierte. Da gleichzeitig auch mit der Realisierung 
des Projektes begonnen werden konnte, besteht ein zeitliches Budget für diese Phase von 
rund zwei Jahren. Generelles Ziel dieser Phase ist die Aktivierung der Gemeinschaft und 
der Aufbau eines nachbarschafltichen Verhältnisses bereits vor Bezug. Darüber hinaus 
stehen konkrete Zielsetzungen wie die partizipative Festlegung betrieblicher Themen, der 
Umgang mit Aneignungsflächen im Erdgeschoss und ein genereller Wissenstransfer vom 
heutigen zum künftigen Vorstand im Zentrum. 

Phase 2: Innere Integration

Partizipation

Aufgrund der Entstehungsgeschichte des Projektes über einen Gesamtleistungswettbe-
werb, gab es in der Entwicklungsphase keine partizipativen Elemente. Mit Abschluss 
des Wettbewerbs lag die Priorität auf einer zeitnahen Realisierung und Bereitstellung 
des Wohnraumes und gleichzeitig dem Aufbau einer langfristig gut funktionierenden Ge-
meinschaft. Zur Unterstützung dieser Ziele erfolgte eine Partizipation auf gesellschaft-
lichem Niveau in zwei Phasen. 

Ausgangslage
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Umgesetzt wird dies im Rahmen von regelmässig stattfindenden Treffen vor Ort und be-
dingt durch die Situation mit Covid19 auch in digitaler Form: Aufbauend auf den ersten 
Treffen finden Workshops mit dem primären Ziel der Wissensvermittlung statt, daraus 
werden themenspezifische Arbeitsgruppen gegründet. Ziel ist die schrittweise Ablösung 
des heutigen Vorstandes mit Personen aus dem Kreis der Bewohnerschaft, beginnend mit 
Bezug und abgeschlossen innerhalb der ersten Betriebsjahre.
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Anhang 3 - Auswertung eMonitor Huebergass
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Anhang 4 - Übersicht Interviewpartner

Block Nr. Name Institution Funktion Datum Form

A 1 Daniel
Blumer

WBG Schweiz, 
Region BE-SO

Leiter Kompetenz-
zentrum 

25.06.2020 persönlich

A 2 Deborah 
Eggel

WBG
Huebergass

Mitglied Vorstand, 
Gesellschaftsg.

30.06.2020 persönlich

A 3 Heinrich
Hummel

Stadt Zürich Stv. Amtsdirektor
Leiter Rechtsdienst

02.07.2020 Video-
konferenz

A 4 Herbert 
Zaugg

WBG
Huebergass

Geschäftsführer 07.07.2020 persönlich

A 5 Fernand
Raval

Stadt Bern Leiter Immobilien 09.07.2020 Video-
konferenz

A 6 Andreas 
Wirz

Selbstständig Berater 23.07.2020 Video-
konferenz

A* 7 Peter 
Schmid

Selbstständig Berater 24.07.2020 persönlich

B** 8 Gabriella
Aquaviva

Tend AG Projektleiter 
Vermarktung

02.07.2020 persönlich

B* 7 Peter
Schmid

WBG
Mehr als Wohnen

Präsident 24.07.2020 persönlich

B 9 Judith 
Cann

WBG 
Zimmerfrei

Mitglied Vorstand 22.07.2020 Video-
konferenz

B 10 Evelyne
Mäder

WBG 
Kalkbreite

Vermietungsverant-
wortliche Zollhaus

24.07.2020 persönlich

B 11 Franziska
Junginger,
Elisabeth
Tanner

WBG 
Via Felsenau

Vermietungsverant-
wortliche Via 2 & 3

04.08.2020 persönlich

C 12 Adrian 
Abrecht

UBS 
Switzerland AG

Teamleiter, Berater 
Firmenkunden

10.07.2020 persönlich

C 13 Christian
Kohler

Alternative Bank 
Schweiz AG

Berater Immobilien-
finanzierung

13.08.2020 persönlich

* Interview mit gleicher Person zu zwei verschiedenen Themen
** Interview nicht verwendet
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Anhang 5 - Interviewleitfaden

Universität Zürich, Center for Urban & Real Estate Management CUREM
MAS Real Estate 2019/20, Raphael Burkhalter

Interviewleitfaden Abschlussarbeit

A Ziele, Wirkung und Transparenz des geförderten gemeinnützigen 
Wohnraums

A1 Mit welchen Zielen sollte Ihrer Meinung nach der gemeinnützige Wohnraum 
gefördert werden?

A2 Die Abgrenzung zwischen "Förderung" und "Subvention" ist umstritten. Wann 
wird Ihrer Meinung nach von "gefördertem" und wann von "subventioniertem" 
Wohnraum gesprochen?

A3 Sollte gemeinnütziger Wohnraum auch für Haushalte mit 
überdurchschnittlichem Einkommen / Vermögen attraktiv gemacht werden?

A4 Bei den Fördermethoden wird grundsätzlich zwischen Subjekt- und Objekthilfe 
unterschieden. Welche Art der Förderung halten Sie für zielführender? 

A5 Wie beurteilen Sie in diesem Zusammenhang das Potenzial der 
objektgebundenen Subjekthilfe?

A6 Gemeinnütziger Wohnraum wird in der Schweiz mit verschiedenen 
Instrumenten gefördert, teilweise mit strikten Auflagen. Sollte die Vergabe von 
gefördertem Wohnraum generell an Bedingungen geknüpft sein? 

A6.1 Wenn ja, welche?

A6.2 Wenn nein, warum nicht?

A7 Was sollte bei der Vergabe des Wohnraumes priorisiert werden: a) Haushalte 
mit tiefem Einkommen b) ein Mix, der möglichst nahe am Quartier- / 
Gemeindeschnitt ist c) etwas anderes

A7.1 falls a: Wie kann eine möglichst gute Durchmischung sichergestellt werden? 
Warum sollten Haushalte mit höherem Einkommen nicht in gemeinnützigem 
Wohnraum leben?

A7.2 falls b: Dies würde bedeuten, dass auch Haushalte mit höherem Einkommen 
eine Gemeinnützige Wohnung erhalten. Warum ist dies im Interesse der 
Gesellschaft?

A8 Welche der typischerweise in ein solches Projekt involvierten Parteien sollten 
Ihrer Meinung nach bei der Vergabe des geförderten Wohnraumes ein 
Mitspracherecht haben?

A9 Als wie wichtig erachten Sie eine hohe Transparenz im Vergabeprozess?

A10 Welche Faktoren sind entscheidend, um eine grösstmögliche Akzeptanz im 
Vergabeprozess zu erreichen?

A11 Könnte Akzeptanz und Transparenz mit partizipativen Elementen gesteigert 
werden?

A12 Wie beurteilen Sie in diesem Zusammenhang das Potenzial einer partizipativen 
Festlegung der Vergabekriterien?

A13 Wann ist Wohnraumförderung erfolgreich?

A14 Ergänzende Bemerkungen?
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B Vergabeprozesse des geförderten gemeinnützigen Wohnraums

B0 Übersicht zu wichtigsten Aussagen aus Gespräch zu durchgeführtem 
Erstvergabeprozess und projektspezifischen Detailfragen. 

B2 Welche Faktoren hatten/haben einen massgeblichen Einfluss auf die 
Erstvergabe der Wohnungen? 

B3 Welche Art(en) von Förderung hat Ihr Projekt erhalten? 

B4 Waren diese Förderungen mit Auflagen für die Wohnungsvergabe verknüpft? 
Wenn ja, mit welchen?

B5 Welche Organe werden in den Prozess involviert?

B6 Welche aussenstehenden Parteien konnten mitreden?

B7 Wer ist verantwortlich für die Festlegung der zwingenden und triagierenden 
Vergabekriterien?

B8 Wie gehen Sie vor / sind sie vorgegangen bei gleichwertigen Bewerbungen 
bzw. bei Bewerbungen, die alle Kriterien erfüllt haben?

B9 Inwiefern hat sich die Finanzierung - Stichwort Eigenkapitalbindung - auf das 
Timing bei der Erstvermietung ausgewirkt?

B10 Normalerweise werden die Wohnungen einige Zeit vor Erstbezug vergeben. 
Gab es viele Fluktuationen? Wie sind Sie damit umgegangen?

B11 Konten Sie den angestrebten Nutzermix erreichen? Was waren die 
ausschlaggebenden Faktoren?

B12 Würden sie den gleichen Prozess so wieder durchführen? Falls nicht, was 
würden sie ändern?

B13 Gibt es Unterschiede zwischen Erstvergabe- und Wiedervergabeprozess?

B14 Ergänzende Bemerkungen?

C Bauprojektfinanzierung von neu gegründeten gemeinnützig geförderten 
Wohnbaugenossenschaften

C1 Haben Sie / hat Ihr Institut in der Vergangenheit bereits gemeinnützigen 
Wohnungsbau finanziert? 

C2
Gibt es aus Ihrer Perspektive Unterschiede bei der Finanzierung von 
gemeinnützigen Wohnbauprojekten im Vergleich zu konventionellen Anlage-
Objekten?

C3 Was ist die Herausforderung bei der Finanzierung einer neu gegründeten 
Genossenschaft?

C4 Welchen Einfluss hat die Finanzierung von neu gegründeten Wohnbauträgern 
auf das Timing bei der Vergabe der Wohnungen?

C5 Inwiefern spielen Auflagen der Grundeigentümerschaft beispielsweise in Form 
einer Mietzins-Obergrenze eine Rolle?

C6 Wie schätzen Sie das Potenzial von künftigen Projekten im gemeinnützigen 
Wohnungsbau ein?

C7 Ergänzende Bemerkungen?
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Anhang 6 - Ausgewertete Antwortmatrix der Interviews, Block A (1/6)
In

te
rv

ie
w

pa
rtn

er
 

Nr
. 1

In
te

rv
ie

w
pa

rtn
er

Nr
. 2

In
te

rv
ie

w
pa

rtn
er

 
Nr

. 3
In

te
rv

ie
w

pa
rtn

er
 

Nr
. 4

In
te

rv
ie

w
pa

rtn
er

 
Nr

. 5
In

te
rv

ie
w

pa
rtn

er
 

Nr
. 6

In
te

rv
ie

w
pa

rtn
er

 
Nr

. 7

A2
B

ei
 s

ub
ve

nt
io

ni
er

te
m

 W
oh

nr
au

m
 is

t 
M

ie
te

 ti
ef

er
 a

ls
 K

os
te

nm
ie

te
, P

re
is

 w
ird

 
ge

zi
el

t s
ub

ve
nt

io
ni

er
t. 

B
ei

 g
ef

ör
de

rte
m

 
W

oh
nr

au
m

 w
ird

 z
.B

. L
an

d 
an

 
ge

m
ei

nn
üt

zi
ge

n 
W

oh
nb

au
trä

ge
r 

ab
ge

ge
be

n.
 

D
ie

 A
bg

ab
e 

vo
n 

ve
rg

ün
st

ig
te

m
 L

an
d 

is
t k

ei
ne

 S
ub

ve
nt

io
ni

er
un

g 
so

 la
ng

e 
di

es
 m

it 
st

re
ng

en
 A

uf
la

ge
n 

ve
rb

un
de

n 
is

t. 
B

au
trä

ge
r s

ol
lte

n 
si

ch
 d

es
ha

lb
 

au
ch

 ü
be

rle
ge

n,
 W

oh
nr

au
m

 a
uc

h 
au

f 
ko

nv
en

tio
ne

lle
n,

 n
ic

ht
 g

ef
ör

de
rte

n 
G

ru
nd

st
üc

ke
n 

zu
 s

ch
af

fe
n,

 d
a 

si
e 

da
nn

 w
es

en
tli

ch
 fr

ei
er

 in
 d

er
 

A
us

ge
st

al
tu

ng
 u

nd
 d

er
 

W
irt

sc
ha

ftl
ic

hk
ei

t s
in

d.
 

G
ef

ör
de

rte
 O

bj
ek

te
 s

in
d 

of
tm

al
s 

au
ch

 
su

bv
en

tio
ni

er
t. 

Le
tz

tli
ch

 fl
ie

ss
t G

el
d 

vo
n 

de
r e

in
en

 in
 d

ie
 a

nd
er

e 
K

as
se

. 

V
ie

l w
ic

ht
ig

er
 is

t d
ie

 B
et

ra
ch

tu
ng

 d
er

 
O

pp
or

tu
ni

tä
ts

ko
st

en
 in

 d
ie

se
r 

D
is

ku
ss

io
n,

 u
m

 e
in

e 
ec

ht
e 

K
os

te
nw

ah
rh

ei
t z

u 
er

ha
lte

n.

-
D

ie
 A

bg
re

nz
un

g 
is

t o
ftm

al
s 

ei
ne

 F
ra

ge
 

de
r P

er
sp

ek
tiv

e:
 

S
ub

ve
nt

io
n 

au
s 

S
ic

ht
 d

es
 

S
te

ue
rz

ah
le

rs
 fi

nd
et

  b
ei

sp
ie

ls
w

ei
se

 
be

i d
er

 A
bg

ab
e 

vo
n 

La
nd

 d
ur

ch
 d

ie
 

öf
fe

nt
lic

he
 H

an
d 

st
at

t, 
w

en
n 

da
s 

La
nd

 
un

te
r d

em
 M

ar
kt

w
er

t a
bg

eg
eb

en
 w

ird
. 

A
us

 S
ic

ht
 d

er
 W

oh
nb

au
trä

ge
rin

 is
t d

ie
s 

m
it 

S
ta

rk
en

 A
uf

la
ge

n 
ve

rb
un

de
n,

 
w

od
ur

ch
 e

s 
eh

er
 e

in
e 

Fö
rd

er
un

g 
is

t. 

R
ei

ne
 F

ör
de

rg
el

de
r s

in
d 

ke
in

e 
S

ub
ve

nt
io

ne
n 

so
 la

ng
e 

si
e 

ve
rz

in
st

 
un

d 
am

or
tis

ie
rt 

w
er

de
n.

 

-
D

ie
 B

eg
rif

fli
ch

ke
ite

n 
si

nd
 p

ol
iti

sc
h 

ge
fä

rb
t.

Fö
rd

er
un

g 
im

 S
in

ne
 e

in
er

 
B

ra
nc

he
nt

ät
ig

ke
it 

er
m

ög
lic

ht
 d

en
 

W
oh

nb
au

trä
ge

rn
, W

oh
nr

au
m

 z
u 

er
st

el
le

n.
 D

ie
s 

si
nd

 b
ei

sp
ie

ls
w

ei
se

 d
ie

 
D

ar
le

he
n 

w
ie

 v
om

 F
on

ds
 d

e 
R

ou
le

m
en

t, 
di

e 
di

e 
öf

fe
nt

lic
he

 H
an

d 
ni

ch
ts

 k
os

te
n.

W
ird

 h
in

ge
ge

n 
öf

fe
nt

lic
he

s 
G

el
d 

im
 

ra
hm

en
 e

in
es

 L
ei

st
un

gs
au

ftr
ag

es
 fü

r 
de

n 
ge

m
ei

nn
üt

zi
ge

n 
W

oh
nu

ng
sb

au
 

an
 s

pe
zi

fis
ch

e 
E

in
ko

m
m

en
sg

ru
pp

en
 

ve
rte

ilt
, i

st
 e

s 
ei

ne
 S

ub
ve

nt
io

n.
 

S
ub

ve
nt

io
n:

 S
ob

al
d 

G
el

de
r a

-fo
nd

s-
pe

rd
u 

fli
es

se
n.

 

Fö
rd

er
un

g 
he

is
st

 v
or

 a
lle

m
 

R
ah

m
en

be
di

ng
un

ge
n 

se
tz

en
.

A
n 

ur
ba

ne
n 

La
ge

n 
bz

w
. l

ag
en

 m
it 

an
ge

sp
an

nt
em

 W
oh

nu
ng

sm
ar

kt
 

ge
nü

ge
nd

 W
oh

nr
au

m
 z

ur
 V

er
fü

gu
ng

 
st

el
le

n.
 

D
ie

 G
ew

äh
rle

is
tu

ng
 d

er
 

ge
se

lls
ch

af
tli

ch
en

 D
ur

ch
m

is
ch

un
g 

in
 

de
r S

ta
dt

 is
t e

be
nf

al
ls

 w
ic

ht
ig

. 
E

nt
sc

he
id

en
d 

is
t e

in
e 

gu
te

 B
al

an
ce

, 
ni

ch
t n

ur
 in

ne
rh

al
b 

de
r S

ta
dt

 s
on

de
rn

 
in

ne
rh

al
b 

de
r Q

ua
rti

er
e.

 

Zu
rü

ck
ha

lte
nd

er
 S

ta
at

 is
t w

ic
ht

ig
. D

ie
 

Fö
rd

er
un

g 
m

us
s 

üb
er

 m
ög

lic
hs

t w
en

ig
 

st
aa

tli
ch

e 
E

in
gr

iff
e 

er
fo

lg
en

. P
riv

at
e 

W
oh

nb
au

trä
ge

r m
üs

se
n 

da
zu

 
an

ge
ha

lte
n 

w
er

de
n,

 s
el

be
r g

ün
st

ig
 z

u 
ba

ue
n.

W
oh

ne
n 

is
t e

in
 n

ic
ht

 v
er

m
eh

rb
ar

es
 

G
ut

, j
ed

er
 M

en
sc

h 
m

us
s 

w
oh

ne
n.

 
E

nt
sp

re
ch

en
d 

ka
nn

 m
an

 d
as

 W
oh

ne
n 

ni
ch

t v
ol

ls
tä

nd
ig

 d
em

 M
ar

kt
 

un
te

rw
er

fe
n.

 

W
oh

nr
au

m
fö

rd
er

un
g 

is
t f

ür
 d

en
 

W
irt

sc
ha

fts
st

an
do

rt 
S

ch
w

ei
z 

es
se

nt
ie

ll.
 

Fa
ch

kr
äf

te
 k

ön
ne

n 
nu

r g
ew

on
ne

n 
w

er
de

n,
 w

en
n 

si
e 

ve
rn

ün
fti

g 
w

oh
ne

n 
kö

nn
en

. I
n 

B
al

lu
ng

sz
en

tre
n 

is
t d

ie
s 

te
ilw

ei
se

 n
ur

 d
ur

ch
 W

oh
nb

au
trä

ge
r 

m
ög

lic
h,

 d
ie

 n
ic

ht
 k

om
pl

et
t 

m
ar

kt
ab

hä
ng

ig
 s

in
d.

 

W
as

 d
er

 M
ar

kt
 h

eu
te

 a
n 

A
ng

eb
ot

 
pr

od
uz

ie
rt,

 is
t f

ür
 v

ie
le

 N
ut

ze
r n

ic
ht

 tr
ag

- 
/ f

in
an

zi
er

ba
r. 

D
ie

s,
 w

ei
l a

n 
ei

ne
m

 
at

tra
kt

iv
en

 S
ta

nd
or

t w
ie

 d
er

 S
ch

w
ei

z 
m

it 
ih

re
n 

B
al

lu
ng

sz
en

tre
n 

di
e 

N
ac

hf
ra

ge
 n

ic
ht

 g
es

til
lt 

w
er

de
n 

ka
nn

 
un

d 
di

e 
P

re
is

sp
ira

le
 s

ic
h 

na
ch

 o
be

n 
dr

eh
t. 

K
ön

ne
n 

si
ch

 M
en

sc
he

n 
in

 
B

al
lu

ng
sz

en
tre

n 
ke

in
e 

W
oh

nu
ng

 m
eh

r 
le

is
te

n,
 w

ei
ch

en
 s

ie
 a

n 
di

e 
P

er
ip

he
rie

 
au

s.
 D

ie
s 

w
ie

de
ru

m
 s

or
gt

 fü
r 

pr
ob

le
m

at
is

ch
e 

P
en

dl
er

st
rö

m
e.

Fö
rd

er
un

g 
is

t d
es

ha
lb

 n
öt

ig
, d

am
it 

au
ch

 a
n 

ho
ch

pr
ei

si
ge

n 
La

ge
n 

di
e 

D
ur

ch
m

is
ch

un
g 

si
ch

er
ge

st
el

lt 
w

er
de

n 
ka

nn
. W

en
n 

vo
n 

Fö
rd

er
un

g 
ge

sp
ro

ch
en

 w
ird

, s
ol

lte
 d

ie
se

 a
uc

h 
ei

ne
r b

re
ite

n 
B

ev
öl

ke
ru

ng
ss

ch
ic

ht
 

zu
gä

ng
lic

h 
ge

m
ac

ht
 w

er
de

n.

D
ie

 S
ch

af
fu

ng
 v

on
 le

is
tb

ar
em

 
W

oh
nr

au
m

 fü
r a

lle
 B

ev
öl

ke
ru

ng
st

ei
le

 
al

s 
in

 d
er

 V
er

fa
ss

un
g 

ve
ra

nk
er

te
r 

G
ru

nd
au

ftr
ag

.

A
lle

 B
ev

öl
ke

ru
ng

st
ei

le
 b

ed
eu

te
t n

ic
ht

 
al

le
 E

in
ko

m
m

en
ss

ch
ic

ht
en

; h
is

to
ris

ch
 

be
tra

ch
te

t s
in

d 
pr

im
är

 d
ie

je
ni

ge
n 

m
it 

w
en

ig
er

 (f
in

an
zi

el
le

n)
 M

itt
el

n 
ge

m
ei

nt
.

Zi
el

ko
nf

lik
t: 

G
en

os
se

ns
ch

af
t a

ls
 

S
el

bs
th

ilf
eo

rg
an

is
at

io
n,

 d
ie

 M
itg

lie
de

r 
ni

ch
t a

uf
gr

un
d 

ih
re

s 
E

in
ko

m
m

en
s 

au
ss

ch
lie

ss
en

 k
an

n.
 G

ef
ör

de
rte

r 
W

oh
nr

au
m

 h
in

ge
ge

n 
ka

nn
 

E
in

ko
m

m
en

sl
im

ite
n 

du
rc

ha
us

 
vo

rs
ch

re
ib

en
. E

in
 il

lib
er

al
er

 
G

ru
nd

ge
da

nk
e.

D
ie

 A
uf

re
ch

te
rh

al
tu

ng
 e

in
er

 s
oz

ia
le

n 
D

ur
ch

m
is

ch
un

g 
eb

en
fa

lls
 w

ic
ht

ig
. I

n 
Zü

ric
h 

is
t b

eo
ba

ch
tb

ar
, d

as
s 

G
en

os
se

ns
ch

af
te

n 
de

r s
oz

ia
le

n 
E

nt
m

is
ch

un
g 

en
tg

eg
en

w
irk

en
. 

W
oh

nr
au

m
 is

t a
uc

h 
ei

ne
 F

ra
ge

 n
ac

h 
so

zi
al

em
 F

rie
de

n.

A1
G

ut
e 

B
el

eg
un

g 
un

d 
B

en
üt

zu
ng

 v
on

 
W

oh
nr

au
m

. 

V
er

be
ss

er
te

 W
oh

nh
yg

ie
ne

 (B
el

üf
tu

ng
, 

A
us

se
nr

au
m

, B
el

eg
un

g 
pr

o 
Zi

m
m

er
).

V
er

be
ss

er
te

r S
ta

nd
ar

d 
zu

 e
in

em
 

er
sc

hw
in

gl
ic

he
n 

P
re

is
 fü

r d
ie

 
M

itt
el

sc
hi

ch
t.

V
er

m
eh

rte
 O

rie
nt

ie
ru

ng
 a

m
 

G
em

ei
nw

oh
l a

ns
te

lle
 v

on
 R

en
di

te
-

O
pt

im
ie

ru
ng

.

H
eu

te
 U

ng
le

ic
hg

ew
ic

ht
 a

uf
 d

em
 M

ar
kt

, 
ge

m
ei

nn
üt

zi
ge

r W
oh

nu
ng

sb
au

 s
ol

lte
 

st
är

ke
r g

ef
ör

de
rt 

w
er

de
n,

 e
in

 A
ng

eb
ot

 
im

 G
le

ic
hg

ew
ic

ht
 is

t f
ür

 S
tä

dt
e 

lä
ng

er
fri

st
ig

 n
ac

hh
al

tig
er

. 

B
ei

 d
er

 U
m

se
tz

un
g 

si
nd

 
B

el
eg

un
gs

vo
rg

ab
en

 w
ic

ht
ig

 u
m

 e
in

e 
A

ng
em

es
se

ne
 B

el
eg

un
gs

di
ch

te
 z

u 
er

re
ic

he
n.

 E
s 

so
llt

e 
ab

er
 n

ic
ht

 
üb

er
tri

eb
en

 w
er

de
n.

 

Zu
r U

nt
er

st
üt

zu
ng

 d
ie

se
r Z

ie
le

 s
ol

lte
 

di
e 

A
bg

ab
e 

vo
n 

La
nd

 d
ur

ch
 d

ie
 

öf
fe

nt
lic

he
 H

an
d 

im
m

er
 d

er
 

G
em

ei
nn

üt
zi

gk
ei

t u
nt

er
lie

ge
n.

 

M
en

sc
he

n 
ei

ne
 M

ög
lic

hk
ei

t g
eb

en
 

ei
ne

n 
W

oh
nr

au
m

 z
u 

fin
de

n,
 d

ie
 s

on
st

 
ni

ch
t d

az
u 

in
 d

er
 L

ag
e 

w
är

en
.

G
em

ei
nt

 s
in

d 
ur

ba
ne

 G
eb

ie
te

, a
n 

de
ne

n 
oh

ne
 E

in
gr

iff
 d

ur
ch

 d
ie

 
W

oh
nb

au
fö

rd
er

un
g 

vi
el

e 
M

en
sc

he
n 

(z
.B

. F
am

ilie
n 

&
 S

en
io

re
n)

 k
ei

ne
n 

W
oh

nr
au

m
 fi

nd
en

 w
ür

de
n.

V
er

dr
än

gu
ng

 v
on

 
E

in
ko

m
m

en
ss

ch
w

ac
he

n 
S

ch
ic

ht
en

 im
 

ur
ba

ne
n 

R
au

m
 s

ch
w

äc
ht

 d
ie

 V
ie

lfa
lt.

 
D

ie
s 

is
t n

ic
ht

 im
 In

te
re

ss
e 

de
r 

G
es

el
ls

ch
af

t.

D
ur

ch
 F

ör
de

ru
ng

 u
nd

 E
rh

al
tu

ng
 e

in
er

 
so

zi
al

en
 u

nd
 k

ul
tu

re
lle

n 
V

ie
lfa

lt 
an

 
m

ar
kt

ge
tri

eb
en

en
 S

ta
nd

or
te

n 
w

ird
 

G
en

tri
fiz

ie
ru

ng
 u

nd
 S

eg
re

ga
tio

n 
en

tg
eg

en
ge

w
irk

t. 
D

ad
ur

ch
 w

ird
 d

as
 

so
zi

al
e 

K
ap

ita
l g

es
tä

rk
t u

nd
 H

ilf
e 

zu
r 

S
el

bs
th

ilf
e 

er
m

ög
lic

ht
. 

G
en

er
el

l s
ol

lte
 d

ie
 F

ör
de

ru
ng

 v
on

 
W

oh
nr

au
m

 n
ic

ht
 n

ur
 z

ur
 R

ea
lis

ie
ru

ng
 

vo
n 

gü
ns

tig
en

 W
oh

nu
ng

en
 v

er
w

en
de

t 
w

er
de

n.
 G

er
ad

e 
be

i ö
ffe

nt
lic

he
m

 
B

od
en

 s
ol

lte
n 

no
ch

 a
nd

er
e 

Fa
kt

or
en

, 
w

ie
 d

ie
 s

oz
ia

le
 D

ur
ch

m
is

ch
un

g 
m

as
sg

eb
en

d 
se

in
.

S
ic

he
rs

te
llu

ng
 e

in
er

 s
oz

ia
le

n 
D

ur
ch

m
is

ch
un

g.
 A

ns
on

st
en

 w
ür

de
n 

fin
an

zs
ch

w
ac

he
 H

au
sh

al
te

 a
us

 d
en

 
Ze

nt
re

n 
an

 d
en

 R
an

d 
ge

dr
än

gt
.

D
ur

ch
 d

as
 h

oh
e 

P
re

is
ni

ve
au

 in
 d

er
 

S
ta

dt
 Z

ür
ic

h 
fin

de
t e

in
e 

st
et

ig
e 

E
nt

m
is

ch
un

g 
st

at
t, 

am
 d

eu
tli

ch
st

en
 

ze
ig

t s
ic

h 
di

es
 im

 E
ig

en
tu

m
: W

er
 

be
is

pi
el

sw
ei

se
 n

ic
ht

 e
in

 H
au

s 
er

bt
, 

ka
nn

 s
ic

h 
di

es
 k

au
m

 m
eh

r l
ei

st
en

.

Fö
rd

er
un

g 
is

t d
es

ha
lb

 e
in

 w
ic

ht
ig

es
 

S
te

ue
ru

ng
si

ns
tru

m
en

t d
er

 ö
ffe

nt
lic

he
n 

H
an

d,
 in

de
m

 g
ez

ie
lt 

vo
n 

V
er

dr
än

gu
ng

 
be

tro
ffe

ne
 B

ev
öl

ke
ru

ng
sg

ru
pp

en
 

w
ie

de
r  

an
ge

si
ed

el
t w

er
de

n 
kö

nn
en

.

D
ie

 m
ei

st
en

 A
nb

ie
te

r, 
di

e 
W

oh
nu

ng
en

 
au

f d
em

 fr
ei

en
 M

ar
kt

 a
nb

ie
te

n,
 

or
ie

nt
ie

re
n 

si
ch

 p
re

is
lic

h 
am

 o
be

re
n 

D
rit

te
l d

es
 S

pe
kt

ru
m

s.
 A

n 
ur

ba
ne

n 
La

ge
n 

st
el

lt 
de

r g
em

ei
nn

üt
zi

ge
n 

W
oh

nu
ng

sb
au

 d
es

ha
lb

 e
in

 s
in

nv
ol

le
s 

G
eg

en
ge

w
ic

ht
 z

um
 fr

ei
en

 M
ar

kt
 d

ar
. 

D
er

 L
an

dp
re

is
 h

at
 e

in
en

 
en

ts
ch

ei
de

nd
en

 E
in

flu
ss

 a
uf

 d
en

 
M

ie
tz

in
s.

 D
a 

La
nd

 a
n 

ze
nt

ra
le

n 
La

ge
n 

te
ue

r i
st

, k
an

n 
di

e 
öf

fe
nt

lic
he

 H
an

d 
m

it 
de

r A
bg

ab
e 

vo
n 

La
nd

 z
u 

gü
ns

tig
en

 
K

on
di

tio
ne

n 
hi

er
 e

nt
sc

he
id

en
d 

E
in

flu
ss

 n
eh

m
en

.

D
ie

 A
nf

an
gs

m
ie

tz
in

se
 d

er
 

G
en

os
se

ns
ch

af
te

n 
un

te
rs

ch
ei

de
n 

si
ch

 
nu

r s
ic

h 
nu

r w
en

ig
. D

ad
ur

ch
, d

as
s 

da
s 

G
el

d 
be

i e
in

em
 g

em
ei

nn
üt

zi
ge

n 
W

oh
nb

au
trä

ge
r b

le
ib

t, 
si

nk
en

 d
ie

se
 in

 
de

r Z
uk

un
ft 

ab
er

 te
nd

en
zi

el
l. 

G
em

ei
nn

üt
zi

ge
r W

oh
nr

au
m

 b
rin

gt
 

In
no

va
tio

n 
un

d 
ne

ue
 

E
nt

w
ic

kl
un

gs
m

ög
lic

hk
ei

te
n 

du
rc

h 
ge

sa
m

th
ei

tli
ch

er
es

 D
en

ke
n 

de
r 

W
oh

nb
au

trä
ge

r. 
K

la
ss

is
ch

e 
S

to
ck

w
er

ke
ig

en
tu

m
sü

be
rb

au
un

ge
n 

si
nd

 d
ag

eg
en

 k
au

m
 

in
no

va
tio

ns
ge

tri
eb

en
. 

D
er

 g
em

ei
nn

üt
zi

ge
 W

oh
nr

au
m

 
un

te
rs

tü
tz

t z
ud

em
 e

in
e 

gu
te

 
D

ur
ch

m
is

ch
un

g,
 In

te
gr

at
io

n 
un

d 
ge

ge
ns

ei
tig

es
 V

er
st

än
dn

is
. 

B
ei

sp
ie

ls
w

ei
se

 in
 F

or
m

 v
on

 
G

en
er

at
io

ne
nw

oh
ne

n 
al

s 
w

ic
ht

ig
es

 
Th

em
a 

un
se

re
r Z

ei
t. 



81Anhang

In
te

rv
ie

w
pa

rtn
er

 
Nr

. 1
In

te
rv

ie
w

pa
rtn

er
Nr

. 2
In

te
rv

ie
w

pa
rtn

er
 

Nr
. 3

In
te

rv
ie

w
pa

rtn
er

 
Nr

. 4
In

te
rv

ie
w

pa
rtn

er
 

Nr
. 5

In
te

rv
ie

w
pa

rtn
er

 
Nr

. 6
In

te
rv

ie
w

pa
rtn

er
 

Nr
. 7

A3
Ja

, a
uf

 je
de

n 
Fa

ll.
 W

ic
ht

ig
 is

t v
or

 a
lle

m
, 

da
ss

 M
en

sc
he

n 
di

ch
t W

oh
ne

n.
 D

ie
s 

is
t 

m
it 

B
el

eg
un

gs
vo

rs
ch

rif
te

n,
 a

n 
di

e 
si

ch
 

au
ch

 s
ol

ch
e 

H
au

sh
al

te
 h

al
te

n 
m

üs
se

n,
 

ge
ge

be
n.

 

G
en

er
el

l s
in

d 
E

in
ko

m
m

en
sl

im
ite

n 
ei

n 
sc

hw
ie

rig
es

 T
he

m
a.

 G
ru

nd
sä

tz
lic

h 
si

nd
 

ge
m

ei
nn

üt
zi

ge
 W

oh
nu

ng
en

 
fre

itr
ag

en
d 

un
d 

w
er

de
n 

in
 d

er
 R

eg
el

 
vo

n 
pr

iv
at

en
 

B
au

trä
ge

rn
/G

en
os

se
ns

ch
af

te
n 

er
st

el
lt 

un
d 

si
nd

 d
am

it 
pr

iv
at

. 

Ze
nt

ra
l i

st
 h

ie
r a

uc
h 

di
e 

E
rre

ic
hu

ng
 

ei
ne

r a
ng

em
es

se
ne

n 
D

ur
ch

m
is

ch
un

g.
 

W
ir 

w
ol

le
n 

ke
in

e 
G

he
tto

s.

E
s 

ge
ht

 u
m

 e
in

e 
M

ax
im

ie
ru

ng
 d

er
 

W
oh

lfa
hr

t f
ür

 a
lle

. 

Im
 Id

ea
lfa

ll 
ge

ht
 e

s 
al

le
n 

gl
ei

ch
 g

ut
 

un
d 

je
de

r h
at

 d
ie

se
lb

en
 R

es
so

ur
ce

n 
un

d 
M

itt
el

 z
ur

 V
er

fü
gu

ng
. 

D
ur

ch
m

is
ch

un
g 

is
t z

w
ar

 w
ic

ht
ig

, 
gl

ei
ch

w
oh

l s
ol

lte
 d

er
 g

ut
be

za
hl

te
 

M
an

ag
er

 n
ic

ht
 d

av
on

 p
ro

fit
ie

re
n 

so
fe

rn
 

es
 s

ic
h 

um
 e

in
e 

ge
fö

rd
er

te
 

Ü
be

rb
au

un
g 

ha
nd

el
t. 

E
r k

an
n 

si
ch

 
üb

er
al

l n
ie

de
rla

ss
en

 u
nd

 b
ra

uc
ht

 d
ie

 
Fö

rd
er

un
g 

ni
ch

t. 

H
an

de
lt 

es
 s

ic
h 

ab
er

 b
ei

sp
ie

ls
w

ei
se

 
um

 e
in

e 
ge

m
ei

nn
üt

zi
ge

 
G

en
os

se
ns

ch
af

t o
hn

e 
öf

fe
nt

lic
he

 
Fö

rd
er

un
g,

 s
pi

el
t e

s 
ke

in
e 

R
ol

le
, w

er
 

da
rin

 w
oh

nt
. 

G
ru

nd
sä

tz
lic

h 
ne

in
. B

ei
 e

in
er

 
E

rs
tv

er
m

ie
tu

ng
 is

t d
ie

 o
pt

im
al

e 
D

ur
ch

m
is

ch
un

g 
ab

er
 w

ic
ht

ig
. 

Im
 F

al
le

 d
er

 H
ue

be
rg

as
s 

gi
bt

 e
s 

ei
ne

n 
A

us
gl

ei
ch

: V
er

ei
nf

ac
ht

 g
es

ag
t 

un
te

rs
tü

tz
en

 H
au

sh
al

te
 m

it 
zu

 v
ie

l 
V

er
m

ög
en

 s
ol

ch
e 

m
it 

zu
 w

en
ig

 
V

er
m

ög
en

 b
ei

 d
er

 Z
ei

ch
nu

ng
 d

er
 

A
nt

ei
ls

sc
he

in
e.

 

S
ch

w
ie

rig
 s

in
d 

zu
 re

st
rik

tiv
e 

R
ic

ht
lin

ie
n 

w
ie

 b
ei

sp
ie

ls
w

ei
se

 e
in

 M
ie

tz
in

s 
re

la
tiv

 
zu

m
 E

in
ko

m
m

en
, d

a 
di

es
e 

nu
r s

ch
w

er
 

zu
 k

on
tro

llie
re

n 
si

nd
.

G
ut

ve
rd

ie
ne

nd
e 

si
nd

 te
nd

en
zi

el
l 

be
ss

er
 v

er
ne

tz
t u

nd
 in

fo
rm

ie
rt.

 S
ie

 
ha

be
n 

sc
ho

n 
nu

r d
es

w
eg

en
 e

in
en

 
en

ts
ch

ei
de

nd
en

 V
or

te
il.

-
Ja

. P
ro

fit
or

ie
nt

ie
rte

r M
ar

kt
 k

om
bi

ni
er

t 
m

it 
ho

he
r N

ac
hf

ra
ge

 in
 d

en
 

B
al

lu
ng

sr
äu

m
en

 s
or

gt
 fü

r 
P

ar
ar

el
lm

ar
kt

: L
eu

te
 h

ab
en

 k
ei

ne
 L

us
t 

m
eh

r, 
de

n 
P

ro
fit

 D
rit

te
r z

u 
be

za
hl

en
 

un
d 

or
ga

ni
si

er
en

 s
ic

h 
se

lb
er

. 

S
el

bs
to

rg
an

is
ie

rte
r W

oh
nr

au
m

 is
t 

ef
fiz

ie
nt

, l
ei

st
un

gs
fä

hi
g 

un
d 

st
är

kt
 d

ie
 

Zi
vi

lg
es

el
ls

ch
af

t -
 m

it 
st

aa
tli

ch
er

 
U

nt
er

st
üt

zu
ng

. A
lte

rn
at

iv
e:

 J
ed

er
, d

er
 

et
w

as
 m

eh
r v

er
di

en
t w

ird
 d

az
u 

ge
dr

än
gt

, s
ei

n 
E

in
ko

m
m

en
 e

in
em

 
pr

of
ito

rie
nt

ie
rte

n 
In

ve
st

or
 v

ia
 M

ie
tz

in
s 

w
ei

te
rz

ug
eb

en
. 

D
as

s 
pr

of
ito

rie
nt

ie
rte

 In
ve

st
or

en
 

of
tm

al
s 

au
ch

 d
ie

 B
ev

öl
ke

ru
ng

 s
el

be
r 

m
it 

ih
re

n 
P

en
si

on
sk

as
se

ng
el

de
rn

 is
t, 

is
t l

et
zt

lic
h 

ei
n 

H
uh

n 
od

er
 E

i-T
he

m
a.

 

N
ei

n.
 S

ol
ch

e 
H

au
sh

al
te

 k
ön

ne
n 

ei
ne

 
ei

ge
ne

 G
en

os
se

ns
ch

af
t g

rü
nd

en
, 

di
es

e 
m

us
s 

ab
er

 n
ic

ht
 g

em
ei

nn
üt

zi
g 

se
in

.

N
eu

 g
eb

au
te

 G
en

os
se

ns
ch

af
te

n 
si

nd
 

fü
r d

en
 M

itt
el

st
an

d.
 B

ez
üg

lic
h 

M
ie

tp
re

is
ni

ve
au

 k
om

m
en

 s
ie

 im
 5

0%
-

Q
ua

nt
il 

na
ch

 W
üe

st
 u

nd
 P

ar
tn

er
 z

u 
lie

ge
n 

un
d 

ni
ch

t i
m

 3
0%

-Q
ua

nt
il.

 D
ie

s 
ka

nn
 s

ic
h 

zu
 B

eg
in

n 
nu

r d
er

 
M

itt
el

st
an

d 
le

is
te

n.
 

E
nt

sp
re

ch
en

d 
fü

hr
t g

em
ei

nn
üt

zi
ge

r 
W

oh
nu

ng
sb

au
 e

rs
t l

an
gf

ris
tig

 z
u 

m
eh

r 
be

za
hl

ba
re

m
 W

oh
nr

au
m

 fü
r a

lle
.

A4
Lä

ng
er

fri
st

ig
 ö

ko
no

m
is

ch
 b

es
se

r i
st

 d
ie

 
O

bj
ek

th
ilf

e.
 M

an
 b

au
t h

eu
te

 d
en

 
pr

ei
sg

ün
st

ig
en

 W
oh

nr
au

m
 v

on
 

m
or

ge
n.

Im
 F

al
le

 d
er

 S
ub

je
kt

hi
lfe

 v
er

pu
fft

 d
er

 
E

ffe
kt

, s
ob

al
d 

di
e 

Za
hl

un
ge

n 
ei

ng
es

te
llt

 w
er

de
n.

 R
ei

ne
 S

ub
je

kt
hi

lfe
 

is
t d

am
it 

ei
ge

nt
lic

h 
S

pe
ku

la
tio

ns
fö

rd
er

un
g,

 e
s 

w
er

de
n 

te
ur

e 
M

ie
tz

in
se

 s
ub

ve
nt

io
ni

er
t.

S
ub

je
kt

hi
lfe

 is
t S

ym
pt

om
- u

nd
 

O
bj

ek
th

ilf
e 

is
t U

rs
ac

he
nb

ek
äm

pf
un

g.
 

Ö
ko

no
m

is
ch

 b
et

ra
ch

te
t s

ol
lte

n 
w

ir 
so

fo
rt 

zu
r S

ub
je

kt
hi

lfe
 ü

be
rg

eh
en

, 
so

zi
al

ök
on

om
is

ch
 b

et
ra

ch
te

t i
st

 s
ie

 
ab

er
 e

he
r k

rit
is

ch
 z

u 
be

ur
te

ile
n.

 

P
ro

je
kt

sp
ez

ifi
sc

h 
be

tra
ch

te
t b

ie
te

t 
au

ch
 d

ie
 O

bj
ek

th
ilf

e 
vi

el
e 

M
ög

lic
hk

ei
te

n,
 d

a 
vo

n 
B

eg
in

n 
w

eg
 

ei
ne

 in
te

gr
al

e 
E

nt
w

ic
kl

un
g 

vo
n 

Q
ua

rti
er

 u
nd

 S
ta

dt
 v

er
la

ng
t w

er
de

n 
ka

nn
.

D
as

 g
rö

ss
te

 P
ot

en
zi

al
 li

eg
t i

n 
ei

ne
r 

K
om

bi
na

tio
n.

 

E
s 

so
llt

e 
ei

ne
 M

is
ch

fo
rm

 s
ei

n.
 

D
ie

 S
ta

dt
 Z

ür
ic

h 
ha

t m
it 

de
r 

S
ub

je
kt

hi
lfe

 in
 d

er
 V

er
ga

ng
en

he
it 

ve
rs

ch
ie

de
ne

 n
eg

at
iv

e 
E

rfa
hr

un
ge

n 
ge

m
ac

ht
, o

hn
e 

er
gä

nz
en

de
 

S
ub

je
kt

hi
lfe

 is
t d

as
 G

an
ze

 a
be

r n
ic

ht
 

um
se

tz
ba

r. 
A

us
se

rt 
da

s 
A

ng
eb

ot
 is

t 
ve

rg
le

ic
hb

ar
 g

ro
ss

 w
ie

 in
 W

ie
n,

 w
o 

es
 

be
re

its
 g

en
üg

en
d 

ge
m

ei
nn

üt
zi

ge
n 

W
oh

nr
au

m
 g

ib
t. 

O
bj

ek
th

ilf
e 

is
t n

ac
hh

al
tig

, d
er

 
be

za
hl

ba
re

 W
oh

nr
au

m
 is

t a
uc

h 
m

or
ge

n 
no

ch
 d

a 
un

d 
be

kä
m

pf
t d

ie
 

U
rs

ac
he

n 
de

s 
P

ro
bl

em
s.

 

N
ac

ht
ei

l b
ei

 d
er

 S
ub

je
kt

hi
lfe

 is
t, 

da
ss

 
di

e 
M

ar
kt

m
ie

te
n 

ge
ne

re
ll 

un
be

ei
nf

lu
ss

t 
bl

ei
be

n 
un

d 
de

r (
pr

iv
at

e)
 In

ve
st

or
 

di
re

kt
 d

av
on

 p
ro

fit
ie

rt.
 

O
bj

ek
th

ilf
e 

is
t w

es
en

tli
ch

 n
ac

hh
al

tig
er

 
un

d 
eh

rli
ch

er
. E

nt
sc

he
id

en
d 

si
nd

 h
ie

r 
ab

er
, d

as
s 

de
m

 b
et

ro
ffe

ne
n 

W
oh

nb
au

trä
ge

r R
eg

ul
ie

ru
ng

en
 

au
fe

rle
gt

 w
er

de
n.

 A
ns

on
st

en
 la

nd
en

 
G

el
d 

un
d 

R
en

di
te

 b
ei

 d
en

 F
al

sc
he

n.

D
ie

 S
ta

dt
 B

er
n 

be
tre

ib
t e

in
e 

ob
je

kt
ge

bu
nd

e 
S

ub
je

kt
hi

lfe
.

G
ru

nd
sä

tz
lic

h 
so

llt
e 

di
e 

Fö
rd

er
un

g 
vo

r 
al

le
m

 ü
be

r d
ie

 O
bj

ek
th

ilf
e 

er
fo

lg
en

, 
je

do
ch

 g
en

üg
t d

ie
se

 b
ei

 s
oz

ia
l 

sc
hw

ac
he

n 
ni

ch
t. 

H
ie

r b
ra

uc
ht

 e
s 

au
ch

 
S

ub
je

kt
hi

lfe
.

S
ub

je
kt

hi
lfe

 is
t e

in
e 

ku
rz

fri
st

ig
e,

 a
be

r 
ef

fe
kt

iv
e 

U
nt

er
st

üt
zu

ng
 b

ei
 a

ku
te

r 
W

oh
nu

ng
sn

ot
. D

ie
 O

bj
ek

th
ilf

e 
is

t 
lä

ng
er

fri
st

ig
. D

ie
 S

ta
dt

 k
an

n 
m

it 
ih

re
m

 
G

ru
nd

ei
ge

nt
um

 d
ie

se
 H

ilf
e 

la
ng

fri
st

ig
 

si
ch

er
n.

O
bj

ek
th

ilf
e 

is
t e

ig
en

tli
ch

 e
in

e 
S

ub
je

kt
hi

lfe
, d

ie
 a

ns
 O

bj
ek

t g
eb

un
de

n 
is

t m
it 

de
m

 V
or

te
il,

 d
as

s 
ke

in
 G

el
d 

au
s 

de
m

 S
ys

te
m

 fl
ie

ss
t.

Fü
r d

en
 S

ta
at

 is
t O

bj
ek

th
ilf

e 
de

sh
al

b 
in

te
re

ss
an

t, 
w

ei
l d

as
 G

el
d 

gü
ns

tig
 

er
hä

ltl
ic

h 
is

t u
nd

 m
it 

gu
te

r W
irk

un
g 

ei
ng

es
et

zt
 w

er
de

n 
ka

nn
.

S
ub

je
kt

hi
lfe

 is
t s

eh
r g

el
di

nt
en

si
v.

 
E

ig
en

tli
ch

 fl
ie

ss
t G

el
d 

vo
m

 ö
ffe

nt
lic

he
n 

di
re

kt
 in

 d
en

 p
riv

at
en

 S
ek

to
r. 

Ü
be

rte
ue

rte
 M

ie
tz

in
se

 w
er

de
n 

so
 

su
bv

en
tio

ni
er

t. 
D

ie
s 

is
t e

in
 

in
te

re
ss

an
te

s 
G

es
ch

äf
ts

m
od

el
l f

ür
 

ge
w

is
se

 K
re

is
e.

 In
 D

eu
ts

ch
la

nd
 k

os
te

t 
be

is
pi

el
sw

ei
se

 (p
riv

at
 e

rs
te

llt
er

) 
W

oh
nr

au
m

 fü
r d

ie
 S

oz
ia

lh
ilf

e 
im

m
er

 s
o 

vi
el

, w
ie

 d
er

 S
ta

at
 m

ax
im

al
 d

af
ür

 
au

sz
ug

eb
en

 b
er

ei
t i

st
. D

ie
 F

ra
ge

 is
t, 

ob
 s

ic
h 

di
es

 d
ie

 ö
ffe

nt
lic

he
 H

an
d 

le
is

te
n 

ka
nn

.

O
bj

ek
th

ilf
e 

is
t n

ac
hh

al
tig

, S
ub

je
kt

hi
lfe

 
ni

ch
t.

O
bj

ek
th

ilf
e 

fü
hr

t l
an

gf
ris

tig
 z

u 
ei

ne
m

 
gü

ns
tig

er
en

 A
ng

eb
ot

, S
ub

je
kt

hi
lfe

 
ku

rz
fri

st
ig

 z
u 

ei
ne

r h
öh

er
en

 s
oz

ia
le

n 
D

ur
ch

m
is

ch
un

g.
 

E
nt

sc
he

id
en

d 
is

t, 
w

el
ch

e 
B

ed
in

gu
ng

en
 m

it 
de

r O
bj

ek
th

ilf
e 

ve
rk

nü
pf

t w
er

de
n.

 B
ei

sp
ie

ls
w

ei
se

 
m

ac
ht

 e
rs

t d
ie

 K
os

te
nm

ie
te

 d
ie

 
O

bj
ek

th
ilf

e 
si

nn
vo

ll.
 D

ie
s 

is
t e

in
e 

Fr
ag

e 
de

r G
er

ec
ht

ig
ke

it.
 

A5
D

ie
 ö

ffe
nt

lic
he

 H
an

d 
so

llt
e 

ge
ne

re
ll 

do
rt 

W
oh

nu
ng

en
 S

ub
ve

nt
io

ni
er

en
, w

o 
di

e 
K

os
te

nm
ie

te
 v

er
la

ng
t w

ird
, a

ls
o 

vo
r 

al
le

m
 in

 g
em

ei
nn

üt
zi

ge
n 

G
en

os
se

ns
ch

af
te

n.
 D

ie
 S

ch
w

ie
rig

ke
it 

hi
er

 is
t v

or
 a

lle
m

 d
as

 b
eg

re
nz

te
 

A
ng

eb
ot

. 

si
eh

e 
A

4.
D

ie
se

 is
t d

er
 S

ta
dt

 Z
ür

ic
h 

be
re

its
 w

ei
t 

ve
rb

re
ite

t. 
Zi

el
 is

t e
s,

 in
 d

en
 

st
äd

tis
ch

en
 W

oh
nu

ng
en

 e
in

en
 D

rit
te

l 
su

bv
en

tio
ni

er
te

 W
oh

nu
ng

en
 a

nb
ie

te
n 

zu
 k

ön
ne

n.
 

H
ie

r n
im

m
t d

ie
 S

ta
dt

 a
uc

h 
E

in
flu

ss
 a

uf
 

di
e 

G
en

os
se

ns
ch

af
te

n.
 Z

ie
l i

st
 a

uc
h 

do
rt 

su
bv

en
tio

ni
er

te
 W

oh
nu

ng
en

 
an

zu
bi

et
en

. 

D
ie

s 
w

är
e 

di
e 

op
tim

al
e 

Lö
su

ng
.

S
ie

he
 A

4.
E

s 
is

t e
in

 b
es

ch
w

er
lic

he
r, 

ab
er

 
ei

ge
nt

lic
h 

ei
n 

si
nn

vo
lle

r A
ns

at
z.

D
ie

 k
om

bi
ni

er
te

 O
bj

ek
t- 

un
d 

S
ub

je
kt

hi
lfe

 is
t b

ei
 d

en
 

W
oh

nb
au

trä
ge

rn
 n

ic
ht

 s
o 

be
lie

bt
, w

ei
l 

si
e 

ar
be

its
in

te
ns

iv
 u

nd
 re

la
tiv

 s
ta

rr 
is

t. 

E
in

 w
ei

te
re

s 
P

ro
bl

em
 is

t d
ie

 
be

sc
hr

än
kt

e 
V

er
fü

gb
ar

ke
it 

so
lc

he
n 

W
oh

nr
au

m
es

. 

A
kt

ue
ll 

w
er

de
n 

A
ns

ät
ze

 g
es

uc
ht

, w
ie

 
da

s 
M

od
el

l a
ttr

ak
tiv

er
 u

nd
 w

en
ig

er
 

st
ar

r g
em

ac
ht

 w
er

de
n 

ka
nn

. 
P

ro
bl

em
at

is
ch

 is
t, 

da
ss

 k
le

in
e 

W
oh

nb
au

trä
ge

r m
it 

be
sc

hr
än

kt
em

 
P

or
tfo

lio
 M

ie
te

rn
 in

 
Ü

be
rg

an
gs

ka
te

go
rie

n 
ke

in
e 

A
lte

rn
at

iv
en

 a
nb

ie
te

n 
kö

nn
en

. 

Is
t z

u 
ko

m
pl

iz
ie

rt 
un

d 
ha

t b
ei

 d
er

 
he

ut
ig

en
 T

ie
fz

in
sl

ag
e 

nu
r e

in
e 

se
hr

 
ge

rin
ge

 W
irk

un
g.

 A
dm

in
is

tra
tiv

 e
in

 
gr

os
se

r A
uf

w
an

d.
 

A
uf

w
an

d 
un

d 
E

rtr
ag

 s
te

he
n 

in
 k

ei
ne

m
 

V
er

hä
ltn

is
.

(2/6)



82Anhang

In
te

rv
ie

w
pa

rtn
er

 
Nr

. 1
In

te
rv

ie
w

pa
rtn

er
Nr

. 2
In

te
rv

ie
w

pa
rtn

er
 

Nr
. 3

In
te

rv
ie

w
pa

rtn
er

 
Nr

. 4
In

te
rv

ie
w

pa
rtn

er
 

Nr
. 5

In
te

rv
ie

w
pa

rtn
er

 
Nr

. 6
In

te
rv

ie
w

pa
rtn

er
 

Nr
. 7

A6
M

it 
de

r m
in

im
al

en
 B

ed
in

gu
ng

 d
er

 
G

em
ei

nn
üt

zi
gk

ei
t (

fü
r F

ör
de

rb
ei

trä
ge

 
au

f B
un

de
se

be
ne

 V
or

au
ss

et
zu

ng
) i

st
 

be
re

its
 v

ie
l e

rre
ic

ht
. W

ei
te

re
 

B
ed

in
gu

ng
en

 k
ön

ne
n 

si
tu

at
io

ns
be

zo
ge

n 
S

in
n 

m
ac

he
n.

 

V
on

 fö
rd

er
nd

er
 S

ei
te

 s
ol

lte
 w

en
n 

im
m

er
 m

ög
lic

h 
ab

er
 e

in
e 

in
te

gr
al

e 
D

en
kw

ei
se

 d
es

 W
oh

nb
au

trä
ge

rs
 

si
ch

er
ge

st
el

lt 
w

er
de

n.
 K

on
kr

et
: L

an
d 

ni
ch

t d
em

 ö
ko

no
m

is
ch

 s
on

de
rn

 d
em

 
in

te
gr

al
 M

ei
st

bi
et

en
de

n 
ve

rk
au

fe
n.

 

Ü
be

r d
ie

 k
on

kr
et

e 
V

er
ga

be
 s

ol
lte

 a
be

r 
de

r W
oh

nb
au

trä
ge

r e
nt

sc
he

id
en

 
dü

rfe
n,

 d
a 

er
 n

äh
er

 a
n 

de
n 

M
en

sc
he

n 
is

t. 

D
ie

 D
iv

er
si

tä
t i

nn
er

ha
lb

 d
er

 
ge

m
ei

nn
üt

zi
ge

n 
W

oh
nb

au
trä

ge
r i

st
 

ho
ch

, e
nt

sp
re

ch
en

d 
vi

el
fä

lti
g 

si
nd

 Z
ie

le
 

un
d 

A
ns

pr
üc

he
. 

S
ob

al
d 

G
el

d 
vo

n 
de

r Ö
ffe

nt
lic

he
n 

H
an

d 
zu

r V
er

fü
gu

ng
 g

es
te

llt
 w

ird
, 

m
us

s 
au

ch
 fü

r d
ie

 Ö
ffe

nt
lic

hk
ei

t e
in

en
 

M
eh

rw
er

t g
en

er
ie

rt 
w

er
de

n.
 

E
in

en
 T

ei
l d

er
 g

ef
ör

de
rte

n 
W

oh
nu

ng
en

 s
ol

lte
 z

w
in

ge
nd

 
M

en
sc

he
n 

zu
r V

er
fü

gu
ng

 s
te

he
n,

 d
ie

 
au

f d
em

 fr
ei

en
 W

oh
nu

ng
sm

ar
kt

 n
ic

ht
s 

fin
de

n 
w

ür
de

n.
 D

ie
s 

st
är

kt
 d

ie
 s

oz
ia

le
 

V
ie

lfa
lt.

K
on

kr
et

: S
ic

he
rs

te
llu

ng
 e

in
er

 
tra

gb
ar

en
 M

ie
te

. E
in

ko
m

m
en

s-
 

V
er

m
ög

en
s 

un
d 

B
el

eg
un

gs
vo

rg
ab

en
.

E
rg

än
ze

nd
e 

A
ng

eb
ot

e 
zu

m
 re

in
en

 
W

oh
nr

au
m

 in
 F

or
m

 v
on

 fl
ex

ib
el

 
nu

tz
ba

re
n 

R
äu

m
en

 s
ic

he
rs

te
lle

n.

E
s 

so
llt

en
 m

eh
r B

ed
in

gu
ng

en
 a

ls
 d

ie
 

re
in

e 
G

em
ei

nn
üt

zi
gk

ei
t a

uf
er

le
gt

 
w

er
de

n.
 D

ie
 S

ta
dt

 Z
ür

ic
h 

ge
ht

 h
ie

r 
be

re
its

 w
ei

te
r. 

B
ei

sp
ie

ls
w

ei
se

 e
in

e 
W

oh
ns

itz
pf

lic
ht

 (b
er

ei
ts

 in
 d

er
 S

ta
dt

 
le

be
nd

 v
or

. B
ez

ug
) o

de
r 

B
el

eg
un

gs
vo

rg
ab

en
. 

B
el

eg
un

gs
vo

rg
ab

en
 s

in
d 

be
i k

le
in

er
en

 
G

en
os

se
ns

ch
af

te
n 

je
do

ch
 

pr
ob

le
m

at
is

ch
, d

a 
fü

r M
ie

te
r m

it 
ve

rä
nd

er
te

n 
Le

be
ns

um
st

än
de

n 
ke

in
 

E
rs

at
z 

an
ge

bo
te

n 
w

er
de

n 
ka

nn
.

E
in

ko
m

m
en

sv
or

ga
be

n 
st

os
se

n 
be

i 
G

en
os

se
ns

ch
af

te
n 

au
f w

en
ig

 
V

er
st

än
dn

is
. D

ie
s 

be
tri

fft
 a

uc
h 

an
de

re
 

Fo
rd

er
un

ge
n,

 d
ie

 d
ie

 ö
ffe

nt
lic

he
 H

an
d 

ei
nb

rin
gt

. M
an

 m
us

s 
hi

er
 a

uc
h 

au
fp

as
se

n,
 d

as
s 

da
s 

G
an

ze
 fü

r 
G

en
os

se
ns

ch
af

te
n 

ni
ch

t u
na

ttr
ak

tiv
 

w
ird

. 

W
en

n 
m

an
 g

le
ic

hz
ei

tig
 a

be
r d

ie
 

Fö
rd

er
be

itr
äg

e 
ni

ch
t a

n 
B

ed
in

gu
ng

en
 

kn
üp

ft,
 is

t d
ie

s 
(d

em
 S

te
ue

rz
ah

le
r 

ge
ge

nü
be

r) 
sc

hw
ie

rig
 z

u 
be

gr
ün

de
n.

A
uf

la
ge

n 
in

 e
in

em
 "

ge
su

nd
en

" 
U

m
fa

ng
 s

in
d 

le
gi

tim
. 

P
ro

bl
em

: p
ol

iti
sc

he
 F

or
de

ru
ng

en
 

rü
ck

en
 z

u 
st

ar
k 

in
 d

en
 V

or
de

rg
ru

nd
, 

be
is

pi
el

sw
ei

se
 ö

ko
lo

gi
sc

he
 A

uf
la

ge
n.

 
D

ur
ch

 te
nd

en
zi

el
l p

la
ka

tiv
e 

Fo
rd

er
un

ge
n 

de
r P

ol
iti

ke
r w

ird
 d

as
 Z

ie
l 

ve
rfe

hl
t. 

E
in

 L
ös

un
gs

an
sa

tz
 w

är
e 

ei
ne

 s
el

bs
t 

au
fe

rle
gt

e 
R

eg
ul

ie
ru

ng
 d

ur
ch

 d
en

 
D

ac
hv

er
ba

nd
. 

D
ie

 S
ta

dt
 B

er
n 

st
eu

er
t v

or
 a

lle
m

 ü
be

r 
di

e 
A

us
sc

hr
ei

bu
ng

 s
tä

dt
is

ch
er

 
G

ru
nd

st
üc

ke
, w

el
ch

e 
A

rte
n 

vo
n 

P
ro

je
kt

en
 u

nd
 W

oh
nr

au
m

 re
al

is
ie

rt 
w

ird
. 

G
ib

t s
ie

 L
an

d 
im

 B
au

re
ch

t a
b,

 w
er

de
n 

au
ch

 A
uf

la
ge

n 
zu

 d
en

 
A

nf
an

gs
m

ie
tz

in
se

n 
ge

m
ac

ht
. 

D
er

 E
in

flu
ss

 a
uf

 d
ie

 M
ie

te
rw

ah
l i

st
 

be
sc

hr
än

kt
 u

nd
 k

an
n 

nu
r s

eh
r b

ed
in

gt
 

ko
nt

ro
llie

rt 
w

er
de

n.
 

D
ie

 S
ic

he
rs

te
llu

ng
 e

in
er

 
an

ge
m

es
se

ne
n 

D
ur

ch
m

is
ch

un
g 

is
t 

A
uf

ga
be

 d
er

 ö
ffe

nt
lic

he
n 

H
an

d 
in

 F
or

m
 

vo
n 

P
ol

iti
k 

un
d 

Fa
ch

st
el

le
n.

 B
ei

 d
er

en
 

U
m

se
tz

un
g 

bz
w

. E
rre

ic
hu

ng
 m

us
s 

au
f 

di
e 

W
oh

nb
au

trä
ge

r v
er

tra
ut

 w
er

de
n.

D
ie

s 
lie

gt
 v

or
 a

lle
m

 in
 d

er
 

S
el

bs
tv

er
an

tw
or

tu
ng

 d
er

 
W

oh
nb

au
trä

ge
r, 

ih
re

 G
em

ei
nn

üt
zi

gk
ei

t 
au

ch
 k

on
se

qu
en

t u
m

zu
se

tz
en

.

V
ie

le
 W

oh
nb

au
trä

ge
r h

ab
en

 e
ig

en
e 

R
eg

ul
at

or
ie

n 
w

ie
 z

.B
. d

ie
 V

er
pf

lic
ht

un
g 

zu
r K

os
te

nm
ie

te
. 

D
ie

 ö
ffe

nt
lic

he
 H

an
d 

so
llt

e 
hi

er
 n

ic
ht

 
di

re
kt

 d
ur

ch
gr

ei
fe

n,
 v

or
st

el
lb

ar
 s

in
d 

ab
er

 e
in

ig
e 

ei
nz

uh
al

te
nd

e 
G

ru
nd

re
ge

ln
 w

ie
 b

ei
sp

ie
ls

w
ei

se
 

B
el

eg
un

gs
vo

rs
ch

rif
te

n.

U
nt

er
 d

em
 S

tri
ch

 is
t e

s 
ei

ne
 M

is
ch

un
g.

 

W
ird

 b
ei

sp
ie

ls
w

ei
se

 W
oh

nr
au

m
 d

ur
ch

 
di

e 
öf

fe
nt

lic
he

 H
an

d 
ge

fö
rd

er
t u

nd
 

w
er

de
n 

ko
nk

re
te

 
B

el
eg

un
gs

vo
rs

ch
rif

te
n 

ei
ng

eh
al

te
n,

 
kö

nn
te

 e
s 

ei
n 

A
ns

at
z 

se
in

, d
af

ür
 a

uf
 

E
in

ko
m

m
en

sv
or

sc
hr

ift
en

 z
u 

ve
rz

ic
ht

en
. 

G
rö

ss
te

 H
er

au
sf

or
de

ru
ng

 b
ei

 d
er

 
B

el
eg

un
gs

th
em

at
ik

 is
t d

ie
 M

ob
ilit

ät
 

bz
w

. d
ie

 F
ra

ge
 n

ac
h 

A
lte

rn
at

iv
en

 b
ei

 
ve

rä
nd

er
te

n 
Le

be
ns

um
st

än
de

n.
 

H
ie

r b
ra

uc
ht

 e
s 

m
eh

r Z
us

am
m

en
ar

be
it,

 
en

ts
pr

ec
he

nd
e 

A
ns

tre
ng

un
ge

n 
la

uf
en

. 
N

oc
h 

gi
bt

 e
s 

be
i v

ie
le

n 
G

en
os

se
ns

ch
af

te
n 

ab
er

 e
in

e 
A

rt 
Fa

m
ilie

nd
en

ke
n.

W
en

n 
de

r S
ta

at
 e

tw
as

 fö
rd

er
t, 

ha
t e

r 
da

s 
R

ec
ht

 B
ed

in
gu

ng
en

 z
u 

se
tz

en
. 

A
uf

la
ge

n 
br

au
ch

t e
s 

be
i d

en
je

ni
ge

n 
Th

em
en

, a
n 

de
ne

n 
da

s 
m

ei
st

e 
G

el
d 

w
ie

de
r z

ur
üc

kg
eh

ol
t w

er
de

n 
ka

nn
, 

be
is

pi
el

sw
ei

se
 B

el
eg

un
g,

 
N

ac
hh

al
tig

ke
its

st
an

da
rd

s 
un

d 
K

os
te

nm
ie

te
.

E
in

e 
gr

iff
ig

e 
D

ef
in

iti
on

 fü
r d

ie
 

K
os

te
nm

ie
te

 is
t s

ch
w

ie
rig

, g
eg

en
w

är
tig

 
la

uf
en

 e
nt

sp
re

ch
en

de
 B

es
tre

bu
ng

en
 

zw
is

ch
en

 V
er

ba
nd

 u
nd

 B
un

de
sa

m
t f

ür
 

W
oh

nu
ng

sw
es

en
.

A7
E

in
 M

ix
 u

m
 e

in
e 

an
ge

m
es

se
ne

 
D

ur
ch

m
is

ch
un

g 
zu

 e
rre

ic
he

n.
 

E
in

e 
to

ta
le

 D
ur

ch
m

is
ch

un
g 

is
t a

be
r 

au
ch

 n
ic

ht
 id

ea
l, 

da
 m

an
 s

ic
h 

st
är

ke
r 

m
it 

äh
nl

ic
he

n 
P

ar
te

ie
n 

ve
rb

un
de

n 
fü

hl
t. 

D
es

ha
lb

 is
t v

or
 a

lle
m

 e
in

e 
gu

te
 

D
ur

ch
m

is
ch

un
g 

üb
er

 d
as

 Q
ua

rti
er

 
hi

nw
eg

 w
ic

ht
ig

 (Q
ua

rti
er

e 
m

it 
au

ss
ch

lie
ss

lic
h 

W
oh

lh
ab

en
de

n 
M

en
sc

he
n 

si
nd

 a
uc

h 
G

he
tto

s)
.

W
ic

ht
ig

 s
in

d 
P

ar
te

ie
n,

 d
ie

 
B

ez
ie

hu
ng

en
 z

u 
an

de
re

n 
K

la
ss

en
 

ha
be

n.

B
ez

üg
lic

h 
E

in
ko

m
m

en
 u

nd
 V

er
m

ög
en

 
so

llt
e 

re
st

rik
tiv

 g
eh

an
de

lt 
w

er
de

n.
 

M
en

sc
he

n,
 d

ie
 in

 d
er

 L
ag

e 
si

nd
, a

uf
 

de
m

 n
ic

ht
 g

ef
ör

de
rte

n 
W

oh
nu

ng
sm

ar
kt

 
et

w
as

 z
u 

fin
de

n,
 s

ol
lte

n 
di

es
 a

uc
h 

do
rt 

tu
n.

 

O
de

r: 
M

en
sc

he
n 

m
it 

hö
he

re
m

 
E

in
ko

m
m

en
 s

tü
tz

en
 s

ol
ch

e 
m

it 
tie

fe
m

 
E

in
ko

m
m

en
 b

zw
. s

in
d 

be
re

it,
 e

tw
as

 
zu

rü
ck

zu
ge

be
n.

 In
 e

in
em

 s
ol

ch
en

 F
al

l 
si

nd
 A

us
na

hm
en

 d
en

kb
ar

. W
ird

 d
ie

 
H

ilf
e 

zu
r S

el
bs

th
ilf

e 
ge

st
är

kt
, h

ab
en

 
al

le
 e

tw
as

 d
av

on
. 

A
n 

O
rte

n 
w

ie
 d

en
 S

tä
dt

en
, w

o 
be

za
hl

ba
re

r W
oh

nr
au

m
 k

na
pp

 is
t, 

m
ac

ht
 e

s 
ke

in
en

 S
in

n,
 H

oc
hl

oh
nb

er
uf

e 
in

 d
er

 V
er

ga
be

 z
u 

be
rü

ck
si

ch
tig

en
. G

ilt
 

au
ch

, w
en

n 
di

es
e 

"n
ur

" 
Te

ilz
ei

t 
ar

be
ite

n 
un

d 
da

du
rc

h 
vo

m
 E

in
ko

m
m

en
 

he
r f

ür
 d

en
 W

oh
nr

au
m

 in
fra

ge
 k

äm
en

.

Je
 k

na
pp

er
 d

er
 W

oh
nr

au
m

, d
es

to
 

w
en

ig
er

 H
oc

hl
oh

nb
er

uf
e 

so
llt

en
 

be
rü

ck
si

ch
tig

t w
er

de
n.

Im
 lä

nd
lic

he
n 

G
eb

ie
t d

ür
fte

 d
ie

s 
ab

er
 

ka
um

 e
in

e 
R

ol
le

 s
pi

el
en

.

E
in

e 
W

oh
nb

au
ge

no
ss

en
sc

ha
ft 

is
t 

ni
ch

t f
ür

 ti
ef

e 
E

in
ko

m
m

en
, s

on
de

rn
 fü

r 
de

n 
M

itt
el

st
an

d 
ge

m
ac

ht
.

D
ie

 B
ild

un
g 

vo
n 

G
he

tto
s 

du
rc

h 
V

er
bi

nd
un

g 
vo

n 
M

en
sc

he
n,

 d
ie

 w
en

ig
 

od
er

 k
ei

n 
E

in
ko

m
m

en
 h

ab
en

, s
ol

lte
 

ve
rm

ie
de

n 
w

er
de

n.

Zi
el

 m
us

s 
di

e 
D

ur
ch

m
is

ch
un

g 
vo

n 
tie

fe
n,

 m
itt

le
re

n 
un

d 
le

ic
ht

 h
öh

er
en

 
E

in
ko

m
m

en
 s

ei
n

W
en

n 
m

an
 d

as
 g

em
ei

nn
üt

zi
ge

 
K

on
ze

pt
 u

nd
 g

ut
 m

it 
de

r G
em

ei
ns

ch
af

t 
um

se
tz

t, 
sp

ric
ht

 m
an

 a
ut

om
at

is
ch

 d
ie

 
"r

ic
ht

ig
en

" 
P

er
so

ne
n 

an
 (z

.B
. 

B
er

ei
ts

ch
af

t z
u 

Fr
ei

w
illi

ge
n-

 u
nd

 
V

or
st

an
ds

ar
be

it)
 

D
iff

er
en

zi
er

te
 B

et
ra

ch
tu

ng
: B

ei
 

gr
os

se
n,

 g
ut

 s
te

ue
rb

ar
en

 A
re

al
en

 im
 

E
ig

en
tu

m
 d

er
 S

ta
dt

 b
ra

uc
ht

 e
s 

ei
ne

 
fa

ire
 D

ur
ch

m
is

ch
un

g.
 

B
ei

sp
ie

l V
ie

re
rfe

ld
: D

ie
 V

er
w

al
tu

ng
 

w
ol

lte
 e

in
en

 D
rit

te
l g

em
ei

nn
üt

zi
ge

n 
W

oh
nu

ng
sb

au
, d

ie
 P

ol
iti

k 
di

e 
H

äl
fte

. 
A

uc
h 

w
ird

 a
uf

 d
em

 A
re

al
 k

ei
n 

S
to

ck
w

er
ke

ig
en

tu
m

 m
ög

lic
h 

se
in

. D
ie

s 
is

t k
rit

is
ch

 z
u 

be
ur

te
ile

n.
 Z

u 
ei

ne
r 

gu
te

n 
D

ur
ch

m
is

ch
un

g 
ge

hö
rt 

au
ch

 
S

to
ck

w
er

ke
ig

en
tu

m
. 

G
en

er
el

l s
ol

lte
n 

so
lc

he
 E

nt
w

ic
kl

un
ge

n 
ni

ch
t P

riv
at

en
 ü

be
rla

ss
en

 w
er

de
n,

 d
a 

so
 k

ei
ne

 a
us

re
ic

he
nd

e 
D

ur
ch

m
is

ch
un

g 
en

ts
te

ht
 u

nd
 s

ic
h 

di
e 

P
re

is
e 

au
ss

ch
lie

ss
lic

h 
am

 M
ar

kt
 o

rie
nt

ie
re

n 
w

ür
de

n.
 

Im
 S

in
ne

 d
er

 R
es

ilie
nz

  i
st

 d
as

 a
bs

ol
ut

 
w

ic
ht

ig
st

e 
ei

ne
 d

ur
ch

m
is

ch
te

 
B

ew
oh

ne
rs

ch
af

t. 
Zu

 k
ei

ne
m

 Z
ei

tp
un

kt
 

da
rf 

ei
ne

 Ü
be

rb
au

un
g 

nu
r v

on
 e

in
er

 
M

en
sc

he
ng

ru
pp

e 
be

le
gt

 w
er

de
n.

D
as

 W
oh

nu
ng

sa
ng

eb
ot

 m
us

s 
de

m
en

ts
pr

ec
he

nd
 g

em
is

ch
t a

be
r n

ic
ht

 
zu

 b
un

t s
ei

n.
 A

lle
 B

ed
ür

fn
is

se
 k

ön
ne

n 
un

d 
m

üs
se

n 
w

ie
de

ru
m

 a
uc

h 
ni

ch
t 

be
fri

ed
ig

t w
er

de
n.

 

E
in

 h
oh

er
 D

ur
ch

m
is

ch
un

gs
gr

ad
 h

at
 

te
nd

en
zi

el
l e

in
 ti

ef
er

es
 

K
on

fli
kt

po
te

nz
ia

l. 
Im

 M
om

en
t i

st
 d

ie
s 

m
ög

lic
he

rw
ei

se
 a

ns
tre

ng
en

de
r, 

so
rg

t 
lä

ng
er

fri
st

ig
 a

be
r f

ür
 m

eh
r S

ta
bi

lit
ät

.

E
s 

is
t i

m
 In

te
re

ss
e 

de
r 

G
en

os
se

ns
ch

af
t, 

da
ss

 a
uc

h 
B

es
se

rv
er

di
en

en
de

 s
ic

h 
an

si
ed

el
n 

im
 

S
in

ne
 d

er
 D

ur
ch

m
is

ch
un

g.
 

S
ol

id
ar

itä
ts

be
itr

äg
e 

kö
nn

en
 h

ie
r 

eb
en

fa
lls

 s
in

nv
ol

l s
ei

n.

S
ie

he
 a

uc
h 

A
3

(3/6)



83Anhang

In
te

rv
ie

w
pa

rtn
er

 
Nr

. 1
In

te
rv

ie
w

pa
rtn

er
Nr

. 2
In

te
rv

ie
w

pa
rtn

er
 

Nr
. 3

In
te

rv
ie

w
pa

rtn
er

 
Nr

. 4
In

te
rv

ie
w

pa
rtn

er
 

Nr
. 5

In
te

rv
ie

w
pa

rtn
er

 
Nr

. 6
In

te
rv

ie
w

pa
rtn

er
 

Nr
. 7

A8
G

ru
nd

sä
tz

lic
h:

 B
au

trä
ge

r h
ab

en
 

V
er

an
tw

or
tu

ng
 fü

r d
as

 Q
ua

rti
er

, d
a 

ei
n 

N
eu

ba
u 

gr
os

se
 A

us
w

irk
un

ge
n 

da
ra

uf
 

ha
t. 

P
ro

je
kt

en
tw

ic
kl

un
g 

is
t a

uc
h 

S
ta

dt
- 

un
d 

Q
ua

rti
er

en
tw

ic
kl

un
g.

 G
en

er
el

l 
so

llt
e 

di
e 

so
zi

al
rä

um
lic

he
 P

er
sp

ek
tiv

e 
ve

rs
tä

rk
t b

et
ra

ch
te

t w
er

de
n.

 

D
ie

 B
eg

le
itu

ng
 s

ol
lte

 d
ur

ch
 e

in
 

in
te

rd
is

zi
pl

in
är

es
 T

ea
m

 b
es

te
he

nd
 a

us
 

E
xp

er
te

n 
(im

 g
em

ei
nn

üt
zi

ge
n 

W
oh

nu
ng

sb
au

), 
Q

ua
rti

er
ar

be
it 

&
 -

ko
m

m
is

si
on

en
, s

ow
ie

 d
ie

 S
ta

dt
. 

G
en

er
el

l i
st

 d
er

 E
in

be
zu

g 
de

r v
ie

lfä
lti

g 
vo

rh
an

de
ne

n 
In

te
re

ss
en

 in
 e

in
em

 
so

lc
he

n 
P

ro
je

kt
 w

ic
ht

ig
, d

a 
so

 e
in

e 
ge

w
is

se
 V

er
bi

nd
lic

hk
ei

t u
nd

 
Le

gi
tim

at
io

n/
M

ul
tip

lik
at

io
n 

ge
sc

ha
ffe

n 
w

er
de

n 
ka

nn
. 

K
on

kr
et

: D
ie

 je
w

ei
lig

e 
G

em
ei

nd
e 

/ 
S

ta
dt

 m
it 

ih
re

n 
Fa

ch
st

el
le

n 
im

 s
oz

ia
le

n 
B

er
ei

ch
 s

ow
ie

 d
as

 Q
ua

rti
er

- u
nd

 
G

em
ei

nw
es

en
. 

D
er

 E
in

be
zu

g 
un

te
rs

ch
ie

dl
ic

he
r 

S
ic

ht
w

ei
se

n 
un

d 
B

ed
ür

fn
is

se
 is

t 
w

ic
ht

ig
. A

n 
de

r F
es

tle
gu

ng
 d

er
 

K
rit

er
ie

n 
fü

r d
ie

 V
er

ga
be

 s
ol

lte
 e

in
 

m
ög

lic
hs

t b
re

itg
ef

äc
he

rte
r K

re
is

 
m

itw
irk

en
. 

Ü
be

r d
ie

 k
on

kr
et

e 
V

er
ga

be
 d

er
 

W
oh

nu
ng

en
 e

nt
sc

he
id

et
 d

er
 

W
oh

nb
au

trä
ge

r a
lle

in
e 

an
ha

nd
 d

ie
se

r 
K

rit
er

ie
n.

G
ru

nd
sä

tz
lic

h 
so

llt
e 

di
e 

du
rc

hs
ch

ni
ttl

ic
he

 G
en

os
se

ns
ch

af
t i

n 
de

r L
ag

e 
se

in
, d

ie
se

n 
P

ro
ze

ss
 s

el
be

r 
zu

 v
er

an
tw

or
te

n.
 E

in
e 

di
re

kt
e 

M
its

pr
ac

he
 d

er
 ö

ffe
nt

lic
he

n 
H

an
d 

is
t 

hi
er

 e
he

r k
rit

is
ch

 z
u 

be
ur

te
ile

n.

W
ic

ht
ig

 is
t e

in
e 

fa
ire

 G
ru

nd
id

ee
 b

zw
. 

ei
n 

gu
te

s 
V

er
m

ie
tu

ng
sr

eg
le

m
en

t. 
O

b 
m

it 
de

m
 "

fin
de

n"
 d

es
 "

be
st

en
" 

B
ew

er
be

rs
, w

ie
 e

s 
vi

el
e 

G
en

os
se

ns
ch

af
te

n 
du

rc
h 

Tr
ia

ge
, 

so
rti

er
en

 &
 d

gl
. t

un
, d

as
 Z

ie
l e

rre
ic

ht
 

w
ird

, i
st

 fr
ag

lic
h.

 

E
nt

sc
he

id
en

d 
is

t e
in

 tr
an

sp
ar

en
te

r u
nd

 
na

ch
vo

llz
ie

hb
ar

er
 V

er
ga

be
pr

oz
es

s.
 

U
m

 p
ot

en
zi

el
le

r V
et

te
rn

w
irt

sc
ha

ft 
en

tg
eg

en
zu

w
irk

en
, h

at
 d

ie
 S

ta
dt

 
Zü

ric
h 

be
i d

en
 e

ig
en

en
 W

oh
nu

ng
en

 
ei

n 
w

es
en

tli
ch

es
 E

le
m

en
t e

in
ge

ba
ut

: 
D

ie
 P

ar
te

ie
n,

 d
ie

 n
ac

h 
E

in
ga

ng
 d

er
 

B
ew

er
bu

ng
 a

n 
di

e 
B

es
ic

ht
ig

un
g 

ei
ng

el
ad

en
 w

er
de

n,
 w

er
de

n 
pe

r 
Zu

fa
lls

ge
ne

ra
to

r a
us

ge
w

äh
lt.

 D
ie

 
S

ub
je

kt
iv

e 
G

ew
ic

ht
un

g 
de

r D
os

si
er

s 
er

fo
lg

t e
rs

t a
ns

ch
lie

ss
en

d.

W
en

n 
da

s 
Zi

el
 e

in
e 

br
ei

te
 A

kz
ep

ta
nz

 
is

t, 
m

us
s 

m
an

 d
ie

 re
le

va
nt

en
 

O
rg

an
is

at
io

ne
n 

(S
ta

dt
, Q

ua
rti

er
, 

E
xp

er
te

n,
 …

) e
in

be
zi

eh
en

.

Je
 m

eh
r K

rit
er

ie
n 

/ P
ar

am
et

er
 a

uf
er

le
gt

 
w

er
de

n,
 d

es
to

 k
le

in
er

 w
ird

 d
ie

 C
ha

nc
e,

 
al

le
 W

oh
nu

ng
en

 v
er

m
ie

te
n 

zu
 k

ön
ne

n.
 

P
ar

tiz
ip

at
io

n 
is

t n
ur

 d
or

t m
ög

lic
h,

 w
o 

de
r w

irt
sc

ha
ftl

ic
he

 E
rfo

lg
 g

ar
an

tie
rt 

is
t. 

D
er

 W
oh

nb
au

trä
ge

r e
rh

äl
t i

n 
Fo

rm
 d

es
 

B
au

re
ch

ts
ve

rtr
ag

es
 b

er
ei

ts
 

ve
rs

ch
ie

de
nt

lic
he

 A
uf

la
ge

n 
vo

n 
de

r 
S

ta
dt

. D
am

it 
üb

er
ni

m
m

t e
r a

uc
h 

V
er

an
tw

or
tu

ng
, d

ie
 e

r w
ar

ne
hm

en
 s

ol
l. 

D
ie

s 
be

tri
fft

 a
uc

h 
di

e 
E

rs
t- 

un
d 

W
ie

de
rv

er
m

ie
tu

ng
.

D
ie

 F
ra

ge
 n

ac
h 

de
m

 "
ric

ht
ig

en
" 

M
ie

te
rm

ix
 is

t e
in

e 
m

en
sc

hl
ic

he
 F

ra
ge

 
un

d 
so

m
it 

dy
na

m
is

ch
. 

N
oc

h 
w

ic
ht

ig
er

 is
t e

in
 

V
er

m
ie

tu
ng

sr
eg

le
m

en
t m

it 
ve

rb
in

dl
ic

he
n 

Zi
el

se
tz

un
ge

n,
 u

m
 d

ie
 

da
ra

uf
 a

uf
ba

ue
nd

e 
A

rb
ei

t m
es

sb
ar

 z
u 

m
ac

he
n.

D
ie

 k
on

kr
et

e 
U

m
se

tz
un

g 
ka

nn
 ü

be
r 

ei
ne

 v
om

 V
or

st
an

d 
in

s 
Le

be
n 

ge
ru

fe
ne

 V
er

ga
be

ko
m

m
is

si
on

 o
de

r 
üb

er
 D

rit
te

 o
hn

e 
je

gl
ic

he
 

E
ig

en
in

te
re

ss
en

 e
rfo

lg
en

. 

D
as

 R
eg

le
m

en
t i

st
 in

 d
er

 R
eg

el
 

st
at

ut
ar

is
ch

 g
er

eg
el

t e
in

e 
G

V
-

K
om

pe
te

nz
. H

at
 m

an
 n

oc
h 

ke
in

e 
B

as
is

 
(z

.B
. b

ei
 e

in
er

 N
eu

gr
ün

du
ng

) k
an

n 
au

ch
 e

in
 A

ns
at

z 
se

in
, E

xt
er

ne
 

be
iz

uz
ie

he
n.

 

M
it 

de
m

 B
ei

zu
g 

E
xt

er
ne

r s
ol

lte
 a

be
r 

ni
ch

t ü
be

rtr
ie

be
n 

w
er

de
n.

 E
s 

br
au

ch
t 

ke
in

e 
Q

uo
te

nm
en

sc
he

n 
w

ie
 in

 
be

ka
nn

te
n 

Zü
rc

he
r B

ei
sp

ie
le

n.
 E

s 
gi

bt
 

ei
nf

ac
he

re
 W

eg
e,

 u
m

 s
ic

h 
al

s 
W

oh
nb

au
trä

ge
r z

u 
"c

ha
lle

ng
en

".

E
in

e 
G

en
os

se
ns

ch
af

t i
st

 g
ru

nd
sä

tz
lic

h 
ei

n 
pr

iv
at

es
 R

ec
ht

ss
ub

je
kt

. S
ol

an
ge

 
di

e 
G

en
os

se
ns

ch
af

t f
re

itr
ag

en
d 

is
t 

bz
w

. k
ei

ne
 D

ire
kt

za
hl

un
ge

n 
er

hä
lt,

 
ha

be
n 

D
rit

te
 k

ei
n 

M
its

pr
ac

he
re

ch
t.

S
o 

la
ng

e 
di

e 
G

en
os

se
ns

ch
af

t e
in

e 
st

im
m

ig
e 

Lö
su

ng
 fi

nd
et

, i
st

 n
ic

ht
 

en
ts

ch
ei

de
nd

 w
er

 im
 g

ef
ör

de
rte

n 
W

oh
nr

au
m

 le
bt

. F
ör

de
rg

el
de

r s
ol

lte
n 

de
sh

al
b 

de
nj

en
ig

en
 z

ug
ut

ek
om

m
en

, 
di

e 
so

lid
e 

st
at

ua
ris

ch
e 

B
es

tim
m

un
ge

n 
au

fw
ei

se
n.

 B
ei

sp
ie

ls
w

ei
se

 
B

el
eg

un
gs

vo
rs

ch
rif

te
n.

 

E
in

 re
in

es
 B

au
re

ch
t i

st
 k

ei
ne

 
S

ub
ve

nt
io

n 
un

d 
da

m
it 

au
ch

 k
ei

n 
G

ru
nd

/A
ns

pr
uc

h 
de

r G
es

el
ls

ch
af

t a
uf

 
ei

ne
n 

öf
fe

nt
lic

h 
ge

fü
hr

te
n 

P
ro

ze
ss

.

A9
Tr

an
sp

ar
en

z 
un

d 
E

in
be

zu
g 

is
t w

ic
ht

ig
, 

vo
r a

lle
m

 fü
r M

en
sc

he
n,

 d
ie

 e
in

e 
W

oh
nu

ng
 s

uc
he

n.
 

S
eh

r w
ic

ht
ig

, s
ie

he
 A

8
E

nt
sc

he
id

en
d,

 s
ie

he
 A

8.
 

Is
t e

nt
sc

he
id

en
d.

B
ez

üg
lic

h 
de

s 
V

er
ga

be
pr

oz
es

se
s 

is
t 

ei
ne

 h
oh

e 
Tr

an
sp

ar
en

z 
w

ic
ht

ig
, a

uc
h 

ge
ge

nü
be

r d
em

 B
au

re
ch

ts
ge

be
r. 

D
er

 P
ro

ze
ss

 m
us

s 
na

ch
vo

llz
ie

hb
ar

 
se

in
, w

ob
ei

 d
ie

 T
ra

ns
pa

re
nz

 v
om

 
P

er
sö

nl
ic

hk
ei

ts
sc

hu
tz

 b
eg

re
nz

t w
ird

. 
E

in
 g

lo
ba

le
s 

M
on

ito
rin

g 
is

t a
be

r 
ko

m
bi

ni
er

t m
it 

ei
ne

m
 ö

ffe
nt

lic
h 

ei
ns

eh
ba

re
n 

R
eg

le
m

en
t e

in
 g

ut
er

 
A

ns
at

z.

G
eg

en
üb

er
 d

en
 e

ig
en

en
 M

itg
lie

de
rn

 
is

t h
oh

e 
Tr

an
sp

ar
en

z 
w

ic
ht

ig
. D

ie
s 

be
tri

fft
 in

sb
es

on
de

re
 d

ie
 

V
er

m
ie

tu
ng

sr
ic

ht
lin

ie
n.

S
o 

la
ng

e 
di

e 
W

oh
nb

au
trä

ge
rin

 
fre

itr
ag

en
d 

is
t, 

is
t ö

ffe
nt

lic
he

 
Tr

an
sp

ar
en

z 
ni

ch
t w

ic
ht

ig
. 

A1
0

-
E

in
 tr

an
sp

ar
en

t g
ef

üh
rte

r P
ro

ze
ss

 m
it 

kl
ar

 m
es

sb
ar

en
 K

rit
er

ie
n.

D
er

 E
in

be
zu

g 
de

s 
be

st
eh

en
de

n 
Q

ua
rti

er
s.

S
ie

he
 A

8
W

es
en

tli
ch

 is
t d

ie
 B

ef
äh

ig
un

g 
de

r 
B

et
ei

lig
te

n 
un

d 
di

e 
V

er
m

itt
lu

ng
 v

on
 

W
is

se
n.

 

Th
es

e:
 W

en
n 

di
e 

In
vo

lv
ie

rte
n 

de
n 

gl
ei

ch
en

 W
is

se
ns

st
an

d 
ge

br
ac

ht
 

w
er

de
n,

 w
ür

de
n 

si
e 

te
nd

en
zi

el
l a

uc
h 

di
e 

gl
ei

ch
en

 E
nt

sc
he

id
un

ge
n 

tre
ffe

n.

-
-

(4/6)



84Anhang

In
te

rv
ie

w
pa

rtn
er

 
Nr

. 1
In

te
rv

ie
w

pa
rtn

er
Nr

. 2
In

te
rv

ie
w

pa
rtn

er
 

Nr
. 3

In
te

rv
ie

w
pa

rtn
er

 
Nr

. 4
In

te
rv

ie
w

pa
rtn

er
 

Nr
. 5

In
te

rv
ie

w
pa

rtn
er

 
Nr

. 6
In

te
rv

ie
w

pa
rtn

er
 

Nr
. 7

A1
1

V
ie

le
 M

en
sc

he
n 

si
nd

 v
on

 e
in

em
 

so
lc

he
n 

P
ro

je
kt

 b
et

ro
ffe

n,
 d

ad
ur

ch
 

en
ts

te
ht

 s
oz

ia
le

 V
er

an
tw

or
tu

ng
, h

ie
r 

ka
nn

 P
ar

tiz
ip

at
io

n 
he

lfe
n.

 

O
ftm

al
s 

si
nd

 d
em

 Q
ua

rti
er

 a
be

r a
nd

er
e 

D
in

ge
 w

ic
ht

ig
 a

ls
 d

en
 E

xp
er

te
n.

 
B

ei
sp

ie
ls

w
ei

se
 d

ür
fte

 d
ie

 
Fö

rd
er

di
sk

us
si

on
 b

zw
. w

ie
 e

in
 P

ro
je

kt
 

ge
fö

rd
er

t w
ird

 fü
r d

as
 Q

ua
rti

er
 n

ic
ht

 
vo

n 
In

te
re

ss
e 

se
in

. H
in

ge
ge

n 
di

e 
Fr

ag
e,

 w
el

ch
en

 M
eh

rw
er

t d
as

 P
ro

je
kt

 
fü

r d
as

 Q
ua

rti
er

 b
rin

gt
 u

m
so

 m
eh

r. 

D
ef

in
iti

v.
 

W
as

 a
ls

 "
fa

ir"
 e

m
pf

un
de

n 
w

ird
 is

t 
re

la
tiv

 u
nd

 s
eh

r s
itu

at
iv

. N
ur

 w
en

n 
ei

n 
A

us
ta

us
ch

 s
ta

ttf
in

de
t, 

ka
nn

 b
re

it 
ab

ge
st

üt
zt

 b
es

tim
m

t w
er

de
n,

 d
as

 im
 

je
w

ei
lig

en
 P

ro
je

kt
 d

ar
un

te
r v

er
st

an
de

n 
w

ird
. 

D
ie

 A
kz

ep
ta

nz
 k

an
n 

zw
ar

 g
es

te
ig

er
t 

w
er

de
n,

 o
b 

di
es

 a
be

r z
u 

be
ss

er
en

 
E

rg
eb

ni
ss

en
 fü

hr
t, 

is
t f

ra
gl

ic
h.

 

E
in

 Q
ua

rti
er

ve
rtr

et
er

 k
om

m
t t

en
de

nz
ie

ll 
m

it 
de

r H
al

tu
ng

 "
W

ir 
w

ol
le

n 
so

 
bl

ei
be

n"
. I

n 
de

n 
te

ils
 s

ta
rk

 e
nt

m
is

ch
te

n 
Q

ua
rti

er
en

 in
 Z

ür
ic

h 
hi

lft
 d

er
 E

in
be

zu
g 

ei
ne

s 
Q

ua
rti

er
qu

er
sc

hn
itt

s 
w

en
ig

. B
ei

 
Q

ua
rti

er
ve

re
in

en
 ü

be
rw

ie
ge

n 
zu

de
m

 
of

tm
al

s 
si

tu
at

iv
e 

In
di

vi
du

al
in

te
re

ss
en

.

E
s 

is
t f

ra
gl

ic
h,

 o
b 

da
du

rc
h 

di
e 

O
bj

ek
tiv

itä
t g

ew
ah

rt 
w

er
de

n 
ka

nn
, 

en
ts

ch
ei

de
nd

 is
t e

in
 s

ac
hl

ic
he

r, 
tra

ns
pa

re
nt

er
 P

ro
ze

ss
. 

G
le

ic
hw

oh
l k

an
n 

au
ch

 s
itu

at
iv

 re
ag

ie
rt 

w
er

de
n.

 B
ei

sp
ie

ls
w

ei
se

 h
at

 m
an

 a
uc

h 
sc

ho
n 

au
fg

ru
nd

 v
on

 F
or

de
ru

ng
en

 a
us

 
de

m
 Q

ua
rti

er
 b

ei
 d

er
 V

er
ga

be
 v

on
 

W
oh

nu
ng

en
 ä

lte
re

 M
en

sc
he

n 
be

vo
rz

ug
t. 

D
ie

 C
ha

nc
e 

fü
r e

in
e 

W
oh

nu
ng

 m
us

s 
ab

er
 fü

r a
lle

 g
ew

ah
rt 

bl
ei

be
n,

 s
on

st
 

le
id

et
 d

ie
 A

kz
ep

ta
nz

.

S
ie

he
 A

8 
&

 A
9

D
ie

 F
ra

ge
 is

t, 
ob

 d
ie

s 
ni

ch
t e

in
fa

ch
 

de
m

 W
oh

nb
au

trä
ge

r m
eh

r S
ic

he
rh

ei
t 

gi
bt

, d
a 

er
 a

lle
 g

ef
ra

gt
 h

at
. M

eh
r L

eu
te

 
er

ge
be

n 
m

eh
r M

ei
nu

ng
en

.

P
ar

tiz
ip

at
io

n 
is

t w
ic

ht
ig

 z
u 

B
eg

in
n 

ei
ne

s 
P

ro
je

kt
es

, s
ol

lte
 a

be
r n

ic
ht

 z
u 

w
ei

t g
et

rie
be

n 
w

er
de

n.

-
H

öc
hs

te
ns

 u
m

 
R

ep
ut

at
io

ns
sc

hw
ie

rig
ke

ite
n 

zu
 

ve
rri

ng
er

n.
 D

as
 is

t j
ed

oc
h 

ei
n 

se
lb

st
ge

w
äh

lte
s 

M
itt

el
 u

nd
 k

an
n 

/ 
so

llt
e 

ni
ch

t v
or

ge
sc

hr
ie

be
n 

w
er

de
n.

 

A1
2

si
eh

e 
A

8 
&

 A
11

S
ie

he
 A

11
. D

er
 E

in
be

zu
g 

de
r l

ok
al

en
 

P
ar

tn
er

 b
ei

 S
ch

lü
ss

el
th

em
en

 h
at

 
zu

de
m

 d
er

 V
or

te
il,

 d
as

s 
di

e 
V

er
an

tw
or

tu
ng

 fü
r d

as
 E

rg
eb

ni
s 

vo
n 

al
le

n 
m

itg
et

ra
ge

n 
w

ird
. 

S
ie

he
 A

11
.

S
ie

he
 A

8
S

ie
he

 A
11

S
ie

he
 A

8
S

ie
he

 A
11

A1
3

-
W

en
n 

ei
ne

 a
us

ge
w

og
en

e 
D

ur
ch

m
is

ch
un

g 
er

re
ic

ht
 is

t u
nd

 s
ic

h 
im

 
Q

ua
rti

er
 u

nd
 d

er
 S

ta
dt

 a
lle

 w
oh

lfü
hl

en
. 

W
en

n 
ei

ne
 G

em
ei

ns
ch

af
t g

eb
ild

et
 

w
er

de
n 

ka
nn

, i
n 

de
r M

en
sc

he
n 

ei
ne

 
ne

ue
 Id

en
tit

ät
 fi

nd
en

 k
ön

ne
n 

w
o 

si
e 

be
re

it 
si

nd
, s

ic
h 

lä
ng

er
fri

st
ig

 z
u 

en
ga

gi
er

en
. 

W
en

n 
di

e 
B

ev
öl

ke
ru

ng
 d

ie
 g

ut
e 

D
ur

ch
m

is
ch

un
g 

ei
ne

s 
Q

ua
rti

er
s 

ak
ze

pt
ie

rt,
 a

ne
rk

en
nt

 u
nd

 a
lle

 
S

ch
ic

ht
en

 fr
ie

dl
ic

h 
zu

sa
m

m
en

le
be

n.
 

O
be

rs
te

s 
Zi

el
 is

t d
ie

 B
er

ei
ts

te
llu

ng
 v

on
 

W
oh

nr
au

m
, d

er
 d

er
 S

pe
ku

la
tio

n 
en

tz
og

en
 w

ird
. S

o 
la

ng
e 

ei
n 

ge
su

nd
es

 
V

er
hä

ltn
is

 g
eg

eb
en

 is
t, 

is
t d

ie
 F

ra
ge

, 
w

er
 k

on
kr

et
 d

ar
in

 w
oh

nt
 a

us
 

ge
se

lls
ch

af
tli

ch
er

 S
ic

ht
 s

ek
un

dä
r. 

W
en

n 
in

 1
00

 J
ah

re
n 

D
au

er
 d

ie
 

Zi
el

gr
up

pe
 d

av
on

 p
ro

fit
ie

re
n 

ka
nn

, 
w

en
n 

ei
n 

B
ei

tra
g 

zu
r s

oz
ia

le
n 

D
ur

ch
m

is
ch

un
g 

de
s 

Q
ua

rti
er

s 
ge

le
is

te
t 

w
ird

 u
nd

 e
in

 q
ua

lit
at

iv
er

 B
ei

tra
g 

zu
r 

N
ac

hb
ar

sc
ha

ft 
un

d 
zu

m
 Q

ua
rti

er
 

ge
le

is
te

t w
ird

.

(5/6)



85Anhang

In
te

rv
ie

w
pa

rtn
er

 
Nr

. 1
In

te
rv

ie
w

pa
rtn

er
Nr

. 2
In

te
rv

ie
w

pa
rtn

er
 

Nr
. 3

In
te

rv
ie

w
pa

rtn
er

 
Nr

. 4
In

te
rv

ie
w

pa
rtn

er
 

Nr
. 5

In
te

rv
ie

w
pa

rtn
er

 
Nr

. 6
In

te
rv

ie
w

pa
rtn

er
 

Nr
. 7

A1
4

G
en

os
se

ns
ch

af
te

n 
so

llt
en

 g
en

er
el

l 
ga

nz
he

itl
ic

he
r d

en
ke

n,
 d

ie
s 

w
ür

de
 

m
eh

r M
ög

lic
hk

ei
te

n 
er

öf
fn

en
. 

G
en

os
se

ns
ch

af
te

n 
w

er
de

n 
vo

n 
de

r 
Ö

ffe
nt

lic
hk

ei
t v

ie
l s

tä
rk

er
 b

eo
ba

ch
te

t 
al

s 
an

de
re

 W
oh

nb
au

trä
ge

r, 
w

as
 n

ic
ht

 
un

be
di

ng
t "

fa
ir"

 is
t, 

da
 s

ie
 in

 d
er

 R
eg

el
 

se
lb

st
tra

ge
nd

 s
in

d

D
ur

ch
 e

in
en

 g
em

ei
ns

am
en

 
Le

rn
pr

oz
es

s 
w

ie
 v

or
st

eh
en

d 
be

sc
hr

ie
be

n 
w

ird
 n

ic
ht

 n
ur

 d
ie

 
Le

gi
tim

at
io

n 
ge

st
är

kt
, s

on
de

rn
 e

s 
kö

nn
en

 a
uc

h 
M

eh
rw

er
te

 fü
r k

ün
fti

ge
 

P
ro

je
kt

e 
ge

sc
ha

ffe
n 

w
er

de
n.

 

Zi
el

 m
us

s 
ei

ne
 le

rn
en

de
, i

nt
eg

ra
le

 
E

nt
w

ic
kl

un
g 

se
in

.

D
ie

 L
eb

en
sq

ua
lit

ät
 in

 Z
ür

ic
h 

is
t 

de
sh

al
b 

so
 h

oc
h,

 w
ei

l e
s 

do
rt 

ke
in

e 
M

on
ok

ul
tu

re
n 

ha
t. 

E
in

e 
br

ei
te

 
A

nz
ie

hu
ng

sk
ra

ft 
is

t d
as

 E
rfo

lg
sr

ez
ep

t.

In
 e

in
er

 W
oh

nb
au

ge
no

ss
en

sc
ha

ft 
so

llt
e 

ni
ch

t d
er

 e
ig

en
e 

B
al

ko
n,

 
so

nd
er

n 
di

e 
G

em
ei

ns
ch

af
tli

ch
ke

it 
da

s 
W

ic
ht

ig
st

e 
se

in
.

P
ol

iti
k 

is
t s

ub
je

kt
iv

, d
ie

 ö
rtl

ic
he

n 
Q

ua
lit

ät
en

 je
do

ch
 o

bj
ek

tiv
. 

W
oh

nr
au

m
fö

rd
er

un
g 

is
t a

us
 

ge
se

lls
ch

af
tli

ch
er

 S
ic

ht
 w

ic
ht

ig
 u

nd
 

da
nn

 e
rfo

lg
re

ic
h,

 w
en

n 
ei

n 
au

sr
ei

ch
en

d 
gr

os
se

s 
A

ng
eb

ot
 b

es
te

ht
.

E
ig

ne
 g

ut
e 

D
ur

ch
m

is
ch

un
g 

so
llt

e 
ei

ge
nt

lic
h 

M
eh

rh
ei

ts
fä

hi
g 

se
in

, e
be

ns
o 

w
ie

 d
ie

 g
em

ei
nn

üt
zi

ge
 

W
oh

nr
au

m
fö

rd
er

un
g.

 D
ie

se
 k

am
 

da
m

al
s 

du
rc

h 
ei

ne
n 

S
ch

ul
te

rs
ch

lu
ss

 
zw

is
ch

en
 S

oz
ia

lis
te

n 
un

d 
Li

be
ra

le
n 

zu
st

an
de

: D
as

 W
ar

ne
hm

en
 v

on
 

E
ig

en
ve

ra
nt

w
or

tu
ng

 w
ird

 g
ef

ör
de

rt 
un

d 
de

r a
us

uf
er

nd
en

 
W

oh
nr

au
m

sp
ek

ul
at

io
n 

w
ird

 G
re

nz
en

 
ge

se
tz

t. 

H
eu

te
 v

er
hi

nd
er

n 
In

te
re

ss
en

bi
nd

un
ge

n 
be

i d
en

 
Li

be
ra

le
n 

of
tm

al
s 

so
lc

he
 L

ös
un

ge
n.

 
D

ie
 F

ra
ge

 n
ac

h 
de

r 
N

ut
ze

nm
ax

im
ie

ru
ng

 k
an

n 
ab

er
 n

ic
ht

 
nu

r r
ei

n 
m

on
et

är
 b

et
ra

ch
te

t w
er

de
n!

W
ic

ht
ig

 is
t d

ie
 G

es
am

th
ei

tli
ch

ke
it 

be
i 

ei
ne

m
 P

ro
je

kt
: E

s 
br

au
ch

t e
in

e 
K

os
te

n-
N

ut
ze

n-
A

na
ly

se
 a

uf
 je

de
r E

be
ne

. 

A
ls

 S
ta

at
 s

ol
lte

 m
an

 a
lle

 F
ör

de
rn

, d
ie

 
G

em
ei

nn
üt

zi
g 

un
d 

G
em

ei
nw

oh
lo

rie
nt

ie
rt 

si
nd

. A
lte

rn
at

iv
 

kö
nn

te
 m

an
 d

ie
 G

en
os

se
ns

ch
af

t w
ie

 
da

s 
W

oh
ne

ig
en

tu
m

 a
ls

 G
at

tu
ng

 
de

fin
ie

re
n 

un
d 

da
m

it 
pa

us
ch

al
 fö

rd
er

n 
(S

te
ue

rth
em

at
ik

). 

W
en

n 
Fö

rd
er

le
is

tu
ng

en
 b

eu
rte

ilt
 

w
er

de
n,

 m
us

s 
A

uf
w

an
d 

un
d 

E
rtr

ag
 

in
kl

us
iv

e 
de

r i
nd

ire
kt

en
 T

he
m

en
 

(In
fra

st
ru

kt
ur

, Q
ua

rti
er

m
eh

rw
er

t e
tc

.) 
be

tra
ch

te
t w

er
de

n.
 M

an
 m

us
s 

di
e 

Fr
ag

e 
st

el
le

n:
 W

o 
sp

ar
t d

er
 S

ta
at

 
üb

er
al

l G
el

d,
 w

en
n 

er
 W

oh
nr

au
m

 
fö

rd
er

t?

(6/6)



86Anhang

Anhang 7 - Ausgewertete Antwortmatrix der Interviews, Block B (1/2)
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88Anhang

Anhang 8 - Ausgewertete Antwortmatrix der Interviews, Block C

Interviewpartner Nr. 12 Interviewpartner Nr. 13

C1 Ja, die Region Bern hat generell einen hohen Anteil solcher 
Wohnungen. Wir beschäftigen uns regelmässig mit Themen aus 
diesem Bereich.

Viele gemeinnützige Wohnbauträger als Kunden. Thematik hat 
einen hohen Stellenwert, deren Finanzierung ist Teil des 
Bankgeschäfts seit der Gründung.

C2 Es kann am ehesten als spezialisierter Bereich bezeichnet 
werden. 

Unterschiedlich ist beispielsweise die Organisationsform und 
damit einhergehend auch der Ausbildungsstand der 
Verantwortlichen sowie eine andere Zielsetzung. 

Bei gemeinnützigen Wohnbauträgern können beispielsweise 
auch Zielkonflikte entstehen wenn es darum geht, notwendige 
Rückstellungen und Reserven zu schaffen und gleichzeitig die 
Mieten tief zu halten. 

Konventionelle Renditeobjekte benötigen einen wesentlich 
höheren Anteil Eigenkapital und eine höhere Rendite zur 
Bemessung der Tragbarkeit als gemeinnütziger Wohnungsbau, 
der die Kostenmiete als Basis hat.

Bei den weichen Themen ist es vor allem das unterschiedliche 
Know-How und die unterschiedliche Grundhaltung.

C3 Eine bestehende Wohnbauträgerin hat in der Regel eine 
Geschichte, ein bestehendes Team und Spezialisten. Eine 
neuformierte Genossenschaft kennt sich oftmals noch nicht so 
gut, Fähigkeiten und Fertigkeiten sind erst wenig vorhanden. 

Die Finanzierung und als Bestandteil davon das Eigenkapital 
innerhalb der vorhandenen Regulierungen ist die grösste 
Herausforderung. 

Die Beschaffung des Eigenkapitals und teilweise das fehlende 
Wissen.

Bestehende Wohnbauträger haben viel mehr Substanz und 
über mehr Eigenlapitalanteil. 

Bei neuen Wohnbauträgern müssen die Anfangsmietzinse 
dementsprechend tendenziell höher sein, um amortisieren zu 
können. 

Tendenziell ist die Finanzierung bei neu gegründeten 
Wohnbauträgern wegen des schlechteren Kreditratings teurer 
als bei etablierten aufgrund der höheren Risiken.

C4 Ein Genossenschaftsprojekt braucht von Beginn weg Geld. Das 
Geld kann aber erst aus der Finanzierung kommen, wenn diese 
gesichert und damit das Eigenkapital vorhanden ist. Dazwischen 
liegt ein Planungsprozess, der separat finanziert werden muss.

Mitentscheidend ist hier auch die Lage des Projektes. Ist eine 
hohe Nachfrage zu erwarten, ist die Ausgangslage wesentlich 
flexibler als bei einer tief zu erwartenden Nachfrage, gerade im 
ländlichen Bereich.

Die Eigenmittel der Genossenschaft (i.d.R. die Anteilsscheine) 
müssen vor Freigabe des Baukredits einbezahlt sein. 
Entsprechend muss die Finanzierung vor Baubeginn gesichert 
sein.

Dies bedeutet auch eine Vergabe der Wohnungen vor 
Baubeginn. An guten Lagen können Sonderlösungen gefunden 
werden.

C5 Diese spielen eine zentrale Rolle. Im Beispiel Huebergass war 
ausschlaggebend, dass die Stadt bereit war, im Falle eines 
gescheiterten Projektes die Anwendung der relativen 
Kostenmiete anstelle der im Baurechtsvertrag absolut 
festgelegten Mietzinse zu akzeptieren. 

Wird das Mietzinsniveau künstlich begrenzt, hat dies einen 
grossen Einfluss auf die Bewertung der Liegenschaft und damit 
auch auf den Kreditrahmen.

C6 Gerade im urbanen Raum dürfte es in den nächsten 10-15 
Jahren ein grosses Potenzial geben. 

In urbanen Gebieten mit hoher Nachfrage besteht grosses 
Potenzial, das aber letztlich abhängig ist von der politischen 
Unterstützung. 

Im ländlichen Gebiet nur bescheidenes Potenzial wegen 
geringerer Nachfrage, tieferen Mietzinsen und einer eher EFH-
Affinen Zielgruppe.
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